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Die Sitzung wird um 9 Uhr 5 Minuten durch den 
Präsidenten Dr. Ehlers eröffnet. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 244. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages und bitte, die Namen der entschuldigten Ab-
geordneten bekanntzugeben. 

Müller (Hessen), Schriftführer: Entschuldigt feh-
len die Abgeordneten Dr. Becker (Hersfeld), Dr. 
Bartram (Schleswig-Holstein), Dr. Ott, Rademacher, 
Frau Arnold, Dr. Semler, Dr. Bucerius und Rei-
mann. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich darf mich zunächst der Aufgabe entledigen, der 
Frau Abgeordneten Arnold, die nicht anwesend ist, 
zu ihrem heutigen 70. Geburtstag und dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Kneipp zu seinem heutigen 68. 
Geburtstag herzliche Glückwünsche auszusprechen. 

(Beifall.) 
Die Tatsache, daß wir erst vom 60. Geburtstag 

an Notiz nehmen, verhindert mich, weitere Glück-
wünsche, die am heutigen Tage fällig wären, aus-
zusprechen und etwa den Geburtstag des Herrn 
Abgeordneten Schüttler besonders zu erwähnen. 
Ich werde das aber persönlich nachholen. 

(Beifall.) 
Ich darf aber vielleicht bereits im voraus, da wir 

zum letztenmal vor den Ferien versammelt sind, 
wie wir doch hoffen, der Tatsache gedenken, daß 
der Herr Abgeordnete Löbe, unser verehrter Alters-
präsident, am 14. Dezember 77 Jahre alt wird. 

(Beifall.) 
Ich habe zunächst folgende Mitteilungen zu 

machen. In der 39. Sitzung des Deutschen Bundes-
tages am 16. Februar 1950 ist gemäß Beschluß zu 
Drucksache Nr. 487 u. a. von der Bundesregierung 
die vierteljährliche Vorlage eines Berichts über den 
Anteil der Frauen im öffentlichen Dienst bei der 
Bundesverwaltung an den Ausschuß für Angelegen-
heiten der inneren Verwaltung verlangt worden. 
Der Ausschuß hat sich auf Anregung des Herrn 
Bundesministers des Innern mit einer jährlichen 
Berichterstattung einverstanden erklärt, wenn die

-

ser Bericht jeweils zum Zeitpunkt der Haushalts-
beratungen vorgelegt wird. Ich darf mich nach der 
Besprechung im Ältestenrat vergewissern, daß das 
Haus mit dieser Regelung einverstanden ist. — Das 
ist offenbar der Fall. 
Dann ist vorgeschlagen worden, heute auf die 

Tagesordnung zu setzen die Zweite und Dritte Be-
ratung des von den Abgeordneten Arndgen, Rich-
ter, Dr. Hammer, Walter, Willenberg und Genossen 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Erhöhung der Grundbeträge in der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und der Rentenversicherung 
der Angestellten sowie über die Erhöhung der 
Renten in der knappschaftlichen Rentenversiche-
rung (Grundbetragserhöhungsgesetz), Nr. 3927 der 
Drucksachen. Der Mündliche Bericht des Haushalts-
ausschusses wird von Herrn Abgeordneten Arnd-
gen erstattet werden. Das entspricht der Verein-
barung, die wir getroffen haben. — Sie sind mit 
der Tatsache der Unterbringung auf der heutigen 
Tagesordnung einverstanden. 

(Abg. Arndgen: Wann?) 
— Zu einem geeigneten Zeitpunkt, Herr Kollege 
Arndgen. Ich glaube, wir haben noch einige Ver-
änderungen. Ich denke, ich würde es als Punkt 2 
der Tagesordnung einfügen. 
Dann hat die Fraktion der SPD gebeten, die 

Punkte 9 a und b heute von der Tagesordnung ab-
zusetzen. Das ist das Gesetz über die Besteuerung 
des Branntweins und das Gesetz über die Monopol

-

bewirtschaftung des Branntweins. Darf ich anneh-
men, daß das Haus mit dieser Absetzung einver- 
standen ist? 

(Abg. Dr. Wellhausen: Nein!) 
— Herr Abgeordneter Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Meine Damen und Her-
ren! Das Haus wartet seit Monaten auf diese Vor-
lage der Regierung, und die Ausschüsse, denen be-
reits eine entsprechende Vorlage der SPD zum 
gleichen Gegenstand vorliegt, sind in ihrer Arbeit 
gehindert. Wir rechneten damit, daß heute die erste 
Lesung, wenn auch vielleicht ohne Begründung und 
ohne Debatte, über die Bühne geht, damit der 
Finanzausschuß in der Lage ist, in den zwei ersten 
Wochen des Januar dieses Gesetz zuzüglich des von 
der SPD vor Monaten eingebrachten Gesetzes zu 
beraten. 

(Abg. Mellies: Sie sind doch sonst immer 
dafür, daß die Vorlagen zeitig vorgelegt 

werden!) 
Ich möchte deswegen bitten, daß das Gesetz auf 
der Tagesordnung, auf die es bereits gesetzt ist, 
verbleibt. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
das ist nicht möglich. Sie werden inzwischen be-
merkt haben, daß Ihnen die Gesetzentwürfe noch 
nicht einmal vorliegen. 

(Abg. Dr. Gülich: Sehr richtig!) 
Die Ursache dafür liegt nicht beim Bundestag. Die 
Gesetzentwürfe sind uns zu einem Zeitpunkt zuge-
gangen, in dem ich bestenfalls sicherstellen konnte, 
daß sie bei Beginn der Sitzung verteilt werden. Das 
ist noch nicht geschehen. Wenn widersprochen wird, 
vermag ich angesichts der Nichtwahrung der Frist 
die Beratung dieser Gesetze nicht zu erreichen. 

(Abg. Dr. Gülich: Ich widerspreche!) 
— Ich glaube also, daß ohne weitere Debatte, Herr 
Professor Gülich, 

(Abg. Dr. Gülich: Einverstanden!) 



Deutscher Bundestag — 244. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. Dezember 1952 	11597 
(Präsident Dr. Ehlers) 
zweckmäßigerweise von dieser Tatsache Kenntnis 
genommen wird, die sich zwingend aus der Ge-
schäftsordnung ergibt. 
Der Ausschuß für das Besatzungsstatut und aus-

wärtige Angelegenheiten hat gebeten, den Punkt 8 
der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über den Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich der Niederlande über die Fest-
setzung einer Betriebsgrenze für ostwärts der 
deutsch-niederländischen Landesgrenze lie-
gende Steinkohlenfelder vom 18. Januar 1952 
(Nr. 3710 der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für das 
Besatzungsstatut und auswärtige Angelegen-
heiten (7. Ausschuß) (Nr. 3917 der Druck-
sachen) 

abzusetzen, und zwar mit Rücksicht auf die Tat-
sache, daß der Herr Berichterstatter heute nicht 
anwesend sein kann. 
Sodann, meine Damen und Herren — wir sind 

noch nicht am Ende; wir haben die letzte Sitzung 
vor den Ferien, und darum muß der Fahrplan auf 
Weihnachtsumstände eingerichtet werden —, ist im 
Ältestenrat der Vorschlag gemacht worden, die 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesver-
triebenengesetz) (Nr. 2872 der Drucksachen); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Heimatvertriebene (22. Ausschuß) (Nr. 3902 
der Drucksachen) 

heute nicht vorzunehmen, sondern die Vorlage an 
einige Ausschüsse zu überweisen, an die sie zum 
Teil noch nicht verwiesen war, da sich bei der Be-
ratung in den Fraktionen offenbar erhebliche Fra-
gen aufgeworfen haben. 
Herr Abgeordneter Dr. Kather wünscht, dazu das 

Wort zu nehmen. Bitte schön! 

Dr. Kather (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktionen sind sich darüber 
einig geworden, und es hat wohl auch im Ältesten-
rat Einmütigkeit darüber bestanden, daß das Gesetz 
heute nicht verhandelt werden soll. Ich bedaure 
das; denn wir hatten gehofft, es noch vor Weihnach-
ten verabschieden zu können. Ich muß zugeben, daß 
erhebliche sachliche Schwierigkeiten bestehen. Es 
kann auch nicht darüber hinweggesehen werden, 
daß die Vorlage den Abgeordneten des Hohen Hau-
ses erst vorgestern zur Kenntnis gekommen ist. 
Es wird sich also, so schmerzlich das ist, nicht ver-
meiden lassen, daß wir heute nicht darüber ver-
handeln. Ich würde aber bitten, nur eine Vertagung 
und nicht eine Zurückverweisung an irgendwelche 
Ausschüsse zu beschließen. Das Gesetz war dem 
Ausschuß für Heimatvertriebene federführend und 
dem Ausschuß für innere Verwaltung zur Mitbe-
ratung überwiesen. Wir haben zur Beratung außer-
dem den Rechtsausschuß, den Finanzausschuß, den 
Landwirtschaftlichen Ausschuß, den Ausschuß für 
gesamtdeutsche Fragen und, ich glaube, noch 
irgendeinen Ausschuß 

(Abg. Dr. Schäfer: Den Sozialpolitischen!) 
hinzugezogen. 
Die Schwierigkeiten bestehen in der Hauptsache 

auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Bestim-
mungen dieses Gesetzes. Wir haben in dreitägigen 
Besprechungen die Schwierigkeiten bereits auszu-
räumen versucht. Das ist weitgehend, aber nicht 

ganz gelungen. Es besteht durchaus die Möglichkeit, 
ja sogar die Aussicht, daß wir bis zum 21. Januar 
etwaige Schwierigkeiten durch interfraktionelle 
Aussprachen beseitigen können. 

Ich bitte daher, nicht eine formelle Überweisung 
oder Rückverweisung an irgendwelche Ausschüsse 
vorzunehmen, sondern lediglich zu vertagen, damit 
inzwischen Gelegenheit ist, auf dem Wege, den ich 
angedeutet habe, zu einer Einigung zu kommen. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich darf — nur informatorisch — darauf hinweisen, 
daß mir nach der Vereinbarung im Ältestenrat die 
Fraktionen mitgeteilt haben, an welche Ausschüsse 
sie das Gesetz zurückverwiesen haben möchten. 
Das ist naturgemäß außer dem Vertriebenenaus-
schuß als dem federführenden Ausschuß der Aus-
schuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht, der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten, der gesamtdeutsche Ausschuß, der Ausschuß 
für Sozialpolitik und der Ausschuß für Wirtschafts-
politik. 

(Abg. Frau Krahnstöver: Und Lastenaus

-

gleichsausschuß, bitte!) 

— Frau Krahnstöver schlägt auch noch den Lasten-
ausgleichsausschuß vor. 

Herr Abgeordneter Arndgen zunächst! 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte das Hohe 
Haus doch bitten, dem Antrag zuzustimmen, dieses 
Vertriebenengesetz den Ausschüssen zu überweisen, 
die der Herr Präsident genannt hat. Wenn ich die 
Dinge von der Sozialversicherung aus sehe, so muß 
ich sagen, es ist ganz unmöglich, dieses Gesetz zu 
verabschieden, ohne daß der Sozialpolitische Aus-
schuß sich damit beschäftigt hat, weil es sehr stark 
in die Sozialversicherungsbestimmungen eingreift. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Dr. 
Müller. 

Dr. Dr. Müller (Bonn) (CDU): Ich verzichte nach 
den Ausführungen des Herrn Kollegen Arndgen. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Dr. 
Menzel. 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auch die sozialdemokratische Fraktion 
bedauert es lebhaft, daß es nicht möglich gewesen 
ist, das Gesetz noch vor Weihnachten zu verab-
schieden. Es sind eine Reihe von Überweisungs-
anträgen gestellt worden. Wir sind damit einver-
standen, daß das Gesetz in der Zeit bis zur nächsten 
Plenarsitzung an einige Ausschüsse zurückgeht, da-
mit wir bei der nächsten Plenarberatung wenigstens 
eine klare und sachliche Grundlage haben. Aber 
wir legen von unserer Fraktion unbedingten Wert 
darauf, daß das Flüchtlingsgesetz in der ersten Ple-
narsitzung des neuen Jahres beraten und möglichst 
verabschiedet wird. Aus diesem Grunde haben wir 
auch erhebliche Bedenken, daß der Entwurf — 
neben der Überweisung an den Gesamtdeutschen 
Ausschuß, den Sozialpolitischen Ausschuß, den 
Lastenausgleichsausschuß usw. — auch an den Aus-
schuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht geht. 
Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs-
recht ist mit derartig vielen wichtigen Gesetzen 
nicht nur belastet, sondern überlastet, daß er ein-
fach nicht in der Lage sein wird, bis Mitte Januar 
1953 das Gesetz ordnungsmäßig zu beraten. Die 
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Überweisung würde bedeuten, daß wir diesen Ge-
setzentwurf wahrscheinlich nicht vor Februar oder 
März wiederbekommen. 
Aus diesem Grunde bitten wir, von einer Über-

weisung an den Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht abzusehen und gleichzeitig fest-
zulegen, daß das Gesetz in den Sitzungen vom 21. 
oder 22. Januar 1953 wieder auf die Tagesordnung 
kommt. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
Sie haben den Vorschlag des Herrn Abgeordneten 
Dr. Menzel gehört. Ich würde Ihnen folgendes vor-
schlagen: federführend muß naturgemäß der Aus-
schuß für Vertriebene bleiben, 

(Zustimmung) 

denn wir müssen ja eine ordnungsmäßige Zusam-
menfassung der Arbeit haben. Darf ich unterstellen, 
daß trotz der Bedenken, die Herr Abgeordneter Dr. 
Kather vorgetragen hat, eine Überweisung des Ge-
setzes — und zwar naturgemäß immer nur wegen 
der Teile, die sachlich die einzelnen Ausschüsse 
betreffen — an den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten gebilligt wird? 

(Zustimmung.) 
— Das ist offenbar der Fall. 
Dann ist vorgeschlagen, den Ausschuß für ge-

samtdeutsche Fragen damit zu befassen. 
(Abg. Dr. Kather: Nicht nötig!) 

- Also, meine Damen und Herren, da widerspro-
chen wird, lasse ich abstimmen. Wer ist dafür, die-
sen Gesetzentwurf auch dem Ausschuß für gesamt-
deutsche Fragen zu überweisen? — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das erste war die Mehrheit; die 
Überweisung ist erfolgt. 
Ich darf nun nach der Überweisung an den Aus-

schuß für Sozialpolitik fragen. Ist man damit ein-
verstanden? Ich glaube, daß hier ein Hauptgewicht 
der Schwierigkeiten lag. •Offenbar ist die Über-
einstimmung darüber vorhanden. 

(Zuruf von der Mitte: Auch nicht!) 

— Also, stimmen wir ab; das erleichtert die Sache. 
Wer ist dafür, auch den Ausschuß für Sozialpolitik 
damit zu befassen? — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das erste war die Mehrheit; die Überweisung 
ist erfolgt. 
Dann Ausschuß für Wirtschaftspolitik! 

(Widerspruch in der Mitte und rechts.) 
— Das scheint mir nicht die überwiegende Meinung 
zu sein. Ich bitte die Damen und Herren, die dafür 
sind, die Hand zu erheben. — Das ist ,,ein"-stim-
mig abgelehnt. 

(Zuruf.) 

— Gegen eine Stimme natürlich. 
(Erneuter Zuruf und Heiterkeit.) 

— Zwei; also ich bitte um Entschuldigung. 
Dann die Frage Rechtsausschuß! 
(Abg. Dr. Laforet: War doch schon! — Abg. 
Mellies: Schon erledigt! — Abg. Frau Dr. 

Weber [Essen]: Ist schon gewesen!) 
— Also jedenfalls von mir aus nicht. 

(Abg. Dr. Laforet: Der Rechtsausschuß hat 
beschieden!) 

— Hat es gehabt! 
(Abg. Dr. Laforet: Jawohl! — Abg. Dr. 
Dr. Müller [Bonn]: Das stimmt nicht!) 

— Also, daß der Rechtsausschuß das Gesetz beraten 

hat, Herr Abgeordneter Dr. Müller, können Sie 
nicht bestreiten. Das ist nun ein Faktum, das akten-
mäßig zu belegen ist; darüber brauchen wir uns 
nicht zu streiten. 
Wer ist dafür, es nochmals dem Rechtsausschuß 

zu überweisen? — Das ist die Minderheit; die Über-
weisung ist nicht erfolgt. 

(Abg. Struve: Zur Geschäftsordnung!) 
— Herr Abgeordneter Struve! 

Struve (CDU): Ich möchte das Hohe Haus darauf 
aufmerksam machen, daß die Unterrichtung falsch 
ist. Der landwirtschaftliche Teil ist dem Rechtsaus-
schuß nicht überwiesen worden, und das ist der ent-
scheidende Teil, bei dem die Schwierigkeiten entste-
hen. Ich bitte die Herren Mitglieder des Rechtsaus-
schusses, auch den landwirtschaftlichen Teil zu 
überprüfen. 

Präsident Dr. Ehlers: Erstens ist die Überwei-
sung an den Rechtsausschuß abgelehnt worden. Wir 
können nicht zweimal über dasselbe abstimmen. 
Im übrigen ist nach meiner Erinnerung und, ich 
denke, auch nach der Erinnerung des Hauses nicht 
eine Teilüberweisung an den Rechtsausschuß, son-
den eine Gesamtüberweisung an den Rechtsaus-
schuß erfolgt. 

(Abg. Kunze: 	Es ist seinerzeit über

-

haupt keine an den Rechtsausschuß erfolgt!) 
— Herr Abgeordneter Kather hat vorgetragen, daß 
der Rechtsausschuß zumindest befaßt worden ist. 
Der Vorsitzende des Rechtsausschusses bestätigt mir 
das. Nachdem die Abstimmung erfolgt ist, bedarf 
es wohl keiner weiteren Erörterung darüber. 
Der Abgeordnete Dr. Menzel hat vorgeschlagen, 

die Beratung auf jeden Fall auf die Sitzung des 
21. Januar zu legen. Ich würde Ihnen vorschlagen, 
darüber keinen Beschluß herbeizuführen. Wir 
haben die Möglichkeit, uns am 15. in der Sitzung 
des Ältestenrats darüber zu verständigen. 
Frau Abgeordnete Krahnstöver hatte vorgeschla-

gen, das Gesetz auch dem Ausschuß für Lasten-
ausgleich zu überweisen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die für die Überweisung an den Lasten-
ausgleichsausschuß sind, die Hand zu erheben. — 
Das ist die Mehrheit; auch diese Überweisung ist 
erfolgt. 
Zur Geschäftsordnung wollte Herr Abgeordneter 

Fisch das Wort nehmen. 

Fisch (KPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Namens der kommunistischen Fraktion 

(Zurufe von der Mitte: Gruppe!) 
beantrage ich, gestützt auf § 26 Abs. 4 der Ge-
schäftsordnung, die Absetzung der Punkte 12 bis 
26 von der heutigen Tagesordnung. 

(Lachen in der Mitte und rechts.) 

Es handelt sich bei diesen Punkten um die Anträge 
auf Aufhebung der Immunität und Genehmigung 
zu Strafverfahren gegen neun kommunistische Ab-
geordnete. In den vorliegenden Anträgen stützt 
man sich auf die Behauptung, die kommunistischen 
Abgeordneten sollten vor Gericht gestellt werden, 
weil sie die verfassungsmäßige Ordnung der Bun-
desrepublik gefährdeten. 

(Zurufe von der Mitte.) 
Nach der politischen Entwicklung der letzten Zeit, 
insbesondere seit dem Eingriff der Bundesregierung 
in die Tätigkeit des Bundesverfassunggerichts, ist 
nachgewiesen, daß nicht die Kommunisten, sondern 
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die Bundesregierung die verfassungsmäßige Ord-
nung dieses Staates gefährdet. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter, ich bitte 
Sie, zur Sache zu sprechen, und nicht zu Dingen, 
die mit diesem Punkt nicht in Verbindung stehen! 

Fisch (KPD): Ich glaube, Herr Präsident, daß 
diese Dinge zur Sache gehören. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich rufe Sie das erste Mal 
zur Sache! 

Fisch (KPD): Seit gestern ist nachgewiesen, daß 
Recht und Gesetz beiseite geschoben werden, 

(Zurufe von der Mitte) 

wenn es darum geht, höhere, fremde Wünsche zu 
erfüllen. 

(Sehr wahr! bei der KPD.) 

In den vorliegenden Fällen liegen zwingende 
Gründe für die Annahme vor, daß die Methoden 
der Willkür und der Rechtsbeugung auch hier ange-
wandt werden sollen, 

(Sehr wahr! bei der KPD — Zuruf von 
der Mitte: Unerhört!) 

um mit den kommunistischen Abgeordneten die 
gesamte Opposition gegen die Politik des General-
vertrags an der Ausübung ihrer Tätigkeit zu hin-
dern. Der Vertreter der Bundesanwaltschaft, Bun-
desanwalt G ü d e , hat vor kurzem verlauten lassen, 

(Abg. Renner: Gut zuhören!) 
es sei beabsichtigt, die von den Verfahren betroffe-
nen kommunistischen Abgeordneten unverzüglich 
nach Aufhebung ihrer Immunität zu verhaften. 

(Abg. Renner: Hört! Hört! Bewiesen ist 
das! Tatsachen!) 

Dieses Verfahren wäre eine grobe Verletzung des 
Grundgesetzes und der Geschäftsordnung dieses 
Hauses. Die kommunistischen Abgeordneten sollen 
daran gehindert werden, ihren Verpflichtungen 
gegenüber dem Volke 

(Zuruf von der Mitte) 
und gegenüber der Wählerschaft nachzukommen. 

(Erneute Zurufe.) 

Uns scheint, daß dieses Verfahren insbesondere ge-
wählt wird im Hinblick auf die noch ausstehende 
dritte Lesung des Generalvertrags und des EVG-
Vertrags. Uns scheint, daß durch dieses Verfahren 
die dritte Lesung in unzulässiger Weise beeinflußt 
werden soll, daß eine für die Adenauer-Politik 
gefügige Mehrheit auf diese Weise zustande ge-
bracht werden soll. 

Aus diesen Gründen beantragen wir die Abset-
zung der genannten Punkte und ihre Vertagung 
bis nach der Abhaltung der dritten Lesung der 
Verträge. 

(Beifall bei der KPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Ritzel! 

Ritzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte zur Geschäftsordnung folgende 
Feststellung treffen. In den Fällen, in denen der 
Ausschuß für Geschäftsordnung und Immunität mit 
Mehrheit die Aufhebung der Immunität der in 
Frage kommenden Abgeordneten der kommunisti-
schen Gruppe beschlossen hat und dem Hohen Haus 
empfiehlt, handelt es sich ausnahmslos darum, daß 
die Immunität zum Zwecke der Strafverfolgung, 

aber nicht zum Zwecke der Verhaftung oder eines 
Strafvollzugs aufgehoben werden soll. Es ist nicht 
möglich, daß — wenn das Haus nicht anders be-
schließt, als es der Ausschuß beschlossen hat — die 
Gefahr eintritt, von der der Herr Abgeordnete 
Fisch gesprochen hat, nämlich die Verhaftung wider 
den Willen des Parlaments. 

(Abg. Renner: Und der Herr Bundesanwalt 
und seine Erklärung?) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
das Wort wird weiterhin nicht gewünscht. Sie 
haben den Antrag des Herrn Abgeordneten Fisch 
gehört. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Antrag des Herrn Abgeordneten Fisch zuzustim-
men wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Das zweite ist die Mehrheit; 
der Antrag ist abgelehnt. 

Da das Wort zur Tagesordnung nicht mehr ge-
wünscht wird, kann ich den Punkt 1 der Tages-
ordnung aufrufen: 

a) Mündliche Berichterstattung des Aus-
schusses für Petitionen (6. Ausschuß) ge-
mäß § 113 Abs. 1 Satz 2 der Geschäfts-
ordnung; 

b) Beratung der Ubersicht Nr. 60 über An-
träge von Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages über Petitionen 
(Umdruck Nrn. 712, '734). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. von 
Golitschek. Bitte schön! 

Dr. von Golitschek (FDP), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Entsprechend 
den Bestimmungen des § 113 Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung des Bundestages habe ich heute den Auf-
trag, Ihnen einen mündlichen Vierteljahresbericht 
über die Tätigkeit des Petitionsausschusses zu 
geben. In den vorausgegangenen Berichten vom 
20. März und vom 18. Juli 1952 haben bereits Frau 
Abgeordnete Albertz und Herr" Abgeordneter Kahn 
auf die Bedeutung des Petitionsrechtes hingewie-
sen als eines der wichtigsten Grundrechte des 
Staatsbürgers, des Rechtes, sich mit Bitten und 
Beschwerden an die Volksvertretung zu wenden. 
In wie starkem Maße jeder Staatsbürger das 

Petitionsrecht als sein Recht empfindet, beweist be-
sonders der Umstand, daß neben der Möglichkeit, 
sich mit Petitionen an die Länderparlamente zu 
wenden, bis zum Ende des Berichtsvierteljahres 
20 000 Petitionen beim Bundestag eingegangen 
sind. Von diesen wurden bis zur Stunde über 80 % 
bearbeitet, eingehend beraten und dem Plenum 
zur Beschlußfassung vorgelegt. Nur die verschwin-
dend kleine Anzahl von 1 % der Petitionen war 
wegen Form und Inhalt unbehandelbar. 

Das Schwergewicht der Beratungen lag beim 
Petitionsausschuß selbst mit 51,7 % aller Petitionen, 
während auf die Fachausschüsse folgender Anteil 
entfällt: Ausschuß für Beamtenrecht 7%, Aus-
schuß für Sozialpolitik 3,38%, Ausschuß für Lasten

-

ausgleich 3,27 %, Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht 2,6 %, Ausschuß für Kriegsopfer 
2,5 %, Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
2,08 %, Ausschuß für Besatzungsstatut 1,5 %, Aus-
schuß für Wiederaufbau 1,3 % usw. Bereits diese 
Zahlen zeigen, auf welchen Gebieten das Petitions-
recht besonders in Anspruch genommen wurde. 
Noch deutlicher wird dies, wenn wir die beim 
Petitionsausschuß selbst beratenen Petitionen auf 
ihren Inhalt hin prüfen. Fast 10% betreffen die 
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Altersversorgung und das Rentenwesen, 8 % Fragen 
der Soforthilfe und des Lastenausgleichs, 8 %  Beam-
tenansprüche, hauptsächlich gemäß Art. 131 des 
Grundgesetzes, und Pensionsansprüche, 7,5 % 
Unterstützungsfälle und Kreditfragen, 7 % Fragen 
der Arbeitsbeschaffung, 6,2 % sonstige soziale Not-
lagen. 
Sie sehen, daß der Petitionsausschuß gerade mit 

der Frage der sozialen Not in allen ihren Erschei-
nungsformen am stärksten beschäftigt war. Wenn 
auch die Möglichkeit einer Abhilfe nicht in allen 
Fällen gegeben war, so hat es sich doch gezeigt, 
daß es durch Hinzuziehen von Sachverständigen 
aus den einzelnen Ministerien und Verwaltungen, 
aber auch aus Organisationen, in zahlreichen Fäl-
len möglich wurde, mit nachhaltigem Erfolg zu 
helfen. Besonders möchte ich auch darauf hinwei-
sen, daß die Zusammenarbeit mit den Parlamenten 
der Länder und den Länderministerien enger ge-
worden ist. 
Mit Besorgnis müssen wir jedoch feststellen, daß 

eine erschreckend hohe Zahl der Petitionen, näm-
lich fast 10 %, Beschwerde über Entscheidungen 
der Verwaltung führt bzw. um Verfahrensbeschleu-
nigung bittet. In einer Anzahl von Fällen konnte 
dann im Rahmen der Beratungen festgestellt wer-
den, daß solche Beschwerden voll berechtigt waren. 
So gaben die Petitionen den Ministerien direkten 
Anlaß, Mißstände in den einzelnen Dienststellen 
und nachgeordneten Behörden wirksam und nach-
haltig abzustellen. 
In diesem Zusammenhang möchte ich auf die 

Petition Nr. 16/160 aus Bergisch-Gladbäch hin-
weisen, die berechtigte Beschwerde führte, daß bei 
der Zollkontrolle von Reisegepäck von der Zoll-
verwaltung eine Gebühr in Höhe von 2 DM er-
hoben wurde. Das Bundesfinanzministerium be-
stätigte uns, daß eine solche Gebührenerhebung 
dem Zollgesetz widerspricht, und konnte dieses 
bedauerliche Versehen des Abfertigungsbeamten 
sofort klarstellen. 
Andererseits konnte der Petitionsausschuß zahl-

reiche wertvolle Anregungen aus Petitionen auf-
greifen, um sie der Bundesregierung als Vor-
schläge bzw. als Material für die bevorstehende 
gesetzliche Regelung zu übergeben. Die Sorge eines 
Petenten jedoch hat sich der Petitionsausschuß 
nicht zu eigen gemacht, der vorschlug, das Leben 
der Bundestagsabgeordneten dadurch wirksam zu 
schützen, daß im Bundeshaus ein Durchleuchtungs-
apparat, ein Röntgengerät aufgestellt werde, mit 
dessen Hilfe Besucher und Zuschriften überprüft 
werden sollten, um Attentate auf Bundestags-
abgeordnete auszuschließen. So wohlgemeint diese 
Petition auch war, die Mitglieder des Ausschusses 
glaubten, auf solche Vorsichtsmaßnahmen doch 
verzichten zu können. 

Abschließend glaube ich feststellen zu können, 
daß in der Gesamtheit der Petitionen die wahre 
öffentliche Meinung und das echte politische Stim-
mungsbild am klarsten zum Ausdruck kommt und 
daß aus dem Recht zur Meinungsäußerung ein 
Mittel zur Einflußnahme auf Gesetzgebung und 
Verwaltung wurde, von dem, wie ich darlegte, mehr 
als bisher Gebrauch gemacht wurde. 

(Beifall.) 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Meine Damen und Herren, wir werden, wie ich 
glaube, von Zeit zu Zeit die mündliche Bericht- 

erstattung zu diesen Fragen fortsetzen, um die 
Abstimmung über die uns vorgelegten Übersichten 
etwas lebendiger zu gestalten und die Beschlußfas-
sung etwas stärker zu unterbauen. 

Ich bitte Sie, die Sie den Anträgen der Über-
sicht Nr. 60, Umdruck Nr. 712 und Umdruck 
Nr. 734 — ein Nachtrag dazu betreffend eine ein-
zelne Petition —, zuzustimmen wünschen, die Hand 
zu erheben. — Das ist die Mehrheit; die Anträge 
dieser Übersicht sind angenommen. 

Ich rufe den Punkt auf, der eingeschoben wer-
den sollte: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Arndgen, Richter, Dr. Hammer, 
Walter, Willenberg und Genossen einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Erhöhung der Grundbeträge in der Renten-
versicherung der Arbeiter und der Renten-
versicherung der Angestellten sowie über 
die Erhöhung der Renten in der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung (Grund-
betragserhöhungsgesetz) (Nr. 3927 der Druck-
sachen); 

Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses 
(10. Ausschuß) (Nr. 3948 der Drucksachen). 

Der Antrag des Ausschusses Drucksache Nr. 3948 
geht dahin, den Gesetzentwurf unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 

Wir kommen zunächst zur zweiten Beratung. Ich 
rufe auf den § 1. Dazu Änderungsanträge der Frak-
tion der Deutschen Partei. Wünscht jemand zur 
Begründung das Wort? — Das ist offenbar nicht 
der Fall. Ferner liegt ein Änderungsantrag der 
Gruppe der Kommunistischen Partei vor, Um-
druck Nr. 737. Herr Abgeordneter Renner! 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben in unserem Änderungs-
antrag zu § 1 die Forderung erhoben, die in dem 
ursprünglichen Antrag der sozialdemokratischen 
Fraktion vom 22. Oktober enthalten ist. Wir haben 
es für richtig gehalten, diesen Antrag aufzugrei-
fen, wiewohl er unserer Überzeugung nach nur 
das Minimum dessen darstellt, was in puncto Er-
höhung der Grundbeträge erfolgen müßte. Wir 
haben das getan, weil die in dem ursprünglichen 
sozialdemokratischen Antrag geforderten Beträge 
dem entsprechen, was die Organisationen der Sozial-
berechtigten gefordert haben. 

Demzufolge verlangen wir heute in unserem 
Änderungsantrag, daß statt der 5 bzw. 4 bzw. 2 DM, 
die der Ausschuß vorschlägt, bewilligt werden 
15 DM bei den Invalidenrenten und Ruhegehältern, 
12 DM bei den Witwen- und Witwerrenten, 6 DM 
bei den Waisenrenten. Wir weisen noch einmal 
darauf hin, daß das das Minimum ist, was auf dem 
Gebiet der Invalidenversicherung der Arbeiter- 
und Angestelltenversicherung getan werden müßte. 

Als zweiten Punkt zu § 1 haben wir ebenfalls 
die ursprüngliche sozialdemokratische Forderung 
wieder aufgegriffen und verlangen demgemäß, daß 
in der knappschaftlichen Rentenversicherung 15 DM 
bewilligt werden bei den Knappschaftsrenten und 
Knappschaftsvollrenten, 12 DM bei den Witwen-
renten und Witwenvollrenten und 6 DM bei den 
Waisenrenten. Ich weise noch einmal darauf hin, 
daß das das Minimum ist, welches sich mit dem 
deckt, was die Organisationen draußen als Mindest-
forderung aufgestellt haben. 
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Ausgehend von dieser Tatsache bitte ich Sie, die 

lächerlich geringen Beträge, die in dem Ausschuß-
vorschlag enthalten sind und nur ein Drittel dessen 
darstellen, was in den ursprünglichen sozialdemo-
kratischen und in unserem heutigen Antrag gefor-
dert wird, in der vorgeschlagenen Weise zu er-
höhen. Denn nur so wird es gelingen, die außer-
ordentlich große Notlage gerade in den Kreisen 
der Bezieher von niedrigen Invalidenrenten, die 
schätzungsweise mehr als 40 % aller Bezieher aus-
machen, in etwa zu lindern. 

(Beifall bei der KPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Zur Begründung des sozial-
demokratischen Antrags Herr Abgeordneter Dr. 
Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei der Beratung des sozial-
demokratischen Antrags, die Zuschüsse zu den 
Renten in Höhe von 15 DM für Versicherte, 12 DM 
für Witwen und 6 DM für Waisen zu gewähren, 
hatte der Herr Bundesfinanzminister in der Sit-
zung am 20. Oktober darauf hingewiesen, daß die 
Invalidenrenten seit 1938 stärker erhöht worden 
seien, als es der Steigerung des Lebenshaltungs-
kostenindex entspricht. Abgesehen davon, daß da-
bei vom Herrn Bundesfinanzminister die Renten 
der Angestelltenversicherung und der Knapp-
schaftsversicherung nicht berücksichtigt wurden — 
der  Herr Bundesfinanzminister hat nur die Inva-
lidenversicherung erwähnt, Herr Kollege And-
gen —, hat es der Herr Bundesfinanzminister bei 
seinem Vergleich unterlassen, darauf hinzuweisen, 
daß die Erhöhung der Renten nicht auf einen ge-
steigerten Anteil an Staatszuschüssen, sondern im 
wesentlichen auf eine Erhöhung der Beiträge 
zurückzuführen ist. Die Staatszuschüsse zu den 
Renten sind mit gegenwärtig rund 30 % nicht höher, 
sondern ' niedriger als vor dem Kriege, während 
die Beiträge zur Rentenversicherung von 5,6% des 
Arbeitseinkommens auf 10 % erhöht, d. h. also 
praktisch fast verdoppelt wurden. Die Erhöhung 
der durchschnittlichen Renten ist also im wesent-
lichen nicht zu Lasten der öffentlichen Finanzen, 
sondern auf Kosten der Beitragszahler erfolgt. 

(Abg. Arndgen: Also doch der Versicherung!) 
Deshalb war es nach Ansicht meiner Fraktion 

unangebracht, daß der Herr Bundesfinanzminister 
bei dem Antrag auf Erhöhung der Renten eine 
Koppelung zum Etat herbeizuführen suchte und 
appellierte, an die Sicherung der Währung und der 
Finanzen des Staates zu denken. 
Die Ausschußmitglieder der Regierungsparteien 

haben nun beschlossen, Erhöhungen der Grund-
beträge von 5 DM für Versichertenrenten, 4 DM 
für Witwenrenten und 2 DM für Waisenrenten 
vorzunehmen, wobei die Unfallrenten überhaupt 
nicht erhöht werden sollen. Die Sozialdemokratische 
Partei ist der Auffassung, daß die von der Mehr-
heit vorgeschlagene Rentenerhöhung völlig unzu-
reichend ist und in keiner Weise den Lebensbedürf-
nissen der Alten und Arbeitsunfähigen entspricht. 
Die Alten, die Witwen und die Waisen, die auf die 
Leistungen der Sozialversicherung angewiesen sind, 
haben keine Möglichkeit, ihre Lebensinteressen 
durch Maßnahmen des wirtschaftlichen Kampfes 
durchzusetzen oder durch große Protestaktionen 
das Ohr der Öffentlichkeit zu gewinnen. Das legt 
diesem Hause die besondere Verpflichtung auf, 
gerade die Lebensbedürfnisse der Rentner zu be-
rücksichtigen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Fraktion ist der Ansicht, daß Erhöhungen 
von 5 DM, 4 DM und 2 DM monatlich dieser sozia-
len Verantwortung nicht entsprechen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Bei den Ausschußberatungen hat die sozialdemo-

kratische Fraktion keineswegs stur an dem ur-
sprünglichen Antrag, die Renten um 15 DM, 12 DM 
und 6 DM zu erhöhen, festgehalten. Die sozial-
demokratische Fraktion hatte bei den Ausschuß-
beratungen vielmehr versucht, durch ein Zurück-
gehen auf Sätze von 10 DM für Versichertenrenten, 
8 DM für Witwenrenten und 4 DM für Waisen-
renten die Zustimmung auch der Regierungspar-
teien zu gewinnen. Die Regierungsparteien haben 
bei den Ausschußberatungen auch diese reduzierten 
Sätze abgelehnt, so daß es in dieser sozialpolitisch 
bedeutsamen Frage zu °keiner gemeinsamen Auf-
fassung gekommen ist. 

(Abg. Frau Kalinke: Doch, doch, das ist 
ein Irrtum! Es ist wohl zu einer gemein- 

samen Auffassung gekommen!) 
— Nun, Frau Kollegin Kalinke, Sie können nach-
her vortragen, wieweit nach Ihrer Meinung eine 
gemeinsame Auffassung erreicht ist. Wir werden 
darauf antworten. 
Nun werden Sie, meine Damen und Herren von 

den Regierungsparteien, mit dem Einwand kom-
men, den wir aus allen sozialpolitischen Diskus-
sionen in diesem Hause bereits kennen, daß eine 
Erhöhung der Renten um 10, 8 und 4 DM finanz-
politisch untragbar sei. Das ist nach Auffassung 
meiner Fraktion eine etwas zu einfache Lösung 
angesichts der sozialpolitischen Verpflichtungen, 
die wir gegenüber den Rentnern zu erfüllen haben. 
Der Bundestag hat bei den Zuwendungen für 
Beamte und bei den Zuwendungen für Kriegsbe-
schädigte trotz aller Schwierigkeiten schließlich 
einen gemeinsamen Weg gefunden, der auch finanz-
wirtschaftlich tragbar ist. Auch für die Rentner, 
deren wirtschaftliche Lage am allerschwierigsten 
ist, sollte nach Ansicht meiner Fraktion jetzt noch 
alles versucht werden, um einen befriedigenden 
Weg zu finden. 

(Abg. Arndgen: Sie haben gestern keinen 
Vorschlag machen können!) 

Eine Erhöhung um 5, 4 und 2 DM stellt aber nach 
Auffassung meiner Fraktion keine befriedigende 
Lösung dar. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Der Antrag der Regierungsparteien bedeutet 
eine Erhöhung der Rentenausgaben um 280 Millio-
nen DM jährlich, der Antrag meiner Fraktion be-
deutet eine Erhöhung der,  Rentenausgaben um 
560 Millionen DM jährlich. Wir haben uns das sehr 
genau überlegt und durchkalkuliert. Es ergibt sich 
also zwischen dem Antrag der Regierungsparteien 
und dem der sozialdemokratischen Fraktion eine 
Differenz von 280 Millionen DM jährlich für weit 
über 5 Millionen Rentner. Die letzte angegebene 
Zahl der Rentner beziffert sich auf 5 800 000. Meine 
Fraktion ist ungeachtet aller Schwierigkeiten, die 
auch gestern in der Beratung des Haushaltsaus-
schusses zum Ausdruck kamen, der Auffassung, 
daß es möglich ist, die benötigten Mittel ohne Ge-
fährdung der öffentlichen Finanzen oder gar der 
Währung, wie es manchmal etwas dramatisch dar-
gestellt wird, aufzubringen, wenn dies natürlich 
auch — darüber sind wir uns sehr wohl im klaren 
— finanzpolitisch sehr schwierige Fragen aufwirft. 
Meine Damen und Herren von der Regierungs-

koalition, kommen Sie uns nicht damit, daß es 
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gestern bei den Beratungen, die während des Ple-
nums im Haushaltsausschuß stattgefunden haben, 
nicht möglich war, eine Lösung zu finden. Eine sol-
che Lösung läßt sich nicht innerhalb einer halben 
Stunde oder einer Stunde gewissermaßen aus dem 
Ärmel schütteln. Aber wir dürfen darauf verwei-
sen, daß die Fragen der Rentenerhöhung, aus-
gehend von den Anträgen im Oktober, der Regie-
rung bereits seit diesem Zeitpunkt bekannt sind 
und es eine Aufgabe der Regierung gewesen wäre, 
seit der ersten Beratung dieser Fragen hier im 
Plenum nach Möglichkeiten zur Deckung zu suchen 
und uns genauere Kalkulationen vorzulegen. Wir 
hatten gestern im Haushaltsausschuß die Situation, 
daß uns noch nicht einmal über die Auswirkungen 
der Erhöhungen entsprechend den Anträgen auf 
Erhöhung um 5, 4 und 2 DM eine schriftliche Kal-
kulationsunterlage vorgelegt wurde. Gestern wurde 
im Haushaltsausschuß dargelegt, daß sich das Bun-
deskabinett erst am Freitag mit der finanzwirt-
schaftlichen Fundierung dieser Anträge im einzel-
nen beschäftigen, 

(Abg. Horn: Nicht erst, sondern erneut!) 

erneut beschäftigen würde. Wir sind aber der An-
sicht, daß es bei einer Frage, die auf der Tages-
ordnung dieses Hauses steht und die sozialpolitisch 
von höchster Bedeutung ist, unbedingt notwendig 
gewesen wäre, vorher die finanzwirtschaftlichen 
Zusammenhänge zu klären. 

Für die Beratungen 
(Zuruf des Abg. Bausch) 

im Rahmen des Bundeskabinetts über die Bereit-
stellung der Mittel zur Erhöhung im Sinne des 
Antrags meiner Fraktion darf ich der Regierung 
einige bescheidene Hinweise geben. 

Erstens. In der Begründung zum Entwurf eines 
Gesetzes über die Deckung der Rentenzulagen hat 
die Bundesregierung am 9. Juni dieses Jahres 
wörtlich erklärt: 

Die Gesamtentlastung des Bundes gegenüber 
dem ursprünglichen Voranschlag beträgt dem-
nach 300 Millionen jährlich. 

Nach Ansicht meiner Fraktion war die tatsächliche 
Ersparung sogar noch höher. 

Zweitens. Nach dem dem Bundesrat in diesen 
Tagen zugeleiteten Entwurf eines Gesetzes über die 
Deckung der Rentenzulagen in den Jahren 1953, 
1954 und 1955, über den zu gegebener Zeit hier 
noch ausführlich zu sprechen sein wird, beabsichtigt 
die Bundesregierung, den Rentenversicherungs-
trägern jährlich 555 Millionen Barmittel durch 
Schuldbuchforderungen des Bundes zu entziehen. 

Meine Damen und Herren, ich sage damit nicht, 
daß etwa nun die Deckung dieser erhöhten Auf-
wendungen ganz oder zum Teil zu Lasten der 
Rentenversicherungsträger gehen soll. Aber ich 
führe die Entwürfe der Bundesregierung, nur als 
Beispiel dafür an, daß die Bundesregierung in 
bezug auf die Beschaffung von Mitteln besondere 
Wege vorschlägt. Deshalb sind wir der Ansicht, 
daß bei einer sozialpolitisch so bedeutsamen Frage 
wie der Erhöhung der Renten um 10, 8 und 4 DM 
monatlich die Bundesregierung die gleiche Initia-
tive entfalten sollte. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.) 

Und noch ein Drittes. Die Regierung hat in ihren 
Haushaltsvoranschlag für das laufende Jahr — und 
damit, Herr Kollege Arndgen, komme ich zu einer 
Frage, die wir bereits einmal diskutiert haben — 

einen Betrag von 175 Millionen DM für Fremd-
renten eingesetzt und nach unseren Informationen 
für das neue Haushaltsjahr einen Betrag von 397 
Millionen DM. Niemand verkennt, daß es dringend 
notwendig ist, dieses Gesetz baldmöglichst zu verab-
schieden. Aber nach Auffassung meiner Fraktion ist 
es ein etwas merkwürdiges Verfahren, bereits im 
Haushaltsvoranschlag mit Gesetzentwürfen zu one-
rieren die dem Hohen Hause überhaupt noch nicht 
vorgelegen haben. Der Herr Bundesfinanzminister 
wünscht immer — ob mit Recht oder mit Unrecht, 
sei dahingestellt —, es solle kein Gesetz eingebracht 
werden ohne entsprechenden Deckungsvorschlag. 
Nun, dann ist es noch merkwürdig, daß Deckungs-
beträge in den Etat eingesetzt werden, ohne daß 
überhaupt ein Gesetzentwurf vorliegt. 

(Abg. Arndgen: Haben Sie sich den Haus

-

haltsplan angesehen?) 
— Sehr genau angesehen, Herr Kollege Arndgen! 
— Das ist um so wichtiger, meine Damen und Her-
ren, als es gerade bei diesem Gesetz, das nun hof-
fentlich bald vorgelegt wird, von der Formulierung 
im einzelnen abhängen wird, welche Aufwendun-
gen entstehen. Es ist aber völlig unmöglich, mit 
Beträgen von 175 Millionen oder 397 Millionen DM 
für ein ganzes Jahr zu operieren, ohne daß der 
Text dieses Gesetzes feststeht, denn, wie gesagt, 
von der Formulierung des einzelnen Paragraphen 
hängen die wirtschaftlichen Auswirkungen ab. 
Im übrigen, Herr Kollege Arndgen, zu Ihrer Be-

merkung, die Sie schon einmal gemacht haben und 
die Sie wahrscheinlich gleich wieder bringen wer-
den, im Voranschlag seien 160 Millionen DM abge-
setzt worden im Hinblick auf das Fremdrenten-
gesetz. Das haben Sie bei der Haushaltsdebatte er-
wähnt. 

(Abg. Arndgen: Jawohl!) 
— Dazu darf ich Ihnen einmal das betreffende 
Kapitel des Haushaltsvoranschlages vorlesen. Da 
heißt es nämlich: 

Es wird erwartet, daß die bei den Kap. I a, I b, 
I c veranschlagten allgemeinen Haushaltsaus-
gaben voraussichtlich nicht voll in Anspruch 
genommen werden. 

Da steht nichts davon drin, daß das Fremdrenten-
gesetz nicht durchgeführt werden wird. Das Fremd-
rentengesetz steht in Kap. I c, während hier auf 
Ersparnisse in den Kap. I a, I b und I c Bezug ge-
nommen wird. 

(Abg. Arndgen: Dann müssen Sie ein 
bißchen weiterschlagen!) 

— Jawohl, das ist gerade das, was weitergeschlagen 
ist, auf Seite 37! Schauen Sie sich den Haushalts-
vorschlag unter XI an! 
Die sozialdemokratische Fraktion verkennt in 

keiner Weise die finanzwirtschaftliche Schwierig-
keit der Materie. Wir sind aber der Auffassung, daß 
mit allem Ernst wirtschaftliche Möglichkeiten ge-
sucht werden sollten, die gewährleisten, daß den 
Rentnern eine Erhöhung gewährt wird, die der 
tatsächlichen Entwicklung der Lebenshaltungs-
kosten entspricht. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Meine Fraktion ist der Ansicht, daß hierzu alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft werden müßten. Nach 
unserer Meinung entspricht die von der Mehrheit 
des Ausschusses vorgeschlagene Erhöhung der 
Renten um 5, 4 und 2 Mark weder den sozialen Be-
dürfnissen der Rentner noch den wirtschaftlichen 
Möglichkeiten des Bundes. 
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Wir stellen deshalb den Antrag, in Ziffer 1 fol- 

gende Erhöhungen vorzunehmen: Erhöhungen für 
Versichertenrenten 10 DM, Erhöhungen für Wit-
wenrenten 8 DM, Erhöhungen für Waisenrenten 
4 DM. 

Präsident Dr.  Ehlers:  Meine Damen und Herren, 
Frau Abgeordnete Kalinke wünscht, ihren Antrag 
Umdruck Nr. 738 noch zu begründen. Bitte schön! 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Der Antrag, der von einigen Abgeord-
neten aller Parteien in diesem Hause eingebracht 
wurde, wurde als Initiativantrag eingebracht, um 
den Rentnern die so erwarteten und notwendigen 
Rentenerhöhungen schnell zu geben. Über die Not-
wendigkeit der Rentenerhöhungen besteht kein 
Zweifel und, wie ich annehme, auch jetzt noch Ein-
mütigkeit in diesem Hause, trotz der verschiedenen 
Anträge, auf die ich in der Debatte eingehen werde. 
Der Antrag der Fraktion der Deutschen Partei 

nimmt Stellung zu der Begründung und zu der 
Formulierung dieses Gesetzes und zu einer nicht 
gegebenen Klarheit in dem Tatbestand, der einer-
seits diktiert war von der anerkennenswerten Ab-
sicht des Herrn Bundesarbeitsministers, die Grund-
beträge in der Konstruktion der deutschen Renten-
versicherungen zu erhöhen und damit einen Rechts-
anspruch auf einen erhöhten Grundbetrag zu 
schaffen, und zu dem Tatbestand, daß diese Ab-
sicht in der vorgelegten Form nicht zu verwirk-
lichen ist, da es sich hier nicht um eine Erhöhung 
der Grundbeträge — die zwar deklariert ist — 
handelt, sondern um einen Zuschuß, also um ein 
zweites Rentenzulagen- oder besser gesagt Renten-
zuschußgesetz. Wir haben uns leider, ohne zu einer 
Klärung zu kommen, im Sozialpolitischen Ausschuß, 
ich meine, darin durchaus in Übereinstimmung mit 
allen Sachkennern in allen Fraktionen, nicht dar-
über einigen können, daß wir ein klares Gesetz zur 
Erhöhung der Grundbeträge in der Invalidenver-
sicherung schaffen oder ein eindeutiges Gesetz, das 
wir als Rentenzulagen.gesetz mit dem Staatszu-
schuß so deklarieren sollten, wie es gegeben und 
wahrscheinlich auch gemeint ist. 
Wenn wir dieses Gesetz als Grundbetragser-

höhungsgesetz verabschieden, dann hätte in seinem 
§ 1 stehen müssen: Der Grundbetrag in der Inva-
lidenversicherung war bisher soundso viel, beträgt, 
in . Zukunft soundso viel, das heißt: Der Grundbe-
trag in der Invalidenversicherung wird von 13 auf 
18 DM erhöht. Das wäre eindeutig und klar. Dann 
wäre aber der Abs. 2 des § 3 unmöglich, mit dem 
diese Erhöhung dann wieder nur zum Teil gegeben 
werden soll, indem durch die Methode der Errech-
nung, nämlich des Anhängens dieses Zuschusses 
nach der Aufrechnung der Grundbeträge plus Zu-
lagen aus den verschiedenen Erhöhungsgesetzen, 
die Errechnung nicht mehr die Zulage des Grund-
betrages ergibt, sondern einen eindeutigen Zu-
schuß des Staates ohne Berücksichtigung des ver-
änderten Grundbetrages. 

Ohne hier eine große Grundsatzdebatte einzu-
leiten, möchte ich doch mit aller Verantwortung 
zum Ausdruck bringen, daß die Beteiligung des 
Staates aus Steuermitteln an den Leistungen der 
Sozialversicherung als Grundsatz von meiner Par-
tei nicht anerkannt werden kann, wenn wir nicht 
an die Stelle 

(Abg. Renner: Fleischgewordene Reaktion!) 

der Sozialversicherung die Versorgung offiziell zu 

setzen wünschen. Wir wissen, wie Sie, meine Herren 
und Damen — und die Zurufer der Kommunisti-
schen Partei, auch Herr Renner, sollten es wenig-
stens als Sachkenner wissen —, daß in der Inva-
lidenversicherung der Grundbetrag vom Staat ge-
tragen und dvr Versicherungsgedanke weitgehend 
mit dem Fürsorgegedanken verquickt ist. Wir 
haben aber einen Mehrheitsbeschluß dieses Hauses, 
daß fortan eine sozialpolitische Entwicklung, in der 
Fürsorge, Versicherung und Versorgung weiter mit-
einander verquickt werden, nicht mehr stattfinden 
soll. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

Wir haben beim Teuerungszulagengesetz begrüßt, 
daß wir uns wenigstens bemüht haben, dem Ver-
sicherungsgedanken wieder Rechnung zu tragen. 
Bei dieser Erhöhung handelt es sich um einen ganz 
klaren Staatszuschuß, um eine Fürsorgeleistung des 
Staates. Anders wäre es, wenn der Grundbetrag in 
der Invalidenversicherung - mit allen Konse-
quenzen der notwendigen Umrechnung der Renten 
— erhöht würde. Dann müßten wir aber gleich-
zeitig gegen die Einführung einer staatlichen Sub-
ventionierung des Grundbetrages in der Angestell-
tenversicherung protestieren, weil der Grundbetrag 
in der Angestelltenversicherung, in der Vergangen-
heit wie bei seiner Gründung, ein Grundbetrag 
nach dem Versicherungsprinzip war, gegeben aus 
den Einnahmen, die sich aus der Beitragszahlung 
ergeben. Wir wünschen nicht, daß auf Umwegen, 
weder so, wie Sie es beim Sozialversicherungs-An-
passungsgesetz begonnen haben 

(Zuruf des Abg. Dr. Schellenberg) 
— Sie, Herr Schellenberg, sind mit Ihrem Muster-
beispiel der VAB der schlechteste Interpret dieser 
Dinge und sollten sich in diese Debatte nicht 
mischen —, noch hier die Begriffe in den verschie-
denen Rentenversicherungen verquickt werden. 
Wir wünschen, daß in dieser Frage eine ganz 

klare Entscheidung fällt. Wir möchten daher, um 
das Gesetz verabschieden zu können und nicht zu 
Folgerungen und Konsequenzen zu kommen, die 
wir alle nicht wollen, hier eindeutig ein Gesetz über 
die Zuschüsse in den Rentenversicherungen be-
schließen. Um der Klarheit willen auch für die 
Zukunft haben wir beantragt, in der Überschrift 
des Gesetzes die Worte „Erhöhung der Grundbe-
träge" zu streichen und durch das Wort „Zu-
schüsse" zu ersetzen. Ich bitte außerdem - das 
ist vergessen worden — , auf dem Umdruck in der 
Klammer den Gesetzestitel „Grundbetragerhöhungs-
gesetz" zu streichen. Dieser Titel ist überhaupt 
nicht notwendig. In der Abkürzung kann man nach-
her folgerichtig sagen: Zweites Rentenzuschußge-
setz oder: Zweites Rentenzulagengesetz. Wir wer-
den später bei dem § 4, der noch nicht diskutiert ist, 
und bei den übrigen Anträgen auf die einzelnen, 
sich weiter ergebenden Fragen dieses Gesetzes noch 
zurückkommen. Konsequenterweise müssen dann 
in § 1 Abs. 2 und 3 und in § 3 die weiteren Ände-
rungen erfolgen, die sinngemäß zum Ausdruck 
bringen sollen, daß der notwendige Zuschuß für 
die Aufstockung der Renten bei der deutschen 
Rentenversicherung jetzt vom Staat gegeben wird, 
weil weder die Kapitaldeckung den Versicherungs-
trägern bisher zurückgegeben wurde, noch eine 
Revision der Versicherungsleistungen nach dem 
Grundsatz der Beitragszahlung durch echte Refor-
men erfolgt ist. 
Wir glauben, daß diese Aussprache und unser 

Antrag nicht notwendig gewesen wären, wenn das 
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Bundesarbeitsministerium — ich kann mich im 
Namen meiner Fraktion dieses Vorwurfs nicht ent-
halten — in den letzten Jahren eine klare Konzep-
tion entwickelt und uns endlich wenigstens die 
beginnenden Grundlagen für eine künftige Reform 
der Rentenversicherung nach dem Versicherungs-
prinzip vorgelegt hätte. 

(Beifall bei der DP.) 

Präsident Dr. Ehlers: Zunächst hat das Wort 
der Herr Staatssekretär des Bundesfinanzministe-
riums. 

Hartmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es hat für das Bundesfinanzministerium 
gestern zweimal die Notwendigkeit bestanden, auf 
den Art. 110 des Grundgesetzes und auf die inso-
weit neue Rechtssituation hinzuweisen, die dadurch 
entstanden ist, daß seit zwei Wochen der Nachtrag 
zum Bundeshaushalt 1952 dem Hohen Hause und 
seit einer Woche der Entwurf des Bundeshaushalts 
1953 dem Bundesrat vorliegt. Da mehrere Jahre 
lang die Haushaltspläne nur mit Verspätung vor-
gelegt werden konnten, ist diese Situation viel-
leicht zum Teil neuartig und in ihrer vollen Trag-
weite noch nicht überall realisiert worden. Ich 
habe den Eindruck, daß auch meine gestrigen Be-
merkungen in ihrer Absicht und in ihrer Trag-
weite nicht überall voll gewürdigt worden sind. 
Was die Absicht betrifft, so habe ich mich gestern 
ausdrücklich eines Eingehens auf die Sache ent-
halten. Ich habe weder zu der jetzt vorliegenden 
Frage noch zur Zuckersteuer irgendein Wort in 
der Sache gesagt, habe keine Wünsche und keine 
Anregungen des Bundesfinanzministeriums vorge-
bracht, sondern nur die Rechtssituation dargelegt, 
wie sie sich aus dem Art. 110 des Grundgesetzes er-
gibt. Daraufhin ist ohne weiteres die Überweisung 
dieses Gesetzes an den Haushaltsausschuß beschlos-
sen worden. Wie ich gehört habe, hat auch im 
Haushaltsausschuß Übereinstimmung über diese 
rechtliche Auffassung bestanden. Dort ist dann vor-
gebracht worden, daß die Bundesregierung bei der 
Erörterung über die finanzielle Deckung Hilfe 
leisten möge. Die Bundesregierung betrachtet es 
selbstverständlich als ihre Pflicht, den Beratungen 
des Hohen Hauses, seines Haushaltsausschusses 
usw. auch in diesem Punkte ihre nachdrückliche 
Hilfe zuteil werden zu lassen. 

Nun haben die Beratungen im Haushaltsaus-
schuß zu diesem Gesetz hinsichtlich der Deckungs-
frage gestern noch nicht zu einer vollen Überein-
stimmung geführt. Die Bundesregierung ist dabei, 
diese Fragen weiter zu prüfen, und wird es auch 
nicht unterlassen, im Rahmen des Möglichen zu 
einer Lösung der Deckungsfrage beizutragen. 

Ich muß nun allerdings auch ein Wort in der 
Sache sagen, nachdem nunmehr der Antrag der 
Fraktion der SPD auf Erhöhung der Beträge von 
5 DM, 4 DM und 2 DM auf 10 DM, 8 DM und 4 DM 
begründet worden ist. Die Haushaltsbelastung aus 
dem Gesetzentwurf, der 5 DM, 4 DM und 2 DM 
vorsieht, wird sich auf jährlich fast 300 Millionen 
DM und für den Rest des laufenden Haushalts-
jahres auf fast 100 Millionen DM belaufen. Wenn 
nun die Beträge auf 10 DM, 8 DM und 4 DM ver-
doppelt werden sollten, würde sich die Belastung 
für den Rest des laufenden Haushaltsjahres auf 
fast 200 Millionen DM und die des nächsten Haus-
haltsjahres auf fast 600 Millionen DM belaufen. So-
sehr die Bundesregierung bemüht ist, für den vor

-

liegenden Gesetzentwurf mit den Beträgen von 
5 DM, 4 DM und 2 DM auch ihrerseits zur Dek

-

kung beizutragen — ich sagte schon, daß die Be-
mühungen noch nicht zu einem Erfolg gekommen 
sind —, so halte ich es doch für ausgeschlossen, daß 
für eine Verdoppelung der Beträge im laufenden 
wie im nächsten Haushaltsjahr Deckung gefunden 
werden kann. 

Ich darf nochmals betonen, daß ich diese Hin-
weise, wenn ich so sagen darf, aus einem Gefühl 
der Loyalität gegenüber den Antragstellern gestern 
vorgebracht habe und es auch heute tue. Ich darf 
nochmals sagen: wenn Deckungsbeschlüsse nicht 
vorliegen, ist die Bundesregierung verfassungs- 
und haushaltsrechtlich außerstande, Beschlüsse zu 
vollziehen, zu denen das Haushaltsgesetz eine Er-
mächtigung nicht enthält. Um die sich daraus ver-
fassungsmäßig ergebenden Schwierigkeiten zu ver-
meiden, habe ich es für meine Pflicht gehalten, 
gestern und heute auf diese Rechtslage hinzu-
weisen. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Ausführungen von Herrn Professor Schellen-
berg zwingen mich doch, auf einige Dinge einzu-
gehen. Er hat dargelegt, daß wir in den neuen 
Haushalt das Fremdrentengesetz hineingenommen 
haben, und er hat davon gesprochen, daß sich hier 
Zahlen zeigen, für die er — so habe ich ihn wenig-
stens verstanden — keine rechte Grundlage sieht. 
Ich möchte dazu folgendes sagen. Unsere Sozial-
versicherungsträger sind schon seither dazu über-
gegangen, den Menschen, welche aus den Gebieten 
östlich der Oder-Neiße-Linie, und denjenigen, 
welche als Flüchtlinge aus der Ostzone zu uns ge-
kommen sind, die Renten genau so zu zahlen, als 
wenn sie die Beiträge an einen der Versicherungs-
träger im Bundesgebiet entrichtet hätten. Da es sich 
um eine Kriegsfolge handelt, ist es unmöglich ge-
wesen, den Versicherungsträgern eine Verpflich-
tung aufzuerlegen, die einfach eine Aufgabe der 
Allgemeinheit ist. 

(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.) 

Aus diesen Gründen haben wir uns schon im 
Laufe dieses Etatsjahres sehr darum bemüht, daß 
vom Bundesfinanzministerium die Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden, um diese Kosten, die den 
Versicherungsträgern entstehen, auf Steuermittel 
zu übernehmen. 

Dazu kommt etwas anderes. Bei uns besteht 
immer noch zweierlei Recht. Die Volksdeutschen, 
die beispielsweise aus der Tschechoslowakei oder 
aus Polen gekommen sind und die sich in den dorti-
gen Versicherungseinrichtungen Anwartschaften 
erworben haben, bekommen bei uns in der briti-
schen Zone heute noch keine Sozialrenten. Wir 
haben diesen Kreis von Menschen in dieses Fremd-
rentengesetz mit aufgenommen. Wir brauchen für 
die Durchführung dieses Fremdrentengesetzes für 
das gesamte Bundesgebiet nicht weniger als 305 
Millionen DM. 

(Zuruf von der SPD: Wann kommt es?) 

Nun wollen wir bei derartigen Erörterungen auch 
einmal einen kleinen Blick nach rückwärts werfen. 
Wir haben uns über die Frage der Neuordnung der 
Renten erstmalig im Wirtschaftsrat in Frankfurt 
unterhalten. Ich sehe hier noch eine ganze Reihe 



Deutscher Bundestag — 244. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. Dezember 1952 	1 	 1605 
(Bundesarbeitsminister S torch) 
von Persönlichkeiten, die damals mitgewirkt haben. 
Wir haben damals den Invaliditätsbegriff von 
662/3 % auf 50 % heruntergesetzt. Wir haben das 
damals damit begründet, daß Menschen, die vor-
zeitig, also ehe sie die Altersgrenze erreichen, inva-
lide werden, auf dem Arbeitsmarkt überhaupt nicht 
konkurrenzfähig sind, wenn wir ihnen nicht für 
den Verlust ihrer halben Arbeitsfähigkeit eine Vor-
leistung geben, und zwar die ihnen zustehenden 
Renten aus der Invalidenversicherung. In der An-
gestelltenversicherung war es ja vorher schon so. 
Das war damals der große Sinn. Niemand hat daran 
gedacht, daß diesem Personenkreis eine Rente ge-
geben werden soll, die die Menschen in die Lage 
versetzt, davon allein ihren Lebensunterhalt zu 
fristen. Sehen wir doch die Dinge, wie sie sind und 
wie sie sich entwickelt haben! 
Dann wissen alle, die sozialpolitische Probleme in 

der jetzigen Zeit miterleben, folgendes. Ich habe 
mir die größte Mühe gegeben, als Ersatz für die 
verlorengegangenen Bilanzsubstanzen der Sozial-
versicherungsträger ein gerechtes Äquivalent aus 
Steuermitteln zu bekommen, weil wir die Leistun-
gen aus der Sozialversicherung einfach nicht ge-
sund gestalten können, wenn wir die Deckungs-
kapitalien nicht mehr zur Verfügung haben. 
Nun, seien wir doch mal offen und frei zu uns 

selber. Wir haben im vorletzten Jahre das Renten-
zulagengesetz geschaffen, das uns einschließlich 
Berlins rund 910 Millionen DM kostet. Dieser Be-
trag wird aus den Steuermitteln des Staates ge-
zahlt. Wenn Sie dazu das Fremdrentengesetz 
mit weiteren 300 Millionen DM nehmen, wenn Sie 
das heute Ihnen vorliegende Gesetz ebenfalls mit 
einem Jahresbedarf von rund 300 Millionen DM 
dazurechnen, dann finden Sie, daß wir aus Steuer-
mitteln, also aus Haushaltsmitteln in den letzten 
zwei Jahren den Bund mit nicht weniger als 1 1 /2 
Milliarden DM Jahresverpflichtung belegt haben. 
Sehen wir doch die Dinge so, wie sie sind! Nun 
werden Anträge gestellt, weitere 300 Millionen DM 
zu bewilligen. Irgendwo hört doch letzten Endes 
die Leistungsfähigkeit eines Finanzministers auf. 

(Abg. Renner: Für den Krieg hat er 10 Mil- 
liarden übrig! — Weitere Zurufe von der 

KPD.) 
— Ich möchte mich mit Ihnen darüber in diesem 
Zusammenhang nicht unterhalten. 

(Zuruf des Abg. Renner.) 
Die Gesundung unserer Sozialversicherung und 

ihre Leistungsfähigkeit sind mir ein Herzensbe-
dürfnis. Ich weiß aber ganz genau, daß man diese 
Dinge, die in Zeiten, als es unserem Volk besser 
ging als heute, schlechter als jetzt gelöst waren, 
nicht von heute auf morgen in eine vollständig 
ausreichende Ordnung bringen kann. Ich weiß sehr 
gut, daß man auch auf diesem Gebiet noch vieles 
tun kann, wenn das Wirtschaftsprodukt so groß 
ist, daß man daraus auch diese Mittel entnehmen 
kann. Ich bin mit Frau Kalinke vollständig dar-
über einig, daß wir, auf die Dauer gesehen, wieder 
zu einem gesunden Versicherungsprinzip zurück-
kehren müssen. 

(Beifall in der Mitte.) 
Alles, was wir zur Zeit tun, ist doch letzten Endes 
Notmaßnahme. Glauben Sie mir sicher, ich sehe 
unsere Zeit noch nicht so an, daß man eine für 
Jahrzehnte geltende neue Ordnung hätte schaffen 
können. Sehen wir die Dinge also so und helfen wir 
dabei, daß heute ein Gesetz zustande kommt, das 
uns in die Lage versetzt, den Invalidenrentnern 
und den Rentnern der Sozialversicherung eine 

Leistungsverbesserung zu geben, und stellen wir 
doch um Gottes willen keine Anträge, die nachher 
dazu führen, daß dieser wirklich bedürftige Per-
sonenkreis vorläufig überhaupt nichts bekommen 
kann! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ehe ich das Wort weiter gebe, darf ich zunächst 
darauf hinweisen, daß die deutsche Delegation beim 
Europarat im Zimmer 02 Südflügel sofort eine 
Sitzung abhält. 
Außerdem darf ich jetzt bereits einmal darauf 

hinweisen, daß gebeten wird, die im Tagungs-
büro bereitliegenden Fahrkarten für das neue Jahr 
in Empfang zu nehmen, damit sich keine Schwierig-
keiten ergeben. 
Das Wort in der fortgesetzten Beratung hat Herr 

Abgeordneter Arndgen. 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zu dem Antrag von Frau Kalinke auf 
Umdruck Nr. 738, der sich mit der Überschrift zu 
diesem Gesetz und mit den Worten „Grundbeträge 
der" in § 1 beschäftigt, möchte ich darauf ver-
weisen, daß der Grundbetrag in der Sozialversiche-
rung seit jeher eine Subsidie des Staates gewesen 
ist, 

(Abg. Frau Kalinke: Nicht in der Sozial

-

versicherung, nur in der Invalidenver

-

sicherung!) 
die der Staat den Rentnern in der Invalidenver-
sicherung zur Verfügung gestellt hat. Dieses Gesetz 
will nun im Grundsatz diese Subsidie des Staates 
von bisher 13 auf 18 DM im Monat erhöhen. Diese 
Subsidie hat bis zum Jahre 1911 etwa 6 Mark im 
Monat betragen. Sie ist in den dreißiger Jahren auf 
13 Mark im Monat erhöht worden, und dieses Ge-
setz will sie im Grundsatz auf 18 DM im Monat 
erhöhen. 
Bei der Kompliziertheit der Rentenberechnung 

und weil wir dieses Gesetz recht schnell zum Tragen 
bringen wollten, war der § 3 Abs. 2 notwendig. 
Denn wenn dieser § 3 Abs. 2 nicht in dieses Gesetz 
hineingebaut worden wäre, dann hätten — der 
Herr Kollege Schellenberg hat von 5 800 000 Renten 
in der Rentenversicherung gesprochen — über 
5 Millionen Rentenakten gewälzt und die Renten 
umgerechnet werden müssen. Wäre dieser Absatz 
nicht in das Gesetz hineingekommen, dann hätte 
es bestimmt bis zum Ende des kommenden Jahres 
gedauert, bis der letzte zu der vorgesehenen 
Rentenerhöhung gekommen wäre. Deshalb ist die-
ser § 3 Abs. 2 notwendig. Ich bitte daher, an dem 
Grundsatz: „Erhöhung des Grundbetrags" in die-
sem Gesetz festzuhalten und von der Änderung, 
wie sie von Frau Kalinke vorgeschlagen worden ist, 
abzusehen. Ich bitte weiter, es bei dem Wortlaut 
des Antrags zu belassen, wie er Ihnen in der 
Drucksache Nr. 3927 vorliegt. 
Nun ein Wort zu dem Herrn Kollegen Sche1-
lenberg. Ich wiederhole, Herr Kollege Schellen-

berg, daß es nicht damit getan ist, hier Anträge zu 
stellen, sondern daß wir für die Verwirklichung der 
Anträge, die gestellt werden, auch die notwendigen 
Mittel.  bereitstellen müssen. Ich glaube, wir hätten 
uns über manches unterhalten können, wenn man 
nicht stur daran festgehalten hätte, die Sätze ab 
1. Dezember wie einmal vorgeschlagen zu erhöhen. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Stimmt ja gar nicht!) 
Der Herr Kollege Schellenberg war gestern Zeuge 
bei den Beratungen des Haushaltsausschusses und 
konnte feststellen, wie schwierig es ist, in einen 



11606 	Deutscher Bundestag — 244. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. Dezember 1952 

(Arndgen) 
Haushalt, der diesem Hause schon vorliegt, neue 
Deckungsvorlagen einzubauen, um in unserem 
Falle das durchzuführen, was der Antrag auf 
Drucksache Nr. 3927 will. Bis zur Stunde sind die 
Deckungsmöglichkeiten noch nicht gefunden. Noch 
schwieriger wäre es gewesen, wenn man diese Er-
höhung verdoppelt hätte. Woher hätten die 250 
Millionen DM, die eine Verdoppelung der Beträge 
für vier Monate gekostet hätte, geholt werden sol-
len? Man hätte darüber reden könen, ob es für 
dieses Jahr bei den 5 DM Erhöhung bleiben soll, 
und dabei überlegen können, ob die Verdoppelung 
im nächsten Haushaltsjahr in Angriff genommen 
werden kann. 

Ich bitte daher, es — mindestens für dieses 
Haushaltsjahr - bei dem Antrag Drucksache 
Nr. 3927 zu belassen, weil es eben unmöglich ist, 
für dieses Haushaltsjahr weitere Deckungsmittel 
zur Verfügung zu stellen. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abgeord-
nete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Was die Frau Abgeordnete Kalinke 
mit ihrem Antrag bezweckt hat, das hat uns die 
Antwort des Herrn Staatssekretärs des Finanz-
ministeriums enthüllt. Fangen wir einmal bei ihm 
an. Er hat heute hier gesagt, daß nicht einmal die 
Deckung für die Ausgaben gesichert sei, die bei der 
Durchführung der Erhöhung der Grundbeträge im 
Rahmen des Beschlusses des Ausschusses entstehen. 
Jeder, der hinter die Worte zu sehen gelernt hat, 
muß also damit rechnen, daß sogar bei Annahme 
dieses erbärmlich niedrigen Vorschlags der Herr 
Bundesfinanzminister noch Schwierigkeiten machen 
wird. 
Nun, ich kann es nicht unterlassen, mich noch ein-

mal mit einem Satz wenigstens mit diesem bei 
Gelegenheit so finanzschwachen Herrn Bundes-
finanzminister zu unterhalten. Heute sind uns wie-
der einmal einige Zahlen genannt worden. Die klat-
schen uns ja nach Bedarf immer wieder um die 
Ohren, ohne daß wir die Möglichkeit haben, der 
Richtigkeit der Zahlen wirklich auf den Grund zu 
gehen, und ohne die Möglichkeit zu haben, zu be-
weisen, was noch an versteckten Reserven in den 
einzelnen Haushaltspositionen des laufenden Haus-
halts enthalten ist. Immerhin scheint mir doch die 
Frage gerechtfertigt: Warum ist denn der Herr 
Finanzminister so hartleibig, wenn es gilt, Ren-
tenansprüche zu befriedigen, während er doch auf 
der anderen Seite für die Durchführung der Kriegs-
politik in diesem Jahr ohne jedes Bedenken mehr 
als 10 Milliarden hinzulegen bereit ist? 

(Sehr richtig! bei der KPD. — Abg. Bausch: 
Oh Renner!) 

Nun zur Frau Kalinke zurück. Sie hat die 
„Sachkenner" angesprochen. Aber, Frau Kalinke, wie 
kann man, wenn man Sachkenner ist, hier eine 
solche Theorie vertreten, daß der Grundbetrag in 
der Sozialversicherung ein Anspruch sei, der auf 
Grund von Beitragsleistungen entstanden sei? 

(Abg. Frau Kalinke: Schlecht zugehört!) 

Wie kann man denn so einen Unsinn erzählen?! 
Solange es im Sozialversicherungsgesetz einen 
„Grundbetrag" gibt, resultiert dieser Begriff und 
der Geldbetrag, der dahintersteckt, aus der  Lei-
stungspflicht des Staates, des alten Reiches und der 
heutigen Bundesrepublik. Grundbetrag in der 
Sozialversicherungsgesetzgebung war von jeher ein 

Staatszuschuß. Als wir nach dem ersten Weltkrieg 
zum erstenmak vor der Tatsache des finanziellen 
Zusammenbru s der Sozialversicherungsträger 
standen, da sah sich der Staat vor der Notwendig-
keit, die Grundbeträge zu erhöhen, um die Sozial-
versicherungsträger überhaupt wieder in die Lage 
zu versetzen, Leistungen aufzubringen. Nachdem 
jetzt der zweite Weltkrieg noch einmal die schät-
zungsweise 45 Milliarden Grundvermögen der 
Sozialversicherungsträger vernichtet hat, bleibt der 
Bundesrepublik keine andere Möglichkeit, als die 
Frage der Erhöhung der Grundbeträge zu stellen 
und die Grundbeträge aus Bundessteuermitteln zu 
erhöhen. Das ist so einfach zu verstehen, wie man 
nur überhaupt etwas verstehen kann. 

Aber ein anderes Wort noch an die Frau Kalinke. 
Sie hat heute selber von dem Verlust gesprochen, 
der den Sozialversicherungsträgern durch die 
Kriegsanleihe- und Finanzierungspolitik im Zuge 
der beiden letzten Kriege entstanden ist. Nun, 
wenn man diese Schäden noch nicht in der Form 
ausgeglichen hat, daß man den Sozialversicherungs-
trägern das verlorene Milliardenvermögen zurück-
erstattet hat, wie darf man sich dann hinstellen 
und beklagen, daß der Bund jetzt in die Zwangs-
lage gebracht wird, zur Sozialversicherung Beiträge 
aus allgemeinen Steuermitteln zu zahlen? Frau 
Kollegin Kalinke, Ihr Kampf gegen die Sozialver-
sicherungsgesetzgebung, Ihr Bestreben, dieser Ge-
setzgebung den Charakter einer privatkapitalisti-
schen Versicherung zu geben, also die Sozialversi-
cherung auf das Niveau etwa der freiwilligen Ver-
sicherung der privaten Versicherungsanstalten zu 
stellen, ist uns ja seit langen Jahren bekannt. Die-
ser Kampf und Ihre Einstellung sind einfach der 
Ausfluß Ihrer allgemeinen politischen Haltung zu 
den Dingen, die mit wahrer Sozialverantwortung 
auch nicht entfernt nur etwas zu tun hat. Sie ver-
treten den privatkapitalistischen Standpunkt mit 
einer Schärfe, die wir schon mehrfach hier erlebt 
haben. 

Neu ist für uns Alte in der Sozialversicherung, 
daß heute auch der Herr Arbeitsminister 
selber eine Verbeugung an die Adresse dieser Auf-
fassung hier gemacht hat. Er hat gesagt, er hoffe, 
daß wir recht bald zu einem „gesunden Versiche-
rungsprinzip" auf der Basis der Leistung auf Grund 
von gezahlten Beiträgen zurückkehren könnten. 
Derselbe Herr Minister, der diesen Wunsch aus-
spricht, sollte dann ein glühender Vorkämpfer da-
gegen sein, daß durch die Adenauer-Politik eines 
neuen Krieges die Sozialversicherungsträger zum 
drittenmal finanziell ruiniert werden; denn das ist 
auch eine Folge dieser Politik. 

Wir lehnen also den Antrag, den die Frau 
Kalinke uns hier mit so falschen und historisch un-
richtigen Begründungen präsentiert hat, mit aller 
Entschiedenheit ab. Nein, Frau Kalinke, wir wollen 
aus der Sozialversicherung keine „Fürsorge" 
machen. Wir wollen, daß der Rechtsanspruch der 
Versicherten unter allen Umständen hochgehalten 
wird und daß der Schaden, der ihnen durch die 
Adenauer-Politik 

(Abg. Frau Kalinke: Was Sie wollen, 
wollen wir nicht!) 

der Kriegsvorbereitung entstanden ist, restlos wie-
dergutgemacht wird. So geht man sozial an die 
Sache heran. Sie gehen kapitalistisch an die Dinge 
heran. 

(Beifall bei der KPD.) 
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Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abgeord-
nete Winkelheide. 

(Abg. Winkelheide: Ich verzichte!) 

— Verzichtet. Herr Abgeordneter Willenberg; nicht 
Schellen-, sondern Willen-! 

Willenberg (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Als im Oktober dieses Jahres die An-
träge auf Erhöhung der Leistungen in der Ren-
tenversicherung gestellt wurden, da gab es ein 
Presseinterview, und in diesem Presseinterview, 
das von Abgeordneten der CDU gewährt wurde, 
hieß es: Wir müssen die Leistungen in der Renten-
versicherung so gestalten, daß sie den Teuerungsver-
hältnissen angepaßt werden. Ich war damals ge-
spannt, wie diese Regelung nun aussehen sollte, 
und nicht nur ich, sondern draußen im Lande das 
große Heer jener, die auf Renten angewiesen sind. 
Nun haben wir- das Ergebnis vor uns liegen, wo-
nach die Waisen pro Tag rund 6 Pfennige, die Wit-
wen 12 und die Invaliden 16 Pfennige an Erhöhung 
erhalten sollen. Ich weiß nicht, ob man glaubt, daß 
man mit diesen Zulagen den Teuerungsverhältnis-
sen gerecht geworden ist. 

Nun sind vorhin vom Herrn Minister Beträge 
genannt worden, die weit über  die  Milliarden 
gehen, welche in den letzten Jahren aufgewandt 
worden sind. Das kann in der Öffentlichkeit den 
Eindruck erwecken, als wenn die Bezugsberechtig-
ten in der Rentenversicherung jetzt Bezüge bekä-
men, die doch halbwegs der Teuerung angepaßt 
seien. Ich möchte hier etwas der Aufklärung dienen. 
Die Zeitschrift „Mitteilungen des Wirtschaftswis-
senschaftlichen Instituts der Gewerkschaften" hat 
eine Aufstellung gemacht und berichtet: 

Nach einer repräsentativen Statistik, die zu 
Beginn des Jahres 1949 in Nordrhein-West-
falen durchgeführt wurde, blieben in den länd-
lichen Bezirken des Landes 50 % aller Renten 
unter 35 Mark, 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Hört! Hört!) 
in den Industriezentren unter 55 Mark. 
(Abg. Richter [Frankfurt]: Hört! Hört!) 

Nach den Verbesserungen der Zulagegesetze 
werden im Durchschnitt in den ländlichen Be-
zirken von der Hälfte der Rentner 53 bis 59 
Mark und in den Industriezentren 87 Mark und 
70 Pfennige erreicht. 

(Abg. Richter [Frankfurt] : Pro Monat!) 
— Ja! 

Noch geringer sind im Durchschnitt die Renten 
der Witwen und Waisen. In den ländlichen Be-
zirken erhalten etwa 80 % der Witwen eine 
Rente von 52 Mark und etwa 70 bis 80 % der 
Waisen eine monatliche Rente von höchstens 
46 Mark. 

Meine Damen und Herren, das sind Renten, die 
weit unter dem Fürsorgerichtsatz liegen. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Sehr richtig!) 

Sicherlich gibt es Renten, die diesen Fürsorgericht-
satz erreichen und darüber hinausgehen; aber wer 
sich die Unterlagen ansieht, der stellt mit Bedauern 
fest, daß der größte Teil der Invaliden, die nur die 
reichsgesetzliche Invalidenrente bekommen, jahr-
zehntelang gearbeitet hat und heute feststellen 
muß, daß die Renten noch nicht einmal die amt-
lichen Fürsorgerichtsätze erreichen und daß die 
öffentliche Wohlfahrt da eingreifen muß. 

(Abg. Winkelheide: Ausweg!) 

Wenn schon etwas getan werden muß und wir 
etwas tun wollen, um diese Notlage der Bezugs-
berechtigten zu lindern, dann können wir das nicht 
mit Beträgen von monatlich 2 Mark, 4 Mark und 
5 Mark; dann müssen wir schon etwas weiter 
gehen. Deswegen unterstütze ich in diesem Fall 
den Antrag, den die SPD eingereicht hat. Ich weiß 
aber nicht, ob wir selbst mit diesem Antrag für die 
Zukunft den Forderungen der Bezugsberechtigten 
gerecht werden, so daß nach meiner Auffassung der 
Bundesfinanzminister bei der Aufstellung des Etats 
schon heute mit einkalkulieren muß, daß dieser Er-
höhung eine weitere Erhöhung folgen muß. 
Unseren Invaliden, Witwen und Waisen wäre 

für die Zukunft noch mehr gedient, wenn wir eine 
Preispolitik bekämen, die endlich einmal für ein 
konstantes Preisniveau sorgte, und nicht, daß, so-
bald eine Rentenerhöhung erfolgt ist, die Preis-
spirale wieder nach oben zieht und die Bezugsbe-
rechtigten nochmals diejenigen sind, die das Nach-
sehen haben.  

(Abg. Winkelheide: Aber Deckungsvorlage! 
— Abg. Dr. Wuermeling: Das interessiert 

ihn ja nicht!) 
—Ja, Herr Kollege Winkelheide, es gibt auch 
andere Ausgaben, da schreit man nicht so sehr nach 
der Deckungsvorlage und ist doch bereit, sie zu 
bewilligen. 

(Beifall bei der FU und bei der SPD. — 
Abg. Dr. Wuermeling: Wo denn? — Abg. 

Kunze: Furchtbar bequem so was!) 
Wollen Sie jene, die 30, 40 und 50 Jahre im Dienste 
des Volkes gearbeitet haben 

(Zuruf von der CDU: Das ist doch Wahn

-

sinn! Seid doch nicht so demagogisch!) 
und jetzt ein gesetzliches Recht auf eine anständige 
Rente bekommen, auf solche Art und Weise abtun? 
Wir wollen uns das merken. 
Den Antrag, den Frau Kalinke eingereicht hat, 

lehne ich auch namens meiner politischen Freunde 
ab. 

(Beifall bei der FU und der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Eine fachliche Bemerkung zu 
dem, was Frau Kollegin K a linke ausgeführt hat. 
Frau Kollegin Kalinke, die Grundbeträge der Deut-
schen Sozialversicherung entsprechen nicht dem 
Versicherungsprinzip. Bekanntlich sind die Grund-
beträge nämlich gleich hoch. Sie verwirklichen ge-
wissermaßen das Sozialprinzip in der Sozialver-
sicherung. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Die Steigerungsbeträge verwirklichen das Ver-
sicherungsprinzip. Das zu Ihrer fachlichen Unter-
richtung. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei 
der DP.) 

Nun einige Bemerkungen zu dem, was der Herr 
Bundesarbeitsminister ausgeführt hat. 
Selbstverständlich ist meine Fraktion mit dem 
Herrn Bundesarbeitsminister völlig darüber einig, 
daß schnellstens Rentenerhöhungen erfolgen sollen. 
Wir haben nur eine unterschiedliche Auffassung 
darüber, wie hoch diese Rentenerhöhungen sein 
sollen. Ich bitte, meiner Fraktion nicht zu unter-
stellen, wir wollten dadurch, daß wir eine wesent-
lichere Erhöhung fordern als die Regierungspar-
teien, eine Rentenerhöhung unmöglich machen. 
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Nun einige weitere Bemerkungen zu dem, was 

der Bundesarbeitsminister bezüglich des Fremdren-
tengesetzes ausgeführt hat. Gerade meine Fraktion 
hat mit besonderem Nachdruck darauf hingewiesen, 
daß baldigst ein Fremdrentengesetz erlassen wer-
den soll. Wir wenden uns aber dagegen, Herr Bun-
desarbeitsminister, daß in den Haushaltsvoranschlag 
bestimmte Beträge eingesetzt werden, die keine 
genaue kalkulatorische Grundlage haben und die 
nach unserer Ansicht ebenso überhöht angesetzt 
sind, wie andere Beträge, beispielsweise die für 
das Rentenzulagengesetz, die ursprünglich erhöht 
angesetzt wurden, die Beträge des Teuerungszu-
lagengesetzes, die, wie wir in der letzten Sitzung 
des Sozialpolitischen Ausschusses gehört haben, 
wesentlich überhöht angesetzt worden sind, und 
auch die Beträge des Unfallzulagengesetzes, die 
ebenfalls dem Hause bei Beratung des betreffenden 
Gesetzes wesentlich höher angegeben wurden, als 
die tatsächlichen Unfallzulagen waren. 

(Abg. Arndgen: Woher weißt du?) 

— Das wissen wir genau nach den Ausführungen, 
die der Sachverständige, Herr Dr. Lauterbach, 
im Sozialpolitischen Ausschuß gemacht hat. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Er hat nämlich ausgeführt — um es Ihnen noch

-

mals ins Gedächtnis zurückzurufen — , daß für die 
Renten unter 50 % nur 12 000 Anträge vorliegen. 

Wir wenden uns gegen die Politik der Regierung, 
bei sozialpolitischen Gesetzen von vornherein zu 
sagen: Die Ausgaben werden ungeheuerlich sein. 
Bei der Durchführung dieser Gesetze stellt es sich 
dann heraus, daß die Ausgaben tatsächlich wesent-
lich niedriger sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Deshalb führe ich hier das Fremdrentengesetz an. 
Man soll nicht mit dem Fremdrentengesetz ge-
wissermaßen den Teufel an die Wand malen und 
erklären, das koste soundso viel Hunderte von Mil-
lionen, bevor der Gesetzentwurf vorliegt und es 
möglich ist, den Aufwand exakt zu kalkulieren. 

Nun noch etwas anderes. Mit dem Antrag meiner 
Fraktion, Erhöhungen von 10, 8 und 4 DM vorzu-
nehmen, wollen wir nur das verwirklichen, was 
den Rentnern bereits mit dem Rentenzulagengesetz 
versprochen worden ist. In diesem Gesetz steht: 
Die Renten werden durchschnittlich um 25 % er-
höht. Die Renten sind nach dem Rentenzulagen-
gesetz nicht durchschnittlich um 25 % erhöht 
worden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Die durchschnittliche Erhöhung beträgt vielmehr 
nach den eigenen Angaben des Bundesarbeitsmini-
steriums, die ich aus der Vorlage an den Bundes-
rat zu entnehmen bitte und die jeder nachrechnen 
kann, in der Invalidenversicherung nur 17 %, in 
den anderen Versicherungszweigen zwar über 
20 %, im Gesamtdurchschnitt aber nur 20 und nicht 
25 %. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Der Antrag meiner Fraktion bezweckt lediglich, 
das zu gewährleisten, was den Rentnern und der 
Öffentlichkeit durch das Rentenzulagengesetz in 
Aussicht gestellt worden ist: eine tatsächliche Er-
höhung von durchschnittlich 25 — und nicht von 
20 % — vorzunehmen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe rechts. — 
Abg. Gengler: Es sind ja durchschnittlich 

auch 25 % gegeben worden!) 

Meine Damen und Herren, es geht doch nicht an 
— und dagegen muß sich meine Fraktion wenden 
—, daß man bei der Beratung sozialpolitischer Ge-
setze erhebliche Erhöhungen in Aussicht stellt, und 
der wirtschaftliche Inhalt dann etwas anders aus-
sieht! 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Es ist nun von der Bedeutung der Staatszu-

schüsse für die Rentenversicherung gesprochen 
worden; auch der Herr Bundesarbeitsminister hat 
sie erwähnt. Wir verkennen keineswegs die Be-
deutung und die finanziellen Auswirkungen auf 
den Etat, aber, Herr Bundesarbeitsminister, ich 
muß Sie bitten, einmal sorgfältig die Höhe der 
Staatszuschüsse zur Rentenversicherung vor dem 
Kriege, vor 1933 und heute zu prüfen. Damals be-
trugen sie 37 %, gegenwärtig betragen sie nach 
den eigenen Angaben des Ministeriums nur 30 %. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Das ist die Differenz, um die wir bei der Erhöhung 
der Renten kämpfen. Deshalb bitten wir, unserem 
Antrag auf Erhöhung der Renten um 10, 8 und 
4 DM zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich hoffe unterstellen zu dürfen, daß diese Aus-
sprache die allgemeine Aussprache der dritten Be-
ratung praktisch im wesentlichen vorweggenom-
men hat, sonst sind wir über den Bereich der Ein-
zelbesprechung schon weit hinausgeraten. 

Das Wort hat zunächst der Herr Bundesminister 
für Arbeit. 

Storch,. Bundesminister für Arbeit: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Ausführungen 
von Herrn Willenberg zwingen mich doch, ihn 
um etwas zu bitten. Er hat gesagt, daß jemand 
nach 30 bis 40 Jahren Beitragszeit 

(Zurufe von der Mitte: „50 bis 60 Jahren" 
hat er gesagt!) 

— wir wollen es sehr glimpflich machen und wollen 
sagen, nach einer Beitragszeit von 30 bis 40 Jahren 
— eine Rente bekommt, die unter den Richtsätzen 
der Wohlfahrt liegt. Ich bitte den Herrn Kollegen 
Willenberg, mir einmal einen derartigen Renten-
bescheid zuzuschicken. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Denn wir wollen doch hier die Dinge nicht anders 
darstellen, als sie sind. 

(Zustimmung und Beifall.) 

Wir haben in einer Zeit, in der nicht die demokra-
tischen Kräfte im deutschen Volke maßgebend 
waren, Bestimmungen in die Sozialversicherung be-
kommen, nach denen Leute mit einer sehr kurzen 
Beitragszeit sich Anwartschaften erwerben konn-
ten. Denen geben wir heute die Mindestrente, ob-
wohl ihr Leben niemals darauf eingestellt war, 
sich aus einem Arbeitsverhältnis heraus die 
Lebensversicherung für den Lebensabend zu 
schaffen. 

(Abg. Frau Kalinke: Sehr richtig!) 
Wir müssen doch die Dinge so sehen, wie sie in 
Wirklichkeit sind, und nicht, wie sie nach draußen 
sehr nett klingen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Dann hat Herr Professor Schellenberg ge-

sagt, wir hätten mit überhöhten Etatansätzen ge-
rechnet. 

(Sehr richtig! links.) 
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Wenn Sie sich einmal die Etatansätze für die 
Sozialversicherung und für die anderen Sparten 
meines Ministeriums ansehen, dann finden Sie, daß 
die Voranschläge auf der einen Seite um ungefähr 
10, ja bis zu 15 % überschritten worden sind. An 
anderen Stellen haben wir Minderausgaben gehabt. 
Wenn sich jemand einen Etatansatz von annähernd 
2 Milliarden ansieht und wenn nachher an der 
einen Stelle 150 Millionen fehlen und an einer 
anderen Stelle 100 Millionen nicht ausgegeben wor-
den sind, dann kann man die Dinge doch nicht so 
hinstellen, als wenn hier bewußt eine überhöhte 
Etatansetzung vorgenommen worden wäre in der 
Voraussicht, daß das gar nicht gebraucht werden 
solle. 
Zum Fremdrentengesetz, Herr Professor Schel-

lenberg, möchte ich Ihnen doch sagen: So, wie Sie 
die Dinge dargestellt haben, sind sie ja nicht. Die 
Fremdrenten werden mit Ausnahme der Auslands-
renten bezahlt, und die Rentenversicherungsträger 
geben für die Fremdrenten heute einen Betrag von 
290 Millionen DM aus. Wir brauchen dazu 17 Mil-
lionen DM für die sogenannten Auslandsrenten, 
und daraus ergibt sich der Gesamtbetrag. Sie 
brauchen doch nur zu dem Verband der Renten-
versicherungsträger zu gehen, und bekommen die 
tatsächlichen Ausgaben, die seither gemacht wor-
den sind, auf den Tisch gelegt. Dann dürfen Sie 
doch nicht hergehen und im Hause sagen, daß es 
sich um fingierte Zahlen handelte. So dürfen wir 
doch hier in diesem Hohen Hause nicht miteinander 
verkehren! 

(Zustimmung und Beifall bei den Regie

-

rungsparteien.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat noch einmal 
Frau Abgeordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bedaure, Herr Präsident, daß ich 
das Wort „noch einmal" nehmen muß; 

(Zurufe links: Wir auch!) 
ich muß es deshalb noch einmal nehmen. Es wun-
dert mich nicht, wenn Herr Renner und Herr 
Schellenberg, die aus der gleichen Ideologie stam-
men, über die Angestelltenversicherung nicht so 
genau Bescheid wissen. 

(Lebhafte Zurufe links.) 
Dem Herrn Kollegen Arndgen möchte ich sagen, 
daß der Grundbetrag in der Invalidenversicherung 
von jeher Staatszuschuß war, daß man aber nicht 
sagen kann, daß die Grundbeträge der deutschen 
Sozialversicherung Staatszuschüsse waren. 

(Zuruf links: Was denn sonst?) 

Wer die deutsche Sozialversicherung kennt, weiß, 
daß sehr wohl ein Unterschied zwischen dem Auf-
bau der Invalidenversicherung, der Angestellten-
versicherung und der Knappschaft besteht. Ich bitte 
daher die Herren, die über diese Dinge noch nicht 
Bescheid wissen, nicht denen Instruktionsstunden 
zu geben, die sie gründlich kennen, sondern festzu-
stellen, — - 

(Anhaltende Zurufe links.) 

— Ich will warten, bis Sie fertig sind. — Ihnen 
möchte ich dann weiter empfehlen, einmal in dem 
Buch, das über die Angestelltenversicherung von 
dem DGB im Bundes-Verlag herausgegeben 
wurde — und ich werde sicher nicht verdächtigt, 
mit dieser Ideologie übereinzustimmen —, nachzu-
schlagen und dort festzustellen, was Herr Killat 
über die Angestelltenversicherung geschrieben hat. 

Da hat er nämlich berichtet über das, was 1928 und 
1931 der Afa-Bund und die sozialdemokratischen 
Abgeordneten im Reichstag beantragt haben. 
Weiter hat er darin berichtet, was im Jahre 1948 
von den Einheitsgewerkschaften an Herrn Kollegen 
Richter geschrieben wurde, nämlich, daß man es 
für dringend notwendig halte, in jedem neuen Ge-
setz Grundbetrag und Steigerungsbetrag der In-
validen- und Angestelltenversicherung einheitlich 
zu ordnen, weil man über einheitlichen Beitrag und 
einheitliche Leistung zur Einheitsrentenversiche-
rung kommen wollte! 

(Fortgesetzte Zurufe links. — Unruhe.) 
— Schreien Sie doch nicht so! Hören Sie doch zu! 
Sie können doch etwas lernen! 

(Heiterkeit und weitere Zurufe links.) 
— Sie können bestimmt noch einiges lernen! 

(Sehr richtig! rechts.) 
Man hielt das für notwendig, weil man über die-
sen einheitlichen Aufbau der Rentenversicherung 
d. h. auf Umwegen zu politischen Lösungen zu 
kommen versucht, die wir auf geradem Wege er-
reichen wollen. 

(Sehr gut! rechts.) 

Das bedeutet, daß nach unserer Auffassung die 
Mehrheit dieses Hauses zu beschließen hat, ob wir 
ein einheitliches System der Staatsbürgerversor-
gung schaffen oder ob wir zum Versicherungsprinzip 
in seiner organisch gewachsenen Vielfalt zurück-
zukehren gedenken. 

(Erneute lebhafte Zurufe links.) 
— Ich habe nicht die Absicht, die Kommunistische 
Partei, und auch nicht die Absicht, Herrn Schellen-
berg zu belehren; er hat sich ja zu der Ideologie 
bekannt, die Marschall Sokolowski uns seinerzeit in 
Berlin aufgezwungen hat. 

(Unruhe.) 
Ich möchte jetzt nur noch ein Wort sagen zu §  1. 

Wer unseren Antrag annimmt, hindert weder die 
Verabschiedung des Gesetzes noch die Leistung 
von Vorauszahlungen. sondern sorgt nur dafür, daß 
eindeutiges Recht geschaffen wird und daß nicht im 
Hintergrund Dinge damit verquickt werden, die 
ganz bestimmt weder der Arbeitsminister noch die 
Bundesregierung noch die Mehrheit dieses Hauses 
gewollt haben.. 
Nun zu der Höhe der SPD-Anträge. Ich habe 

gestern nach der Beratung im Haushaltsausschuß 
allerdings gehofft, daß Sie Ihren Antrag zurück-
ziehen würden. Dazu möchte ich nur sagen: es ist 
kein Kunststück, 10 Mark zu beantragen. Die Kom-
munisten haben es verdoppelt, ich könnte es ver-
dreifachen; Papier ist geduldig. Ich meine, es 
kommt nicht darauf an, 10 oder 20 oder 30 Mark 
aus Propagandagründen zu beantragen, 

(anhaltende Zurufe links) 
sondern darauf, nur etwas zu beantragen, was man 
auch wirklich zu geben in der Lage ist. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wie wollen nicht sozial scheinen, sondern wir 
wollen wahrhaft sozial handeln! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Fortgesetzte Zurufe links.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat — Herr Ab-
geordneter Schellenberg, immer der Reihenfolge 
nach! — zuerst der Abgeordnete Ho rn. Es tut mir 
leid. 

(Abg. Horn: Ich verzichte!) 
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(Präsident Dr. Ehlers) 
— Der Abgeordnete Horn verzichtet. 

Das Wort hat „noch einmal" Herr Abgeordneter 
Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Abgeordnete K a link e 
hat eben von „Ideologie" gesprochen. Ich meine, es 
sollte die gemeinsame Ideologie dieses Hauses sein, 
den Ärmsten der Armen den größtmöglichen 
Schutz zu gewähren. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Kunze: Das 
ist doch zum Fenster hinaus gesprochen! 

— Abg. Horn: Eine billige Sache!) 

Nun zu den Bemerkungen des Herrn Bundes-
arbeitsministers.Ich habe mich nicht da-
gegen gewandt, daß einmal diese und einmal jene 
Etatposition überschritten bzw. eine andere 
unterschritten wird. Ich habe mich aber dagegen 
wenden müssen, daß sich bei Gesetzesvorlagen — 
und ich habe die Beispiele erwähnt: Rentenzulagen-
gesetz, Teuerungszulagengesetz und Unfallzulagen-
gesetz, d. h. praktisch alle Gesetze, die Erhöhun-
gen der Rentenleistungen betreffen — nachher her-
ausstellte - und das kann nicht bestritten wer-
den —, daß die Voranschläge wesentlich überhöht 
waren. Deshalb habe ich darauf hinweisen müssen, 
daß wir auch den Voranschlägen bezüglich des 
Fremdrentengesetzes mit 397 Millionen DM mit 
einiger Kritik gegenüberstehen. Die Ausführungen 
des Herrn Bundesarbeitsministers über die tatsäch-
lichen Feststellungen der Rentenversicherungs-
träger scheinen mir das zu bestätigen. Ein Betrag 
von 397 Millionen DM, mit dem die Bundesregie-
rung operiert, ist bisher finanztechnisch in keiner 
Weise nachgewiesen. 
Damit komme ich zum Schluß. Wenn Frau 

Kollegin Kalinke gesagt hat, daß meine Fraktion 
Anträge gestellt habe, die wirtschaftlich nicht be-
gründet seien, 

(Abg. Frau Kalinke: Das habe ich nicht 
gesagt!) 

- die agitatorisch seien, haben Sie sogar gesagt —, 
so haben wir uns gerade deshalb den finanzwirt-
schaftlichen Grundlagen bei der Erörterung des § 1 
so eingehend widmen müssen, weil es das Be-
streben auch meiner Fraktion ist, nachzuweisen, 
daß es finanzwirtschaftlich möglich ist, unseren An-
trägen zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Arnd-
gen „nochmals", um die Parität zu wahren! 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nachdem Herr Profes-
sor Schellenberg hier schon mehrfach glaubte dar

-

auf hinweisen zu müssen, daß die Ansätze im 
Haushalt viel höher seien als die tatsächlichen Ist-
Ausgaben am Schlusse eines Haushaltsjahres, 
möchte ich doch auf einige Haushaltsansätze, die 
den sozialen Bereich berühren, eingehen. Es sind 
beispielsweise in der Kriegsfolgenhilfe im Haus-
halt rund 518 Millionen DM angesetzt gewesen, 
während 582 Millionen DM, also 64 Millionen DM 
mehr, ausgegeben worden sind. 

(Hört! Hört! rechts.) 

Im Lastenausgleich sind, das gebe ich zu, 5 Millio-
nen DM weniger ausgegeben worden. Für Umsied-
lung und Auswanderungen sind 10 Millionen DM 
weniger ausgegeben worden, als im Haushalt ange

-

setzt waren. Für die verdrängten Beamten sind 
dagegen 27 Millionen DM mehr ausgegeben wor-
den. In der Kriegsopferversorgung sind 67 Millionen 
DM eingespart worden. Für die Berufssoldaten sind 
6 Millionen DM mehr ausgegeben worden. Wenn 
ich diesen sozialen Bereich zusammenziehe, auf 
der einen Seite die Einsparungen, auf der 
anderen Seite die Mehrausgaben, so ergibt 
sich, daß im gesamten Haushalt für diese 
Zwecke 15 Millionen DM mehr ausgegeben 
worden sind, als angesetzt waren. — Neh-
men wir einen anderen Bereich, Herr Profes-
sor Schellenberg. Für die Arbeitslosenhilfe waren 
im Haushalt etwas über eine Milliarde DM ange-
setzt; ausgegeben worden sind 1 Milliarde 147 Mil-
lionen DM, so daß der Ansatz weit überschritten 
worden ist. Für die betriebliche Altersversorgung 
waren 21 Millionen DM angesetzt; ich gebe zu, es 
sind hier 10 Millionen DM weniger ausgegeben 
worden. Für die Sozialversicherung waren 1 Mil-
liarde 700 Millionen DM im Ansatz, während 52 
Millionen weniger ausgegeben worden sind. Ziehe 
ich auch diese Positionen zusammen, so komme 
ich auch hier zu einer Mehrausgabe von 26 Millio-
nen DM. Also es stimmt schon nicht, wenn Herr 
Professor Schellenberg immer sagt, die Ansätze 
seien höher als die tatsächlichen Ausgaben. Diese 
paar Beispiele zeigen uns, daß wir auf den Gebie-
ten des sozialen Sektors 35 bis 36 Millionen DM 
mehr ausgegeben haben, als in den Ansätzen ver-
zeichnet waren. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Besprechung zu § 1. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 
der Gruppe der KPD Umdruck Nr. 737 als den wei-
testgehenden Antrag. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Antrage der Gruppe der KPD, 
Umdruck Nr. 737, zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen 
gegen die Antragsteller abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der SPD, Umdruck Nr. 735, Ziffer 1. 
Ich bitte die Damen und Herren, die zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen bitte? — 

(Zurufe links.) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte, entspre-
chend der Geschäftsordnung den Versuch machen 
zu dürfen, es durch Aufstehen zu klären; vielleicht 
ist das einfacher zu übersehen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die für den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD sind, sich von ihren Plätzen zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Meine 
Damen und Herren, es bleibt nichts anderes übrig, 
als im Wege des Hammelsprungs auszuzählen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die für den Ände-
rungsantrag sind, sich durch die Ja-Tür wieder in 
den Saal zu begeben. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung der Abgeord

-

neten.) 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
den Vorsitz.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich bitte, die Türen zu schließen und die 
Auszählung zu beendigen. 
Ich gebe das Ergebnis der Abstimmung bekannt. 

Mit Ja haben 160, mit Nein 167 Mitglieder des 
Hauses gestimmt; 3 haben sich der Stimme ent-
halten. Der Antrag ist abgelehnt. 
Ich lasse nunmehr über den Änderungsantrag 

Umdruck Nr. 738 Ziffer 2 abstimmen. Dieser An-
trag der Deutschen Partei geht dahin, in § 1 Abs. 1 
die Worte „Grundbeträge der" zu streichen. Wer 
für diesen Antrag ist, den bitte ich, die Hand zu 
erheben. 

(Zurufe von der DP: Ist überholt!) 
— Zurückgezogen? 

(Abg. Frau Kalinke: Nein, überholt! — 
Weitere Zurufe von der DP.) 

— Frau Abgeordnete Kalinke, würden Sie sich bitte 
zur Tribüne bemühen, damit das Haus Sie hören 
kann. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Damit, daß Sie die klare Entschei-
dung, die unser Antrag in der Überschrift bezweckt 
hat, abgelehnt haben, erübrigen sich die weiteren 
Abtimmungen über unseren Antrag. Wenn Sie die 
von uns beantragte Änderung im Grundsatz nicht 
anerkennen, bedarf es keiner weiteren Abstim-
mung; denn die weiter von uns beantragten Ände-
rungen sind nur die Konsequenzen aus dem ange-
deuteten Grundsatz. 

(Abg. Renner: Sie haben also doch an- 
scheinend etwas von uns gelernt!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Man hat noch nicht 
zur Überschrift abgestimmt. Wir kommen leider 
um dieses Mühsal nicht herum und müssen über 
den Antrag Umdruck Nr. 738 Ziffer 2 abstimmen. 
Wer dafür ist, den bitte ich um ei.n Handzeichen.  
— Gegenprobe! — Letzteres ist die überwiegende 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 
Nunmehr sind alle Änderungsanträge zu § 1 be-

schieden. Ich lasse über § 1 in der Ausschußfassung 
abstimmen. Wer für die Annahme ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Gegen zahlreiche Enthaltungen an-
genommen. 
Ich rufe § 2 auf. Änderungsanträge sind nicht 

angekündigt. Wer für die Annahme dieses Para-
graphen ist, den bitte ich um ein Handzeichen. 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Zu § 3 ist ein Änderungsantrag Umdruck Nr. 738 
Ziffer 3 angekündigt. Wird er noch besonders be-
gründet? — Das ist nicht der Fall. Dann lasse ich 
abstimmen. Wer für diesen Änderungsantrag ist, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Das zweite war die überwie-
gende Mehrheit. 
Ich lasse abstimmen über die §§ 3, 4 

(Widerspruch in der Mitte) 
und 5. 

(Abg. Arndgen: Zu § 4 liegt ein Ände

-

rungsantrag vor!) 

— Nein, zu § 4 ist mir kein Änderungsantrag über-
geben worden. 

(Abg. Arndgen: Umdruck Nr. 742, Herr 
Präsident! — Abg. Frau Kalinke: Ein inter

-

fraktioneller Antrag! — Weitere Zurufe.) 

- Ich bitte sehr um Entschuldigung. 
Dann lasse ich über § 3 abstimmen. Wer für 

die Annahme von. § 3 in der Ausschußfassung ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Ist angenommen. 

Zu § 4 ist ein interfraktioneller Änderungsan-
trag Umdruck Nr. 742 angekündigt. Soll er begrün-
det werden? 

(Zuruf: Nein!) 

Dann lasse ich abstimmen. 
(Abg. Frau Dr. Probst: Nein, ich bitte 

ums Wort dazu!) 

— Ich hatte gefragt, ob er begründet werden soll. 
Niemand hat sich — jedenfalls nach meiner Sicht 
— gemeldet. 

(Abg. Pohle: Dagegen sprechen!) 

Wer meldet sich hierzu zum Wort? — Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Dr. Probst. 

Frau Dr. Probst (CSU): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es ist in diesem Hohen Hause 
schon des öfteren bedauert worden, daß sieh unsere 
Arbeit in allzu vielen Ausschüssen aufsplittert. Wir 
erleben es gerade auf dem sozialpolitischen Sektor, 
daß die Dinge in vier, fünf verschiedenen Gremien 
behandelt werden. Durch den außerordentlichen 
Zeitdruck, unter dem wir leiden, ist die Koordi-
nierung nicht immer gesichert. Wir erleben hier, 
daß die Bestimmung des § 4 praktisch in die Ar-
beit von drei weiteren Ausschüssen eingreift, u. a. 
in die Arbeit des Kriegsopferausschusses. Der Sozi-
alpolitische Ausschuß hat an den Kriegsopferaus-
schuß die Anfrage gerichtet, wie sich der Kriegs-
opferausschuß zu § 4 der ursprünglichen Fassung 
verhalte. Der Kriegsopferausschuß hat einmütig 
über alle Parteien hinweg den Beschluß gefaßt, 
dem Sozialpolitischen Ausschuß mitzuteilen, daß 
unter allen Umständen die Nichtanrechnung dieser 
Bezüge auf die Leistungen nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz gewährleistet sein muß. 

Nun bekommen wir heute den Umdruck Nr. 742. 
Dieser neue Änderungsantrag ist im Kriegsopfer-
ausschuß nicht besprochen worden. 

Ich muß mich in sachlicher Hinsicht auf meine 
kürzlichen Ausführungen zum Bundesversorgungs-
gesetz und zu seinem Verhältnis zu den übrigen 
Sozialgesetzen beziehen. Ich mußte feststellen, daß 
die Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz 
heute unter den Leistungen der Unterhaltshilfe und 
zum Teil unter denen der Fürsorge liegen und daß 
die Einkommensfreigrenzen zu eng sind. Es kann 
daher nicht verantwortet werden, aus dem § 4 den 
Kreis der Kriegsopfer herauszunehmen. 

Ich bitte, die ursprüngliche Fassung des Antrags 
wiederherzustellen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die letzten Erklärungen der Frau 
Kollegin Probst laufen doch wohl klar darauf 
hinaus, daß das, was in dem Änderungsantrag be-
züglich der Anrechnung der Zulagen bei der 
Kriegsopferrente gesagt ist, repariert werden soll. 
Nichtsdestoweniger muß man aber darauf aufmerk-
sam machen, daß hier ein Änderungsantrag aller 
Koalitionsparteien vorliegt, nach dem die Leistun-
gen nach diesem Gesetz den Kriegsopfern nicht 
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zugute kommen sollen. Sie sollen — so heißt es 
ausdrücklich — bei der Errechnung der Ausgleichs-
rente anrechenbar sein. 
Aber die Sache hat noch eine andere Seite. In 

dem Antrag steht ja noch mehr. In dem ursprüng

-

lichen Vorschlag heißt es im § 4 des Gesetzes: 
. . . Die Erhöhungen nach § i bleiben ferner 
von der Anrechnung auf die Arbeitslosen-
fürsorgeunterstützung ausgenommen. 

Das steht hier in Ihrem Änderungsantrag nicht 
mehr drin. Also Ihr Änderungsantrag läuft dar-
auf hinaus, die Empfänger von Arbeitslosenfür-
sorgeunterstützung von den Leistungen nach die-
sem Gesetz auszuschließen. 

(Sehr richtig! bei der KPD.) 
Darum verlangen wir vollständige Wiederher-
stellung des § 4 in der ursprünglichen Formulie-
rung. 
Aber noch etwas anderes ist zu sagen. Wir haben 

uns gestern über den Tatbestand unterhalten, daß 
Bezirksfürsorgeverbände die Lehrlingszulage aus 
dem Soforthilfegesetz als Einkommen bei der Be-
rechnung der Bedürftigkeit nach § 5 der Reichs-
grundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der 
öffentlichen Fürsorge anrechnen. Der Vertreter der 
Regierung hat gestern erklärt, daß die öffentliche 
Fürsorge eine Angelegenheit der Selbstverwaltung 
sei. Wenn dem so ist und wenn die Praxis draußen 
dem entspricht, daß die Bezirksfürsorgeverbände 
bisher alle Anregungen auf Nichtanrechnung von 
Erhöhungen von Leistungen nach den Sozialver-
sicherungsgesetzen abgewiesen haben, dann reicht, 
scheint mir, die Fassung des § 4 in der derzeitigen 
Form nicht aus. Wir sind der Meinung, daß der 
Satz: „Das gleiche gilt bei der Prüfung der für-
sorgerechtlichen Hilfsbedürftigkeit" nicht das ge-
währleistet, was seit Jahr und Tag hier gelegent-
lich einmal bei aht worden ist. Es müßte also in 
dem Gesetz heißen, daß der § 5 der Reichsgrund-
sätze für den Personenkreis, der in diesem Ge-
setz angesprochen ist, aufgehoben wird. Solange wir 
das nicht hineinarbeiten, sind die Bezirksfürsorge

-

verbände nicht verpflichtet, auf eine Anrechnung 
dieser Erhöhungen bei der Prüfung der Bedürftig-
keit überhaupt zu verzichten. 
Lassen Sie mich einen letzten Satz sagen. 

Wir haben bei allen Rentenerhöhungen in den 
letzten 12 Monaten erlebt, daß sie in der Gemeinde, 
bei den Bezirksfürsorgeverbänden dazu ausgenutzt 
worden sind, die kommunalen Wohlfahrtsleistun-
gen abzudrosseln. Primitiv gesagt: was Bonn in 
Gestalt von Rentenerhöhungen gegeben hat, das 
kam den Bedachten überhaupt nicht zugute, so-
weit sie zusätzlich Wohlfahrtsunterstützung be-
zogen: denn die kommunalen Wohlfahrtsämter 
haben das, was Bonn gegeben hat. ihrerseits wieder 
in Abzug gebracht. so daß der Sozialberechtigte von 
allen diesen Erhöhungsmanövern praktisch keine 
effektive Erhöhung seiner Bezüge, seines Ein-
kommens gehabt hat: das ist die Lage. Wenn das 
nun ausgemerzt werden soll. dann müssen ,wir in 
dieses Gesetz klar und eindeutig hineinarbeiten, 
daß der § 5 der Reichsgrundsätze außer Kraft ge-
setzt ist. was die Auswirkungen dieses Gesetzes 
angeht. Solange Sie das nicht machen, ist Ihre 
Formulierung: ,,Die Erhöhungen nach §  1 bleiben 
unberücksichtigt bei der Prüfung der fürsorgerecht-
lichen Hilfsbedürftigkeit" nichts anders als eine 

leere, zu nichts verpflichtende Deklamation. 
(Zuruf von der SPD: Das stimmt ja nicht, 

Herr Renner!) 
- Das stimmt wohl! 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke. — Sie haben auf das Wort 
verzichtet? 

(Abg. Frau Kalinke: Nein!) 

Sie wollten nur nach Herrn Pohle sprechen? 

(Zuruf.) 

— Nach Herrn Arndgen wollen Sie sprechen? — 
Es war nicht ganz deutlich zu vernehmen, ich 
bitte um Entschuldigung. 

Dann hat der Abgeordnete Pohle das Wort. 

Pohle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, mit diesem Antrag zerstören 
wir den ganzen vorweihnachtlichen Zauber. 

(Unruhe.) 

Nach dem, was sich gestern in Einmütigkeit hier 
in diesem Hause ergeben hat, bedeutet dieser An-
trag von heute einen Peitschenschlag, und ich hoffe, 
ich habe die feste Überzeugung, daß sich in diesem 
Hohen Hause eine Mehrheit findet, die diesen 
Antrag ablehnt. 

Denn, meine Damen und Herren, worum geht 
es denn? Es ist schon der schlechte und böse Weg 
bei dem Rentenzulagengesetz eingeschlagen wor-
den. Bei dem Rentenzulagengesetz hat die Regie-
rung in ihrer Begründung damals gesagt: 

Dieser Mehrbelastung der öffentlichen Hand 
stehen Ersparnisse gegenüber . . . . b) in der 
Kriegsopferversorgung durch verstärkte An-
rechnung der Renten aus der Rentenversiche-
rung auf die Ausgleichsrente. 

Sie erleben also, daß, wenn dieser Antrag ange-
nommen wird, wieder eine Verwaltungsmaschi-
nerie in Bewegung gesetzt wird. Wenn zwei Renten 
zusammenstoßen, erhält man von der einen Seite 
die Benachrichtigung: „Die Rente erhöht sich", um 
einige Zeit später vom Versorgungsamt die Nach-
richt zu bekommen: „Da sich diese Rente erhöht 
hat, streichen wir diesen Betrag jetzt an der Aus-
gleichsrente." Das kann nicht der Sinn einer sozia-
len Gesetzgebung sein, und es muß meiner Ansicht 
nach alles darauf verwandt werden, daß wir auch 
den Kriegsopfern volle Gerechtigkeit widerfahren 
lassen. 

Ich darf Sie deshalb bitten — und bitte Sie wirk-
lich dringend —, diesen falschen Weg nicht weiter 
zu beschreiten, sondern auch den Kriegsopfern ihr 
wohlerworbenes Recht hier zuteil werden zu lassen. 
Ich bitte Sie, diesem Antrag zur Ablehnung zu 
verhelfen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Arndgen. 

Arndgen (CDU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Mit dem Umdruck Nr. 742 haben 
die Koalitionsparteien, wie Ihnen durch die Ver-
teilung des Umdrucks bekanntgeworden ist, 
eine Änderung des § 4 beantragt mit dem Ziel, 
diese 5 DM bei der Ausgleichsrente in der Kriegs-
opferversorgung in Anrechnung zu bringen. Dieser 
Antrag ist damit gut begründet, daß wir gestern 
in diesem Hause für sämtliche Rentner aus der 
Kriegsopferversorgung eine doppelte Rente be-
schlossen haben. 

(Abg. Renner: Das ist ein Witz! Das ist 
wirklich ein Witz!) 
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— Herr Kollege Renner, es ist nicht Aufgabe des 
Ausschusses für Sozialpolitik, die Einkommens-
freigrenze in der Kriegsopferversorgung zu ändern. 
Das ist Aufgabe des Ausschusses für Kriegsopfer

-

fragen, und wenn man der Meinung ist, daß die 
Einkommensgrenze nicht mehr der notwendigen 
Höhe entspricht, ist es keinem in diesem Hause be-
nommen, einen entsprechenden Antrag zu stellen, 
dann kann sich der Ausschuß für Kriegsopfer

-

fragen mit diesem Antrag beschäftigen. 
Wenn wir aber, meine sehr verehrten Damen 

und Herren, heute festlegen, daß die 5 Mark nicht 
angerechnet werden sollen, dann begehen wir 
denen gegenüber ein Unrecht, die ihr Einkommen 
durch ihrer Hände Arbeit erhöhen; denn bei der 
Einkommensfreigrenze in der Kriegsopferversor-
gung wird nicht von Renten gesprochen, die nicht 
angerechnet werden sollen, sondern das Kriegs-
opferversorgungsgesetz spricht davon, daß Ein-
kommen, gleich woher es kommt, bis zu der und 
der Höhe nicht anzurechnen ist. Wenn nun einer, 
der Ausgleichsrente bezieht, irgendwo in Arbeit 
steht und durch seiner Hände Arbeit seinen Ver-
dienst erhöht, dann bekommt er das angerechnet, 
und die Ausgleichsrente wird dementsprechend ge-
senkt. Wenn aber das Einkommen aus anderen 
Quellen, aus einer Rente, für die nicht gearbeitet 
wurde, erhöht wird, dann wird diese Erhöhung 
nicht angerechnet. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, sehen Sie dieses zweierlei Recht nicht, 
das wir mit einer solchen Einbeziehung der Nicht-
anrechnung in diesem Gesetz für die Kriegsopfer 
schaffen? Ich habe nichts dagegen, sondern bin be-
reit mitzuarbeiten, wenn die Frage zur Debatte 
steht, die Einkommenfreigrenze in der Kriegsopfer-
versorgung zu erhöhen. Aber daß wir bei der Aus-
gleichsrente mit zweierlei Maß messen, ist, glaube 
ich, ungerecht, und ich bitte daher, dem Antrag 
auf Umdruck Nr. '742 die Zustimmung zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Auf die Ausführungen des Herrn Kol-
legen Pohle und auch des Herrn Renner hinsichtlich 
des Bundesversorgungsgesetzes hat Herr Arndgen 
schon so ausgezeichnet geantwortet, daß ich dem 
nur noch hinzuzufügen brauche: Auch die Ände-
rung der Reichsgrundsätze ist nicht Aufgabe des 
Sozialpolitischen Ausschusses, und ich hoffe, daß in 
der Novelle, die vom. Fürsorgeausschuß bearbeitet 
wird, diese Frage ganz besonders und gründlich 
angepackt wird. Wenn sich die Fraktion der Deut-
schen Partei hier zu § 4 so entschieden für die 
Nichtanrechnung der Zulage bei den Sozialver-
sicherungsrenten eingesetzt hat, dann, obwohl sie 
den Grundsatz, daß die Fürsorge subsidiär ist, an-
erkennt. Sie tut das aber, weil es jetzt in der Pra-
xis unserer durcheinandergeratenen Sozialgesetz-
gebung nicht mehr möglich zu sein scheint, nur 
nach Theorien, sondern noch notwendig ist, ent-
sprechend der politischen Wirklichkeit zu entschei-
den. Diese Wirklichkeit ist, daß wir den Tatbe-
stand der sozialpolitischen Fehler haben, die vom 
Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz über das 
Teuerungszulagengesetz bis zur Gegenwart reichen. 
Weil es wegen des von uns so oft beanstandeten 
Fehlens einer Konzeption nicht möglich ist, jetzt 
wieder den Rentnern durch Rundfunk und Presse 
Rentenerhöhungen zu versprechen, die dann gerade 
„die Ärmsten der Armen", von denen in diesem 
Hause so oft  gesprochen wird, nicht bekämen, weil 

sie der Staat mit einer Hand gäbe und mit der 
anderen bei der Fürsorge wieder abzöge, daher for-
derten wir die Nichtanrechnung der Erhöhung bei 
den Leistungen aus dem Lastenausgleich, der öffent-
lichen Fürsorge und dem Teuerungszulagengesetz! 
Ich appelliere an dieser Stelle auch an die verant-
wortlichen Vertreter des Finanzausschusses des 
Bundesrates und der Länder, die, soweit sie sich 
in ihren politischen Parteien immer für die Ärm-
sten der Armen eingesetzt haben, jetzt nicht von 
falschen Grundsätzen her erklären sollten, daß das, 
was der Bund aus Steuermitteln für die Sozialver-
sicherung als Zuschuß gibt, bei den Leistungen der 
Fürsorge nun wieder eingespart werden soll. 

Der Lastenausgleichsausschuß hat außerdem 
einen Einwand dagegen erhoben, daß wir hier be-
sonderen Wert darauf gelegt haben, daß bei den 
Empfängern von Renten aus dem Lastenausgleich, 
sofern sie gleichzeitig Rechtsansprüche aus der 
Sozialversicherung haben, eine Anrechnung eben-
falls nicht erfolgt. Man hat dazu gesagt, ein Drittel 
der Rentenempfänger werde nun 5 DM mehr be-
kommen und die anderen zwei Drittel würden 
mit Recht fordern, daß die Renten aus dem Lasten-
ausgleich erhöht werden. Hier möchte ich ganz ein-
deutig sagen, daß in der Frage der Renten aus der 
Soforthilfe genau so wie in der Frage der Sozial-
versicherungsrentenempfänger, die zu gleicher Zeit 
Fürsorgeansprüche 'stellen, eben ein Unterschied 
sein muß zwischen demjenigen, der Versicherungs-
beiträge gezahlt hat, und demjenigen, der für die 
Notlage im Alter durch einen solchen Beitrag nicht 
vorgesorgt hat. Ich möchte das sagen auch im Hin-
blick auf die Arbeitslosenfürsorgeempfänger, auch 
insofern, als ein Unterschied sein muß zwischen 
demjenigen Rentenempfänger, der sich bemüht, 
durch zusätzliche Arbeit aus eigener Kraft -- auch 
wenn er in seinem eigentlichen Beruf nicht mehr 
vorankommen kann — die Not der Gegenwart für 
sich und seine Familie zu meistern, und demjeni-
gen, der sich eben auf die Fürsorge verläßt. Wir 
haben aus volkswirtschaftlichen genau so wie aus 
sozialpolitischen Erwägungen allen Grund, hier sehr 
zu unterscheiden, damit die Relation zum Lohn 
und die Anerkennung der Leistung nicht verwäs-
sert wird. Aus diesem Grund haben wir dem Ände-
rungsantrag der Regierungsparteien zugestimmt. 
Wir sind auch der Meinung, daß es möglich sein 
wird, die 10 Millionen DM Mehrkosten im Haus-
halt aufzubringen, während wir bezweifeln, daß 
auch von der finanziellen Seite her die gesamten 
Leistungen ohne jede Anrechnung überhaupt mög-
lich wären. 

Vizepräsident Dr.. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich werde mich bemühen, das, was 
sich hier in den letzten 20 Minuten abgespielt hat, 
so schlicht darzustellen, daß es der einfache Mann 
auf der Straße versteht. 

Hier haben wir einen Gesetzentwurf, der die 
Unterschrift der Herren von der CDU/CSU trägt, 

(Zuruf von der Mitte: Noch mehr!) 

insbesondere die Unterschrift des Herrn Arndgen; 
er trägt auch die Unterschrift von Herrn Dr. Ham-
mer, um nur zwei zu nennen. Heute morgen wird 
uns nun dieser Änderungsantrag auf den Tisch des 
Hauses gelegt. Ich hatte nach den Ausführungen 
der Frau Kollegin Probst, die bekanntlich eine füh-
rende Rolle in einer großen Organisation der 
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Kriegsopfer spielt, den Eindruck, daß sie zumindest 
das, was in diesem Änderungsantrag gefordert 
wird, abschwächt; ja, man konnte sogar den Ein-
druck haben, sie zieht diesen Antrag im Namen der 
Fraktion zurück. 

(Abg. Kunze: O nein!) 

Ich bin in meiner Auffassung korrigiert worden 
durch den Kollegen Arndgen. — „O nein", richtig, 
Sie ziehen nicht zurück, im Gegenteil, nachdem Sie 
zuerst gemeinschaftlich diesem Gesetz zugestimmt 
haben, hat in der letzten Minute irgendein Reak-
tionär Ihnen einige neue Vorschriften gegeben, wie 
Sie sich praktisch zu verhalten haben. 

(Zuruf rechts: Wir sind doch nicht in 
Moskau!) 

Diese Vorschriften, die Sie bekommen haben, 
liegen in Ihrem Änderungsantrag. Sie wollen nach 
diesem Änderungsantrag nicht, daß Bezieher von 
Ausgleichsrenten — also normalerweise Schwer-
kriegsbeschädigte, bei denen die Invalidenrente bei 
der Prüfung der Frage der Ausgleichsrente sowieso 
als Einkommen angerechnet wird —, die gleich-
zeitig Invalidenrentner sind, den Vorteil dieses Ge-
setzes, also diese jämmerlichen 5 DM pro Monat 
haben sollen. Das wollen Sie, im Gegensatz zu Ihrer 
ursprünglichen Haltung, die ihren Niederschlag in 
Ihrem eigenen Gesetzentwurf gefunden hat, heute 
nicht mehr. 

Herr A r n d g en  stellt sich heute hierhin und 
sagt, das sei eine Bestrafung der schwerbeschädig-
ten Bezieher von Ausgleichsrenten. 

(Abg. Arndgen: Von zweierlei Recht hat 
er gesprochen, gell!) 

— Ja, Sie haben von zweierlei Recht gesprochen. 
Richtig! Sie haben gesagt, das sei eine Bestrafung, 
eine Schädigung, eine Zurücksetzung der schwer

-

beschädigten Bezieher von Ausgleichsrente nach 
dem Bundesversorgungsgesetz, die mit ihrer Hände 
Arbeit noch etwas zusätzlich verdienten. Sicher, 
das ist eine Sonderstellung, das gebe ich zu. Aber, 
Herr Arndgen, Sie als alter Gewerkschaftler 
müßten doch längst mit der Forderung der Kriegs-
opfer mitgehen, die darauf hinausläuft, die Inva-
lidenrente überhaupt nicht als Einkommen anzu-
rechnen. 

(Zuruf rechts: Einkommensgrenze!) 
Das müßte doch ein alter Gewerkschaftler, ein 
Mann, der sich Sozialpolitiker nennt, anerkennen. 
Das tun Sie nicht. Ich möchte bei Ihnen beinahe 
sagen: wider bessere Erkenntnis. 

(Abg. Arndgen: Das geht ein bißchen weit! 
— Abg. Dr. Horlacher: Das ist ja aller

-

hand!) 
Denn, Herr Arndgen, ein Fachmann auf diesem 
Gebiet wie Sie muß doch den Unterschied zwischen 
der Rente für einen Kriegsbeschädigten und der 
allgemeinen Rente begreifen. Der Sinn der Kriegs-
opferrente, der Kriegsbeschädigtenrente ist doch 
der — und dafür spricht ja auch, daß diese Leistun-
gen erbärmlich niedrig sind —: den Kriegsbeschä-
digten einen Ausgleich für die Sonderbelastung zu 
schaffen, die aus ihrer Kriegsdienstbeschädigung 
resultiert. 

(Zuruf rechts: Grundrente!) 
— Ja, wagen Sie denn Grundrente plus Ausgleichs

-

rente eine Versorgung zu nennen? Das wagt 
draußen in der Öffentlichkeit niemand von Ihnen! 

(Zuruf von der Mitte: Sorgen Sie doch mal 
in der Ostzone für Ordnung!) 

— Das ist der übliche blödsinnige Zwischenruf. 
(Zuruf von der Mitte: Sehr billig! — 

Gegenrufe von der KPD.) 
— Der Zwischenruf ist nicht nur billig, 

(Zuruf von der Mitte: Nein, Ihre 
Erwiderung!) 

er ist auch falsch. Er wird immer wieder von denen 
gebracht, die ihre eigenen Unzulänglichkeiten hier 
bei uns zu verdecken beabsichtigen. 

(Sehr gut! bei der KPD. — Zuruf von der 
Mitte: Das machen Sie!) 

Aber bleiben wir beim nackten Tatbestand, wenn 
ich so sagen soll. 

(Zuruf rechts: Beweise!) 
Sie wollen auch den Tatbestand verewigen, der 
schon seine Urbegründung in den Ruhensvor-
schriften Ihres seligen Kollegen von ehedem, des 
Herrn Kanzlers Brüning, findet. 

(Widerspruch bei der CDU.) 
— Ja doch, der hat - —

(Abg. Arndgen: Der ist noch niche selig, 
der lebt noch!) 

— 
 

Als Kanzler ist er selig, und hoffentlich kommt 
er nicht wieder. Aber dem Mann verdanken wir 
das Unrecht des Ruhens der Renten beim Doppel-
bezug von Renten. 

(Abg. Arndgen: Das stimmt ja auch nicht!) 
— Doch, er war der Vater der ersten Notverord-
nung von Weihnachten 1930, in der das enthalten 
war. 

(Abg. Arndgen: Wir haben vorher schon 
Ruhensvorschriften gehabt!) 

— Vorher stand's nicht drin. Das war eine Brüning-
sche Leistung. Daß Hitler sie beibehalten hat und 
der „so sozial wie mögliche" Herr Adenauer sie 
auch beibehält, 

(Heiterkeit) 
ist eine Sache für sich. Das ist nur die Fortsetzung 
der allgemeinen inneren Haltung zu dem Problem 
von Hitler bis Adenauer. Es gibt noch mehr Paral-
lelen, Herr Schröder, aber darauf kann ich heute 
nicht eingehen. Ich halte also für die Öffentlich-
keit fest, daß Sie mit Ihrem Änderungsantrag 
etwas aus der Welt schaffen, was Sie ursprünglich 
selber zu geben bereit waren. 
Und nun noch ein Wort an die Frau Kalinke. 

(Lachen und Zurufe: Aha!) 
Frau Kalinke, es grenzt an — ich darf das Wort 
hier nicht aussprechen — 

(Glocke des Präsidenten) 
— richtig! 

(Große Heiterkeit) 
— ein nicht aussprechbares Wort, weil es einen 
Ordnungsruf einbringt, 

(Heiterkeit) 
was Sie sich an die Adresse der Bezieher von Ar-
beitslosenfürsorgeunterstützung zu richten erlaubt 
haben. Sie haben diese Menschen als Faulenzer hin-
gestellt. 

(Zuruf von der Mitte: Das ist nicht wahr! 
— Abg. Frau Kalinke: Das habe ich nicht 

getan!) 
Sie haben gesagt, die Bezieher von Arbeitslosenfür

-

sorgeunterstützung gehörten zu denen, die nicht 
b reit seien, durch eigene Arbeitsleistung ihr 
Leben zu garantieren. Das ist ein Wort, das ich 
hier nicht ungestraft richtig qualifizieren darf, und 
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darum gebe ich Ihnen, Frau Kalinke, die Antwort 
draußen. Ich stelle nur fest, daß das richtig ist, was 
ich Ihnen anfänglich zugerufen habe: Sie sind die 
fleischgewordene Reaktion. 

(Beifall bei der KPD. — Anhaltende große 
Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Pohle. 

Pohie (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe hier auch das Anliegen des Kriegs-
opfer-Ausschusses zu vertreten, der einmütig für 
die Nichtanrechnung ist. Ich richte meinen Appell 
an alle ehemaligen Kriegsteilnehmer in diesem 
Hause — die Zahl ist nicht klein —, nicht um einer 
Ersparung von 10 Millionen DM willen für 100 Mil-
lionen Verbitterung unter den Kriegsopfern anzu-
richten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Arndgen. 

Arndgen (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem der Herr Kollege Renner aus 
der Tatsache, 

(Abg. Renner: Daß Sie umgefallen sind!) 
daß unter der Drucksache Nr. 3927 mein Name 
steht, und der anderen Tatsache, daß ich den Ände-
rungsantrag zum § 4 begründet habe, einen Gegen-
satz zu konstruieren versucht hat, ist es doch not-
wendig, auf die Interna dieser Sache einzugehen, 
damit hier kein falsches Bild über diese Dinge 
entsteht. Die Drucksache 3927 ist sowohl von Ab-
geordneten der Regierungsparteien als auch von 
solchen der Opposition unterschrieben, und dabei 
ist sowohl von den Abgeordneten der Opposition 
als auch von den Abgeordneten der Regierungs-
parteien erklärt worden, die Unterschriften würden 
nur unter Vorbehalt gegeben, weil alle Unter-
schreibenden mit manchen Bestimmungen des An-
trags Drucksache Nr. 3927 nicht einverstanden 
waren. Um das Gesetz in den Bundestag hineinzu-
bekommen und hier behandeln zu können, ist der 
Entwurf als Initiativantrag eingebracht worden, 
aus keinen anderen Gründen. Das wollte ich nur 
bekanntgegeben haben, damit kein falsches Bild 
über die Aussprache zu dieser Drucksache entsteht. 

(Abg. Renner: Sie sind d o c h umgefallen, 
da können Sie reden bis morgen früh!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Herren 
und Damen! Auch mit Herrn Renner möchte ich 
mich nicht auseinandersetzen. 

(Zurufe von der KPD.) 
Ich möchte nur für diejenigen, die etwa nachher 
im Organ des „Reichsbundes" die Ausführungen 
des Herrn Renner wieder als einzige Stellung-
nahme und scheinbare Wahrheit lesen werden, 
erklären: Dieses Haus hat am 27. November in 
erster Lesung den Antrag der Fraktion der Deut-
schen Partei Drucksache Nr. 3837 angenommen, 
nach dem die Grundrenten für Beschädigte nach 
§ 31 des Gesetzes über die Versorgung der Opfer 
des Krieges vom 20. Dezember 1950 nicht auf die 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung anzurechnen 
sind. Ich stelle weiter fest, daß Herr Renner den 
Sinn des Bundesversorgungsgesetzes insofern 
falsch dargestellt hat, als das, was er ausgeführt 
hat, für die Grundrente zutrifft. Sie soll auch nach 

der Auffassung der Fraktion der Deutschen Partei 
unabdingbarer Rechtsanspruch sein. Was aber die 
Ausgleichsrente angeht, so ist, glaube ich, aus der 
Kommentierung des Bundesversorgungsgesetzes 
und aus den Debatten bei seiner Verabschiedung 
eindeutig erkennbar gewesen, daß in diesem mo-
dernen Versorgungsgesetz 

(Abg. Renner: Modern ist gut!) 

die Grundrente und die Ausgleichsrente zwei ganz 
verschiedene sozialpolitische Ziele haben. 

Die „fleischgewordene Reaktion", Herr Renner, 
ist für mich eine Ehrensache, wenn sie von der 
linken Seite des Hauses herausgefordert wird! 

(Lachen links.) 

Im übrigen meine ich, daß gerade wegen der 
Problematik, die sich aus einem modernen Versor-
gungsgesetz ergibt, über alle politischen Parteien 
in diesem Hause hinweg Einheit der Auffassung 
besteht. Herr Kollege Arndgen hat schon angedeu-
tet, daß wir nur in einer Novelle zum Bundesver-
sorgungsgesetz diese Probleme lösen können, und 
Frau Dr. Probst wird mit dem VdK zugeben, daß 
es ihr nur lieb sein kann, wenn diese Probleme im 
Ausschuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenen-
fragen angerührt werden. Die Fraktion der Deut-
schen Partei wird sich entschieden für eine drin-. 
gend notwendige Novelle zum Bundesversorgungs-
gesetz einsetzen. 

Was aber die sinnentstellenden Ausführungen 
des Herrn Renner zu der Frage der Arbeitslosen-
fürsorge angeht, so möchte ich hierzu erklären, 
daß ich glaube, es gibt kaum jemanden in diesem 
Hause und in der Öffentlichkeit, der sie ernst zu 
nehmen beabsichtigt. Wir sind nach wie vor der 
Auffassung, daß ein Unterschied sein muß zwi-
schen demjenigen, der bereit ist, durch Versiche-
rungsbeiträge, durch ersparte Gelder im Spargut-
haben oder im Sozialversicherungsbeitrag und aus 
Arbeitsleistung für sich und die Seinen einzustehen, 
und demjenigen, der sich auf seinen Nachbarn, die 
Steuerzahler und den Staat verläßt. Die fortschritt-
lichste Sozialpolitik wird nur die sein, die sehr 
weise zwischen diesen beiden Gruppen, die es lei-
der auch in unserem Volke gibt, unterscheidet. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse über den 
Änderungsantrag in Umdruck Nr. 742 abstimmen. 
Wer für die Annahme dieses Änderungsantrages 
ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen-
probe!  

(Abg. Renner: Ablehnung!) 
— Es besteht keine Einmütigkeit im geschäftsfüh-
renden Präsidium; wir müssen durch Hammel-
sprung entscheiden. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, sich an die 
Türen des Saales zu begeben. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte, die Abstim-
mung zu beschleunigen; die Tagesordnung ist noch 
sehr ausgiebig. 

Ich bitte, die Türen zu schließen. 

Ich bitte, die Türen zu öffnen und mit der Aus-
zählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 
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Ich bitte, die Türen zu schließen und die Auszäh-

lung zu beenden. — Die Auszählung ist beendet. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis 
der Abstimmung bekannt. Mit Ja haben gestimmt 
153 Mitglieder des Hauses, mit Nein 151, 6 haben 
sich der Stimme enthalten. Der Änderungsantrag 
ist also mit 2 Stimmen Mehrheit angenommen. 

(Abg. Renner: Pfui! Da kann man nur 
„Pfui" sagen!) 

Damit entfällt eine Abstimmung über § 4  in der 
Ausschußvorlage. 

Ich lasse abstimmen über § 5. Wer für Annahme 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — § 5 ist angenommen. 

(Zuruf des Abg. Arndgen.) 

— § 5! Ich habe es doch deutlich genug aufgerufen, 
Herr Kollege Arndgen. Da Sie der Sprecher Ihrer 
Fraktion in dieser Sache sind, bitte ich um etwas 
mehr Aufmerksamkeit. 

§ 5 a! Wird der dazu vorliegende Antrag noch 
begründet? — Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Meyer. 

Meyer (Hagen) (SPD): Herr Präsident! Mein 
Damen und Herren! Die SPD beantragt, einen zu-
sätzlichen Paragraphen 5 a in das Gesetz aufzuneh-
men, der folgenden Wortlaut hat: 

Die Geldleistungen der gesetzlichen Unfallver-
sicherung, wenn sie auf Unfällen beruhen, die 
vor dem 1. Januar 1952 eingetreten sind, wer-
den um 10 v. H. erhöht. Die §§ 3 und 4 gelten 
entsprechend. 

Aus diesem Grunde haben wir auch die Änderung 
in der Überschrift gewünscht. 
Die gesetzliche Unfallversicherung wird mit Recht 

als ein Stiefkind der Gesetzgebung bezeichnet. 
Dieser Zweig der Sozialversicherung wird nicht 
nur fortgesetzt zeitlich benachteiligt, sondern in 
vielen Dingen auch im Grundsätzlichen. Aber 
diese grundsätzlichen Fragen möchte ich heute 
nicht ansprechen. Es sei in bezug auf die zeitliche 
fortgesetzte Benachteiligung nur noch ganz kurz 
auf die Ablehnung unseres Antrages bei der sei-
nerzeitigen Verabschiedung des Rentenzulagenge-
setzes hingewiesen. Die Mehrheit dieses Hauses hat 
damals die sofortige Einbeziehung der Unfallrent-
ner in das Rentenzulagengesetz abgelehnt, und es 
hat dann noch ein Jahr gedauert, bis Sie aus dem 
Zwang der Verhältnisse selbst zur Verabschiedung 
eines Unfallrentenerhöhungsgesetzes kommen 
mußten. q 

Ich glaube, die Lage ist heute wieder die gleiche 
wie damals. Dieses Unfallrentenerhöhungsgesetz, 
das ich nicht im einzelnen behandeln möchte, hat 
aber doch große Ungerechtigkeiten, insbesondere 
in § 2 in bezug auf die Rentner, die einen Unfall-
schaden unter 50 % gehabt haben. Es war uns sehr 
interessant, daß einer der Sachverständigen, Herr 
Dr. Lauterbach, feststellen mußte, daß von den un-
gefähr 370 000 Unfallrentnern nur ungefähr 6 % 
einen Antrag gestellt haben, der noch nicht einmal 
Aussicht auf Erfolg hat. Ich glaube, hier liegt die 
große Ungerechtigkeit in der Richtung, daß die 
alten Rentner ihre Rente auf Grund eines Jahres-
arbeitsverdienstes beispielsweise vom Jahre 1903 
berechnet bekommen haben. Wir haben diesen 
Rentnern zwar im Unfallrentenzulagengesetz eine 
Erhöhung von 25 % ihres Jahresarbeitsverdienstes 
zugestanden. Es würde also, um ein ganz kurzes 

Beispiel zu geben, folgender Tatbestand sein: Diese 
Rentner haben damals einen Jahresarbeitsverdienst 
von ungefähr 1200 Mark gehabt. Wenn man 25 % 
zuschlägt, beträgt dieser Satz dann 1500 DM, und 
da die Unfallrente nur zwei Drittel des jeweiligen 
Arbeitsverdienstes betragen darf, würde der Ein-
kommensatz dieses Menschen — alle Einkommen 
zusammengerechnet - nur ungefähr 83 Mark und 
33 Pfennig betragen. Sie werden mir zugeben müs-
sen, daß das eine große soziale Ungerechtigkeit ist, 
wie ja überhaupt in der ganzen Sozialversicherung 
dieser Unterschied zwischen dem alten und dem 
neuen Recht nun endlich einmal beseitigt werden 
muß. 

Beide Gesetze, Rentenzulagengesetz und Unfall-
rentenerhöhungsgesetz, haben, wenn auch mit einer 
zeitlichen Verspätung von einem Jahr in bezug auf 
die Nachzahlung, einen gemeinsamen Stichtag. 
Wenn man jetzt unter dem Zwang der Ver-
hältnisse, wegen der Teuerung den Rentnern der 
Rentenversicherungen diese bescheidene Erhöhung 
zugestehen muß, dann erfordert doch die Logik, 
daß wir diesmal nicht wieder denselben Fehler 
machen, den wir vor einem Jahre gemacht haben, 
sondern daß wir diesmal sofort die Unfallrentner 
einbeziehen. Sonst sind wir gezwungen, in sehr 
kurzer Zeit eine Erhöhung der Unfallrenten vor-
zunehmen, und dann müßte noch einmal der ganze 
Verwaltungsapparat in Bewegung gesetzt werden. 
Das könnte durch die Annahme unseres Antrags, 
der die Einbeziehung der Unfallrentner vorsieht, 
sehr leicht in einem Zuge erledigt werden. 

Diese Vorstellung einer 10 %igen Zulage, die sich 
aus der Eigenart der Unfallversicherung ergibt, 
haben wir natürlich auch in bezug auf die soge-
nannte Höchstgrenze von 200 bzw. 250 DM, die sich 
besonders für die Vollrentner auswirkt und die 
durch die beiden Unfallversicherungsgesetze vom 
August 1949 und durch das letzte Unfallrenten-
erhöhungsgesetz geschaffen wurde; ungerechtfertig-
terweise, möchte ich sagen, denn man kann hier 
einen Unfallvollrentner nicht mit einem Unfallteil-
rentner gleichsetzen. Die Summe halte ich persön-
lich für viel zu niedrig. Die 10%ige Erhöhung 
muß also auch auf diesen Höchstzulagensatz aus-
gedehnt werden. Die Grenze nach unten und die 
Grenze nach oben bedarf einer dringenden Reform. 
Die Lebenshaltungskosten im allgemeinen und die 
Kosten für die besonderen Aufwendungen des Un-
fallgeschädigten sind gestiegen; das kann doch nie-
mand bestreiten. Selbst im Ausschuß mußte zu-
gegeben werden, daß ein Kreis vorhanden ist, der 
jetzt unbedingt in diese Erhöhung einbezogen wer-
den muß. 

Ich darf noch hinzufügen, daß eine Etatbelastung 
durch die Annahme dieses neuen Paragraphen bei 
der Eigenart der Organisation der Unfallversiche-
rung durch die Berufsgenossenschaften nicht ein-
tritt. Herr Kollege Dr. Schellenberg hat schon dar-
auf hingewiesen, daß der Sachverständige Dr. Lau-
terbach zugeben mußte, daß die seinerzeit für die 
Unfallrentner unter 50 % im Voranschlag ange-
setzte Summe von 29 Millionen DM nur in Höhe 
von ungefähr 2 Millionen DM abgeschöpft worden 
ist, daß hier also noch Mittel vorhanden sind. Ich 
betone nochmals, daß es überhaupt nicht eine Frage 
der Etatsbelastung ist. Die Unfallrente ist nur ein 
Ausgleich für den erlittenen Schaden. Durch die 
von uns geforderte Einbeziehung soll verhindert 
werden, daß diese Kreise in diesem Augenblick er-
neut ausgeschaltet werden, während wir den Rent- 
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nern, den Kriegsbeschädigten und den Beamten 
diesen Ausgleich zubilligen. 
Aus diesem Grunde bittet die SPD-Fraktion, 

ihrem Zusatzantrag zuzustimmen. 
(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Dieser Antrag der SPD ist in dem Ausschuß schon 
eingehend beraten worden. Wir haben Sachver-
ständige gehört und sind nach dem einmütigen 
Urteil aller dieser Sachverständigen zu der Ent-
scheidung gekommen, daß es sich bei der Renten-
versicherung und bei der Unfallversicherung um 
gänzlich verschiedene Probleme handelt. Bei der 
Invalidenversicherung handelt es sich darum — 
das ist gerade in den Worten von Herrn Professor 
Schellenberg zum Ausdruck gekommen —, daß eine 
Erhöhung des Grundbetrages durch staatlichen Zu-
schuß gewährt werden soll. Ganz anders liegen die 
Dinge bei der Unfallversicherung. Hier findet eine 
laufende Anpassung an die veränderten Verhält-
nisse statt. Der Jahresarbeitsverdienst des letzten 
Jahres wird der Rente zugrunde gelegt. Die alten 
Rentner hingegen haben durch zweimalige Erhö-
hung eine Aufbesserung erfahren. Darüber hinaus 
ist aber in den Ausführungen der Sachverständigen 
festgestellt worden, daß zumindest bei den Renten 
bis zu 50 % die Bezieher von Unfallrenten zu 95 % 
wieder in Arbeit stehen und zum Teil zu 100 % 
laufenden Arbeitsverdienst wieder erhalten. 

(Zurufe von der KPD.) 
Wenn diesen Leuten entsprechend dem Antrag der 
SPD eine 10 % ige Erhöhung gegeben würde, so 
würde das eine Bevorzugung gegenüber allen ande-
ren Kreisen der Rentenbezieher darstellen. Die 
Schwerbeschädigten sind zum sehr großen Teil Be-
zieher anderer Renten und kommen dadurch in den 
Genuß der Zulage, die wir jetzt beschließen wollen. 
Ich glaube also im Namen der Koalitionsparteien 

sprechen zu können, wenn ich vorschlage, den An-
trag der SPD abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen lie n nicht vor. Ich lasse über den Antrag 
Umdruck Nr. 735 Ziffer 2 abstimmen. Wer für die 
Annahme ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. 
— Gegenprobe! — Letzteres ist die  Mehrheit. Der 
Antrag ist abgelehnt. 

§ 6 und § 7! Wer für die Annahme ist, den bitte 
ich, eine Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Angenommen! 

Einleitung und Überschrift! Hierzu sind An-
derungsanträge gestellt. Ich glaube, daß der Antrag 
Umdruck Nr. '738 Ziffer 1 infolge der bisherigen 
Abstimmungen gegenstandslos geworden ist. Sie 
ziehen ihn zurück? 

(Abg. Frau Kalinke: Wir ziehen ihn nicht 
zurück!) 

— Aber Sie sind damit einverstanden, daß er als 
erledigt gilt. Dasselbe gilt für den Antrag Um-
druck Nr. 735 Ziffer 3. Auch Sie (zur SPD) sind 
damit einverstanden, ihn als erledigt zu betrachten? 

(Zurufe von der SPD: Er ist gegenstandslos!) 
Wer für die Annahme von Einleitung und Über-

schrift ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen! 
Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Ich rufe zur 
dritten Beratung 

auf und eröffne die allgemeine Aussprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Arndgen. 

Arndgen (CDU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es war mir bisher nicht möglich, den Bericht über 
die Sitzung des Haushaltsausschusses, der sich am 
gestrigen Nachmittag mit dem Gesetz beschäftigt 
hat, zu erstatten. Ich bin verpflichtet, nunmehr den 
Bericht nachzuholen. 

Der Haushaltsausschuß hat sich, wie ich schon 
gesagt habe, mit der Drucksache gestern nachmittag 
beschäftigt, und zwar hatte er die finanziellen 
Konsequenzen dieses Gesetzes zu überprüfen. Dabei 
ist festgestellt worden, daß das Gesetz den Bun-
deshaushalt für dieses Haushaltsjahr mit rund 
100 Millionen DM belasten wird. Dazu kommen 
noch rund 10 Millionen DM aus § 4 des Gesetzes. Der 
Haushaltsausschuß hat eingehend überprüft, in 
welcher Weise die Mittel zur Verfügung gestellt 
werden können, die dieses Gesetz beansprucht. Er 
mußte diese Überprüfung vornehmen, weil der 
Nachtragshaushalt für das mit dem 31. März zu 
Ende gehende Haushaltsjahr ihm schon zur Be-
ratung vorliegt. Er muß versuchen, in diesem Haus-
halt  an der einen oder anderen Stelle Umgruppie-
rungen der Ansätze vorzunehmen, um die notwen-
digen Finanzmittel für dieses Gesetz zur Ver-
fügung stellen zu können. Der Vertreter der  Bun-
desfinanzministers hat erklärt, daß die Bundes-
regierung in einer Sitzung, die am kommenden 
Freitag stattfindet, versuchen wird, dem Haushalts-
ausschuß Deckungsvorschläge zu unterbreiten. Er 
hat weiter erklärt, daß sich das Bundesfinanzmini-
sterium dem Haushaltsausschuß gutachtlich zur 
Verfügung stellen werde, um für dieses Haushalts-
jahr die Deckung zu ermöglichen. Daraufhin hat 
der Haushaltsausschuß beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, das Gesetz nach Drucksache 
Nr. 3927 anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmeldun-
gen zur allgemeinen Aussprache liegen nicht vor. 
Die allgemeine Aussprache ist geschlossen. 

Ich eröffne die Einzelaussprache und rufe auf 
§ 1, — § 2, — § 3. — Wer diesen Bestimmungen 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen zahl-
reiche Enthaltungen angenommen. 

Zu § 4 hat das Wort der Abgeordnete Pohle. 

Pohle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich beantrage zu § 4, die Fassung wieder-
herzustellen, die dieser Paragraph in Drucksache 
Nr. 3927 hat  und beantrage hierüber namentliche 
Abstimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird dieser Antrag 
von der Fraktion unterstützt? 

(Zustimmung bei der SPD.) 

— Dann ist die Unterstützung gegeben; wir müssen 
zur namentlichen Abstimmung schreiten. Ich bitte 
die Herren Schriftführer, sich mit den Urnen zu 
bewaffnen, ich bitte, die Sirenen in Gang zu setzen, 
und ich bitte, sich zu beeilen. 

(Einsammeln der Stimmkarten.) 
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Hat ein Mitglied des Hauses, das sich an der Ab-

stimmung beteiligen will, seine Stimmkarte noch 
nicht abgegeben? 

(Zuruf: Ja! — Weitere Zurufe: Es ist 
niemand zum Einsammeln da!) 

— Es tut mir leid; ich habe die Herren Schrift-
führer aufgefordert, mit den U rnen durch den 
Saal zu schreiten. 

Ich bitte, mit der Auszählung der Stimmkarten 
zu beginnen. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 

Meine Damen und Herren, bis zur Beendigung 
der Auszählung mache ich einiges bekannt. Zu-
nächst: Die Delegierten zum Europarat werden sich 
unmittelbar nach Verabschiedung dieser Vorlage im 
Zimmer 02 Süd versammeln. 

Weiter: Der Ausschuß für Finanz- und Steuer-
fragen bittet in Anbetracht der Dringlichkeit der 
Vorlage — der in Art. 107 des Grundgesetzes be-
stimmte Termin des 31. Dezember 1952 müsse noch 
vor diesem Datum verlängert werden —, die zweite 
und dritte Lesung dieses Gesetzentwurfs durch 
das Plenum des Bundestages auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung zu nehmen. — Das Haus ist 
einverstanden. Dann wird dieser Punkt für die 
Nachmittagssitzung auf die Tagesordnung ge-
nommen. 

Ich habe weiter bekanntzugeben, daß der Aus-
schuß für das Besatzungsstatut und auswärtige 
Angelegenheiten sich um 15 Uhr 30 in Zimmer 204 
Süd versammelt. Es handelt sich um die Beratung 
der heute anstehenden Gesetzesvorlage über die 
Genehmigung des  deutsch-niederländischen Resti-
tutionsabkommens. 
Ferner liegt mir ein Schreiben des Herrn Bun-

desjustizministers an den Präsidenten des -Bundes-
tages vor, das dem Hause bekanntgegeben werden 
soll. Es lautet: 

Sehr verehrter Herr Präsident! 

In der Bundestagssitzung vom 5. Dezember 
spielte sich zwischen Herrn Abgeordneten Dr. 
Menzel und mir — unbemerkt von anderen 
Abgeordneten — ein Vorfall ab, der am Schluß 
der Sitzung in den Frühstunden des Sams-
tag zu einer persönlichen Erklärung des Herrn 
Abgeordneten Dr. Menzel führte. 

Ich bitte, folgende Stellungnahme dazu dem 
Hohen Hause bekanntzugeben: 

Das scharfe Wort, das ich Herrn Abgeord-
neten Dr. Menzel gegenüber gebrauchte, galt 
der Abwehr der mir unmittelbar vorher in 
die Hand gekommenen, von ihm unterzeich-
neten Pressenotiz der sozialdemokratischen 
Fraktion des Bundestags, in der schwer belei-
digende Äußerungen gegen mich enthalten 
waren. Ich bedauere, daß mein Groll ihn als 
den Unterzeichner der Notiz traf. Es lag mir 
ferne, die Ehre des Herrn Abgeordneten Dr. 
Menzel zu verletzen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung! 

Dehler 

(Abg. Renner: Billig!) 

Ich schlage vor, daß wir in der Abstimmung 
fortfahren und die nächsten Paragraphen aufrufen. 
§ 5, — § 6, — § 7, — Einleitung und Überschrift. — 
Keine Anträge. Wer diesen Bestimmungen zu-

stimmen will, den bitte ich, die Hand zu heben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
Enthaltungen angenommen. 

Die Stimmkarten sind noch nicht ausgezählt. — 

Ich schlage vor, daß wir zunächst einige Feststel-
lungen über die Abwicklung der Tagesordnung 
treffen. Es wurde mir mitgeteilt, daß auf Grund 
einer interfraktionellen Absprache die Punkte 2 b 
und c der Tagesordnung: 

b) Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
DP/DPB, FU (BP-Z) eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Einkommensteuergesetzes (Nr. 3806 der 
Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Finanz- und Steuerfragen (11. Ausschuß) 
(Nr. 3910 der Drucksachen, Änderungsantrag 
Umdruck Nr. 725), 
(Erste Beratung: 236. Sitzung); 

c) Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Heimatvertriebene (22. Aus-
schuß) über den Antrag der Fraktion der 
Deutschen Partei betreffend Fahrpreis-
ermäßigung für „Flüchtlinge B" (Nrn. 3915, 
1112 der Drucksachen), 

ebenfalls vertagt werden sollen. Ist das Haus ein-
verstanden? 

(Zustimmung.) 

Ebenso .soll mit Punkt 3 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Förderung des Wohnungsbaus für 
Umsiedler in den Aufnahmeländern und des 
Wohnungsbaus für Sowjetzonenflüchtlinge 
in Berlin (Nr. 3905 der Drucksachen), 

verfahren werden. 

(Zustimmung.) 

— Dann sind also diese drei Punkte 2 b und c 
und 3 von der Tagesordnung abgesetzt. 

Der nächste Punkt, der aufgerufen wird, wird 
also Punkt 4 sein. Ich schlage vor, ihn zusammen 
mit Punkt 5 a und b zu beraten. Ich glaube, wir 
sparen damit Zeit. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß ich 
Punkt 6 der Tagesordnung aufrufe? 

(Zustimmung.) 

— Punkt 6 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eine Gesetzes über die Aufhebung kriegs-
bedingter gewerberechtlicher Vorschriften 
(Nr. 3429 der Drucksachen), 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik (13. Ausschuß) (Nr. 3876 
der Drucksachen), 

(Erste Beratung: 219. Sitzung), 

wird ohne Aussprache verabschiedet werden kön

-

nen. Ich nehme an, daß das Haus auf Bericht

-

erstattung verzichtet. Ist das Haus einverstanden? 

(Zustimmung.) 

Dann rufe ich auf §§ 1, - 2, - 3, - 4, - 5,—
Einleitung und Überschrift. — Wer einverstanden 
ist, der möge ein Handzeichen geben. — Gegen-
probe! - Enthaltungen? — Die Bestimmungen sind 
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angenommen. Die zweite Beratung ist abge-
schlossen. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung 
und eröffne die allgemeine Aussprache. — Keine 
Wortmeldungen. Ich schließe die allgemeine Aus-
sprache. 

Ich rufe auf §§ 1 bis 5, Einleitung und Über-
schrift. — Ich bitte diejenigen, die zustimmen 
wollen, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme 
dieser Bestimmungen fest. 

Wer für die Annahme des Gesetzes im ganzen 
ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 

Ich nehme an, daß auch Punkt 10 der Tagesord-
nung ohne Aussprache erledigt wird. Kann Punkt 7 
ohne Aussprache erledigt werden? 

(Zurufe: Nein!) 
— Da werden sich die Herren aus Bayern melden. 

Ich schlage vor, daß wir zunächst einige Punkte 
vorwegnehmen, bei denen keine Aussprache zu 
erwarten ist. Vielleicht Punkt 30 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Handelsgesetzbuches (Recht 
der Handelsvertreter) (Nr. 3856 der Druck-
sachen). 

Auch das wird wohl ohne Aussprache gehen, und 
es wird auch wohl auf die allgemeine Aussprache 
verzichtet. Das Haus ist damit einverstanden, den 
Entwurf an den Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht zu verweisen? 

(Zustimmung. — Abg. Stegner: 
Wirtschaftspolitik!) 

— Und an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik; 
federführender Ausschuß ist der Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht. Kein Wider-
spruch? 

(Zurufe: Nein!) 

— Dann ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich kann nunmehr das 
vorläufige Abstimmungsergebnis *) der nament-
lichen Abstimmung bekanntgeben. An der nament-
lichen Abstimmung haben sich 349 stimmberech-
tigte Abgeordnete und 17 Berliner Abgeordnete 
beteiligt. Mit Ja haben gestimmt 171 Abgeordnete, 
mit Nein 169, bei 9 Enthaltungen; von den Berliner 
Abgeordneten haben 8 mit Ja und 9 mit Nein 
gestimmt. Damit ist der Änderungsantrag an-
genommen. 

(Unruhe und Zurufe.) 	. 

— Mit Ja haben gestimmt 171, mit Nein 169. Damit 
ist der Antrag auf Wiederherstellung der ur-
sprünglichen Vorlage angenommen. 

Ich habe nunmehr, nachdem die Einzelabstim-
mung erfolgt ist, die Schlußabstimmung vorzu-
nehmen. Vorher erteile ich das Wort dem Abgeord-
neten Richter zu einer Erklärung. 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Antrag der SPD Druck-
sache Nr. 3791 ist infolge der Behandlung der Ge-
setzesvorlage durch das Hohe Haus grundsätzlich 

*) Vergl. das endgültige Ergebnis Seite 11662. 

erledigt. Wir sind mit dieser Behandlung und ins-
besondere mit der Erhöhung der Renten um 5, 4 
und 2 DM nicht einverstanden. Sie haben unsern 
Vermittlungsvorschlag, an Stelle der von uns be-
antragten 15, 12 und 6 DM 10, 8 und 4 DM zu 
setzen, leider abgelehnt. Sie haben ferner abge-
lehnt, daß die Unfallrentenbezieher eine den Inva-
liden- und Angestelltenrentenbeziehern analoge 
Zulage bekommen sollen. Auch dies ist äußerst be-
dauerlich. Trotz alledem werden wir diesem Gesetz 
unsere Zustimmung geben, damit die Rentenbe-
zieher aus der Invaliden- und Angestelltenver-
sicherung und die Witwen und Waisen noch in 
diesem Jahre bei der Dezemberauszahlung eine 
Erhöhung bekommen. Wir sind auch deshalb dafür, 
damit die Bestimmung, wonach der Bundesarbeits-
minister und der Bundesfinanzminister ermächtigt 
werden, die Auszahlung der Zuschläge bei der De-
zemberauszahlung bis einschließlich 31. März 1953 
auf einmal vorzunehmen, durchgeführt wird, und wir 
erwarten, daß insbesondere in Anbetracht der ge-
ringen Erhöhung der Renten die Zahlungen im 
Dezember für die Monate Dezember 1952, Januar, 
Februar und März 1953 erfolgen. Auf Grund dieser 
Sachlage stimmen wir dem Gesetz zu. Ich kann 
Ihnen aber ankündigen, daß wir uns vorbehalten, 
das, was Sie heute abgelehnt haben, im nächsten 
Jahre erneut zu beantragen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zu einer 
weiteren Erklärung hat der Abgeordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir Kommunisten stimmen auch die-
sem Gesetz zu. 

(Lachen rechts.) 

Wir tun das, nachdem wir vergeblich versucht 
haben, diesem Gesetz halbwegs den Inhalt zu ge-
ben, den die Organisationen der Sozialberechtigten 
von diesem Hohen Haus gefordert haben. Wir tun 
das, um Ihnen die Möglichkeit zu nehmen, draußen 
unsere Haltung so darzustellen, als seien wir gegen 
das Gesetz gegen die Sozialberechtigten gewesen. 
Wir tun das, weil wir davon überzeugt sind, daß 
es Ihnen in den kommenden Monaten nicht gelin-
gen wird, die weitergehenden Ansprüche der So-
zialberechtigten und der Kriegsopfer aufzuhalten. 
Wir haben es nicht nötig, unserer Erklärung den 
Zusatz beizufügen, daß wir auch fernerhin für die 
Interessen der Sozialberechtigten kämpfen werden; 
das wissen die Sozialberechtigten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Erklärungen 
sollen nicht abgegeben werden. 

Dann kommen wir zur Schlußabstimmung. Wer 
für die Annahme des Gesetzes als Ganzes ist, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme des 
Gesetzes fest. 

Meine Damen und Herren, ich werde von vier 
Fraktionen: CDU/CSU, SPD, FDP und Födera-
listische Union, gebeten, dem Hause vorzuschla-
gen, jetzt rasch folgenden Antrag zu behandeln: 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Der Ausschuß für den Lastenausgleich wird be-
auftragt, die durch das Gesetz über die Er-
höhung der Grundbeträge in der Rentenver-
sicherung der Arbeiter und der Rentenver-
sicherung der Angestellten sowie über die Er- 
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höhung der Renten in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung (Grundbetragserhöhungs-
gesetz) für die Unterhaltshilfeempfänger auf 
Grund der Bestimmungen des Gesetzes über 
einen allgemeinen Lastenausgleich geschaffene 
Lage zu prüfen und dem Bundestag baldmög-
lichst Vorschläge zur Lösung dieser Frage zu 
machen. 

Ist das Haus einverstanden? Erhebt sich kein 
Widerspruch? — Dann ist dieser Antrag angenom-
men. 
Dann rufe ich auf Punkt 4 — ich glaube, daß es 

vielleicht doch besser ist, diesen Punkt nicht zu-
sammen mit Punkt 5 zu behandeln —: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes Überlei-
tungsgesetz) (Nr. 3916 der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für Fi-
nanz- und Steuerfragen (11. Ausschuß) (Nr. 
3949 der Drucksachen). 
(Erste Beratung: 243. Sitzung.) 

Verzichtet das Haus auf Berichterstattung? — 
Das Wort zur Berichterstattung hat Frau Abge-
ordnete Lockmann. 

Frau Lockmann (SPD), Berichterstatterin: Meine 
Herren und Damen! Auf Grund des Dritten Über-
leitungsgesetzes bestehen noch Abweichungen im 
Abgabenrecht zwischen dem Bunde und Berlin. 
Um eine Rechtsvereinheitlichung herbeizuführen, 
soll dieses Gesetz jetzt verabschiedet werden. Der 
Rechtsvereinheitlichung dient unter anderem die 
im vorliegenden Gesetzentwurf vorgeschlagene 
Neufassung von § 12 Abs. 3 des Dritten Überlei-
tungsgesetzes. 
Auf einen Wunsch von Berlin hat der Bundesrat 

vorgeschlagen, das Bundesabgabenrecht, das im 
Lande Berlin für Veranlagungszeiträume und 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. De-
zember 1952 enden, gilt, in einer besonderen 
Anlage aufzuführen. Diese Anlage enthält 32 
Nummern. Ich möchte darauf aufmerksam ma-
chen, daß ihre Ziffern 5, 6 und 8 Verordnungen zur 
Durchführung der Dividendenabgabenverordnung 
aufführen, die jedoch in Kürze außer Kraft treten 
werden. Dem Ausschuß wurde versichert, daß die 
Liste der Anlage 4 erschöpfend sei und gemeinsam 
vom Bundesministerium der Finanzen und den 
zuständigen Berliner Stellen erarbeitet sei. Der 
Ausschuß hat sich weiter davon überzeugt, daß 
das in Anlage 2 aufgeführte vom Bundesrecht ab-
weichende Abgabenrecht des Landes Berlin bis 
zum 1. Januar 1955 bestehen bleiben soll. Jedoch 
soll spätestens bis zu diesem Zeitpunkt geprüft und 
festgestellt werden, ob weitere Angleichungen zwi-
schen dem Abgabenrecht des Bundes und dem des 
Landes Berlin herbeigeführt werden können. 

Art. II enthält die übliche Berlinklausel, und 
Art. III bestimmt, daß das Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft treten soll. 

Der Ausschuß empfiehlt Ihnen, das Gesetz in 
der jetzt vorliegenden Form in der zweiten und 
dritten Lesung anzunehmen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke der Frau 
Berichterstatterin. 

Ich rufe auf Art. I, — Art. II, — Art. III, — 
Einleitung und Überschrift. — Keine Wortmeldun-
gen. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen angenommen. Die zweite 
Beratung ist abgeschlossen. 

Ich rufe auf zur 
dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. - Keine 
Wortmeldungen. Ich schließe die allgemeine Aus-
sprache. 

Ich rufe auf Art. I bis III, Einleitung und Über-
schrift. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Gegen einige Stimmen angenommen. 

Wer für die Annahme des Gesetzes im ganzen 
ist, den bitte ich, dies durch Erheben von seinem 
Platz zu bekunden. — Gegenprobe! — Gegen einige 
Stimmen angenommen. Damit ist Punkt 4 der Ta-
gesordnung erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 5: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Frak-
tion der SPD betreffend Auftragslenkung 
für Berlin (Nr. 3833 der Drucksachen); 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD betreffend Förderung des wirtschaft- 

lichen Aufbaus und der sozialen Sicherheit 
Berlins (Nr. 3834 der Drucksachen). 

Zunächst 5 a. Wer begründet? — Das Wort hat 
der Abgeordnete Neubauer. 

Neubauer (SPD), Antragsteller und Anfragen-
der: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Mit den Drucksachen Nrn. 3833 und 3834 bringt 
die sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses er-
neut die Frage Berlins auf die Tagesordnung. So-
wohl der Berliner Senat als auch das Berliner Ab-
geordnetenhaus und insbesondere die sozialdemo-
kratische Fraktion dieses Hauses haben sich lange 
darum bemüht, für die Auftragslenkung nach Ber-
lin einen gewissen Rahmen zu schaffen. Nach lan-
gen Diskussionen hat sich die Bundesregierung am 
21. Oktober 1952 entschlossen, eine Dienststelle ein-
zurichten, die diese Aufgabe zu übernehmen hat. 

Es interessiert die sozialdemokratische Fraktion 
und die Berliner Öffentlichkeit, welche Vorstellun-
gen die Bundesregierung bei der Schaffung dieser 
Auftragsstelle hatte, vor allen Dingen welche Voll-
machten dem Leiter dieser Auftragsstelle in die 
Hand gegeben werden, um seiner Aufgabe der Auf-
tragslenkung nach Berlin gerecht werden zu kön-
nen. Die sozialdemokratische Fraktion dieses Hau-
ses würde wünschen, daß der Leiter dieser Auf-
tragsstelle diesem Hause oder der Öffentlichkeit in 
regelmäßigen Abständen Bericht darüber erstattet, 
welchen Erfolg seine Arbeit gehabt hat und inwie-
weit die Verstärkung der Auftragslenkung nach 
Berlin durch seine Dienststelle möglich gemacht 
wird. 

Wir möchten den Leiter dieser Auftragsstelle auch 
darauf hinweisen, daß es sicher zu seinen Auf-
gaben gehören würde, einmal zu überprüfen, in-
wieweit westdeutsche Wirtschaftskreise Beschlüsse 
dieses Hauses, die zugunsten Berlins gefaßt wor-
den sind, sabotieren und hintergehen. Uns ist be-
kannt, daß die von diesem Hause beschlossene Um-
satzsteuervergünstigung für Berlin, die von der 
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Berliner Wirtschaft außerordentlich begrüßt wor-
den ist, von einer ganzen Reihe von Firmen des 
Bundesgebiets dadurch umgangen oder daß zum 
mindesten der Versuch gemacht wird, sie zu um-
gehen, daß Kampfrabatte gewährt werden, die in 
der gleichen Höhe liegen wie diese Umsatzsteuer-
vergünstigungen für Berlin. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wir sind der Auffassung, daß es auch zu den Auf-
gaben dieser Stelle gehören müßte, diese Machen-
schaften zu untersuchen und die westdeutschen Un-
ternehmer, die sich dazu bereitfinden, darauf hin-
zuweisen, daß die Unterstützung für Berlin keine 
Frage des Geschäfts oder des Profits, sondern aus-
schließlich eine politische zu sein hat. 

Meine Damen und Herren! Zu dem Antrag der 
Fraktion der SPD, den ich gleichzeitig begründe, 
möchte ich mich ebenfalls auf wenige wesentliche 
Bemerkungen beschränken. 

Punkt 1 ist beinahe identisch mit der Großen An-
frage der Sozialdemokratischen Partei, und wir 
hoffen, dazu von der Regierung heute eine befrie-
digende Antwort zu bekommen. 

Ein besonderes Problem, durch das Berlin be-
lastet ist, ist die. Frage der Flüchtlinge. Zwar sind 
in den letzten Wochen einige Entscheidungen ge-
fallen, die auf diesem Gebiet eine gewisse Ent-
lastung für Berlin mitbringen. Die sozialdemokra-
tische Fraktion ist allerdings der Auffassung, daß 
das noch keineswegs ausreichend ist. Dem Hause 
ist bekannt, daß sich heute 90 und mehr Prozent 
aller Flüchtlinge auf Berlin konzentrieren. Diese 
Tatsache stellt dadurch eine schwere, ja schwerste 
Belastung des Berliner Arbeitsmarktes und der 
Berliner Wirtschaft dar, daß ein erheblicher Teil 
dieser nach Berlin kommenden Flüchtlinge auch in 
Berlin Berlin bleibt. Die sozialdemokratische Fraktion hat 
die Vorstellung, es müsse möglich sein, die nach 
Berlin kommenden Flüchtlinge in weitestmög-
lichem Umfange in das Bundesgebiet weiterzulei-
ten. Die Herabsetzung der Quote von 20 auf 10 % 
für die in Berlin verbleibenden Flüchtlinge bedeu-
tet praktisch nur, daß Berlin heute so viele Flücht-
linge behalten muß wie auch vor einem Jahr; denn 
die Zahl der nach Berlin kommenden Flüchtlinge 
hat sich seit dieser Zeit verdoppelt, ja, sie geht 
sogar darüber hinaus. 

Die sozialdemokratische Fraktion ist weiterhin 
der Auffassung, daß sich der Bund bereit erklären 
muß, größere Mittel als bisher sowohl für die Un-
terhaltung als auch für den Bau von Lagerunter-
künften zur Verfügung zu stellen. Wir möchten 
darauf hinweisen, daß es möglich sein muß, für die 
nach Berlin kommenden und in Berlin befindlichen 
Flüchtlinge nach stattgefundener Berufserhebung 
eine bevorzugte überbezirkliche Arbeitsvermittlung 
zu gestalten und aufzubauen. 

Aus diesen wenigen Punkten, die wir heute und 
an dieser Stelle nur anschneiden möchten, mögen 
Sie ersehen, wie ernst dieses Problem für Berlin 
ist. Wir bitten sowohl die Regierung als auch alle 
Fraktionen dieses Hauses, für Berlin in diesem 
Falle das notwendige Verständnis aufzubringen 
und dementsprechende Beschlüsse zu fassen. 

Ein weiteres wesentliches Problem, das zur Ent-
lastung der Berliner Sorgen beitragen könnte, ist 
die Verlegung von Bundesbehörden nach Berlin. 
Wenn ich recht unterrichtet bin, hat sich dieses 
Haus schon unzählige Male mit der Frage der Ver

-

legung von Bundesbehörden nach Berlin beschäf-
tigt. Es besteht, zumindest für die sozialdemokra-
tische Fraktion dieses Hauses, kein Zweifel darüber, 
daß diese Aufgabe der Verlegung von Bundesbe-
hörden nach Berlin bisher in einem unzureichen-
den Maße durchgeführt worden ist. Ich darf in die-
sem Zusammenhang mit freundlicher Genehmigung 
des Präsidenten die wesentlichen Sätze eines Ka-
binettsbeschlusses vom 28. Februar 1950 noch ein-
mal in dié Erinnerung sowohl der Bundesregierung 
als auch der Fraktionen dieses Hauses zurückrufen. 
Es heißt in dem damaligen Kabinettsbeschluß — 
wie gesagt vom 28. Februar 1950 —: 

Die Bundesregierung stellt fest, daß die in der 
Regierungserklärung vom 21. Oktober 1949 an-
gekündigten und inzwischen wirksam geworde-
nen Maßnahmen für Groß-Berlin zu einer Auf-
wärtsentwicklung der Wirtschaft führten. Um 
die Stellung Berlins noch mehr zu stärken, 
sind nicht nur Vertretungen weiterer Bundes-
ministerien, sondern auch die alsbaldige Er-
richtung maßgebender Bundesbehörden in Ber-
lin ohne Rücksicht auf zeitbedingte Erschwer-
nisse des Verkehrs vorgesehen. Dadurch sol-
len ebenso. eine engere Verbindung mit dem 
Bundesgebiet gewährleistet wie auch die in 
Berlin brachliegenden Dienstleistungskräfte 
genutzt werden. 

Dieser Beschluß des Kabinetts vom 28. Februar 
1950 ist zweifellos gut. Wir meinen nur sagen zu 
müssen, daß seine Durchführung zu wünschen 
übrig läßt. Ich darf das Hohe Haus daran erinnern, 
daß immer dann, wenn das Haus damit befaßt war, 
eine Behörde nach Berlin zu legen, wir immer wie-
der Argumente hörten, daß die „zeitbedingten Er-
schwernisse" die Verlegung dieser Behörde nach 
Berlin verhinderten. Sowohl im Hause als auch in 
den Ausschüssen ist dieses Argument immer wieder 
aufgetaucht. 
Unsere Bitte an  die  Regierung ist, entsprechend 

diesem Kabinettsbeschluß vom 28. Februar 1950 
mit etwas größerer Begeisterung und stärkerer 
Intensität sowohl in den Ausschüssen als auch in 
diesem Hause die Abgeordneten davon 'zu überzeu-
gen, daß zeitbedingte Erschwernisse bei der Situa-
tion Berlins auch in Kauf genommen werden müs-
sen. Denn es besteht kein Zweifel darüber, daß, 
wenn der Bundeskanzler das erreichen will, was 
er auf dem CDU-Parteitag in Berlin gesagt hat, 
nämlich Berlin eine echte Unterstützung zukom-
men zu lassen, um es aus der Umklammerung zu 
befreien, mehr getan werden muß auf diesem Ge-
biete, als es bisher der Fall ist. 

Die sozialdemokratische Fraktion weist heute 
und in diesem Zusammenhang darauf hin, daß es 
beispielsweise in absehbarer Zeit eine Diskussion 
darum geben wird, wohin die Redaktion des Lang-
wellensenders, der geschaffen werden soll, zu legen 
sein wird. Ich darf schon heute im Namen der so-
zialdemokratischen Fraktion anmelden, daß nach 
unserer Auffassung die Redaktion dieses Langwel-
lensenders aus verschiedenen Gründen ihren Sitz 
in Berlin haben muß. Es ist jetzt müßig, die lange 
Reihe der Bundesbehörden aufzuzählen, die eigent-
lich schon heute in Berlin sein könnten und sein 
müßten. Wir geben uns der Hoffnung hin, daß die 
heutige Debatte der Regierung einen erneuten An-
stoß gegeben hat, sich ihres Kabinettsbeschlusses zu 
erinnern und auf diesem Gebiet intensiver zu ar-
beiten. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
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(Neubauer) 
Meine Damen und Herren! Es geht aber nicht 

nur darum, dafür zu sorgen, Bundesbehörden nach 
Berlin zu bekommen, sondern wir haben die Be-
fürchtung, daß es in nächster Zeit darauf ankom-
men wird, schon in Berlin befindliche ehemalige 
Reichsbehörden davor zu bewahren, aus Berlin ab-
gezogen zu werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir haben beispielsweise die Nachricht von der 
Physikalisch-Technischen Reichsanstalt, einer der 
großen und berühmten Reichsanstalten, die immer 
in Berlin waren und die einen großen Ruf genos-
sen haben, daß sie in der nächsten Zeit in der Ge-
fahr schwebt, entweder zu der bereits in Braun-
schweig neu aufgezogenen Physikalisch-Techni-
schen Bundesanstalt ganz abgezogen zu werden 
oder aber zu einer völlig nebensächlichen und un-
tergeordneten Nebenstelle herabgewürdigt zu 
werden. Wir vermögen nicht einzusehen, warum 
die Tradition der Physikalisch-Technischen Reichs-
anstalt, um nur dieses eine Beispiel herauszugrei-
fen, auch unter diesen Umständen in Berlin nicht 
fortgesetzt werden kann, um damit einigen hundert 
Wissenschaftlern und wissenschaftlichen Mitarbei-
tern in Berlin Arbeit zu verschaffen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Eine weitere Bemerkung muß an dieser Stelle 
gemacht werden. Die wenigen Bundesbehörden, 
die heute nach Berlin gekommen sind und die viel-
leicht in nächster Zeit nach Berlin kommen, haben 
eine gewisse Übung darin erkennen lassen, den 
größeren Teil des Personals aus dem Bundesgebiet 
mitzubringen. Das ist wohl nicht der Sinn der Ver-
legung der Bundesbehörden nach Berlin. Die Vor-
stellung der Berliner dabei ist die, daß die in Berlin 
vorhandenen Arbeitskräfte der ehemaligen Reichs-
behörden, die sowohl fachlich als auch in sonstiger 
Beziehung geeignet wären, diese Arbeiten zu über-
nehmen, eingesetzt werden können und daß nicht 
die nach Berlin kommenden Bundesbehörden nun 
auch noch ihr Personal aus der Bundesrepublik 
nach Berlin mitbringen. 

Meine Damen und Herren, diese wenigen Be-
merkungen, auf die ich mich heute beschränken 
möchte — wir werden Gelegenheit haben, bei der 
Behandlung der einzelnen Punkte die Dinge zu 
konkretisieren —, möchte ich mit der zusammen-
fassenden Forderung abschließen, die hoffentlich 
auf die Gegenliebe aller Fraktionen dieses Hauses 
stößt — ich möchte beinahe sagen, ich bin sogar 
davon überzeugt, daß sie auf die Gegenliebe aller 
Fraktionen dieses Hauses stoßen muß — , daß wir 
gemeinsam der Regierung aufgeben, entsprechend 
ihrem Kabinettsbeschluß von 1950 sich sehr viel 
mehr um diese für Berlin lebenswichtigen Dinge 
zu kümmern. Denn Berlin entscheidend helfen, 
heißt, der Berliner Arbeitslosigkeit durch Lenkung 
von Aufträgen und Verlegung von Bundesbehör-
den in diese Stadt zu Leibe zu gehen. Die Berliner 
Bevölkerung selbst wartet darauf, daß nicht nur 
an bestimmten Stellen und zu bestimmten Zeiten 
feierliche Beschlüsse gefaßt werden. Sie hat das 
Recht, zu verlangen, daß diese Beschlüsse so schnell 
als möglich durch die intensive Arbeit dieses 
Hauses auch realisiert und zu Tatsachen gemacht 
werden. 

Ich darf im Namen der sozialdemokratischen 
Fraktion darum bitten, die Große Anfrage präzise 
und klar zu beantworten und den Antrag der 
Sozialdemokratischen Partei dem Berlin-Ausschuß 

zu überweisen, aber mit der Maßgabe, so schnell 
als möglich in Form von Gesetzesvorlagen vor 
allem die Berlin-Hilfe Wirklichkeit werden zu 
lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Beant-
wortung der Großen Anfrage Drucksache Nr. 3833 
hat der Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Erhard, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bundes-
regierung hat den Bundestagsabgeordneten Dr. 
Bucerius als Bundesbeauftragten für die Förderung 
der Berliner Wirtschaft berufen und ihm damit 
die Aufgabe übertragen, die Erteilung öffentlicher 
und privater Aufträge aus dem Bundesgebiet nach 
Berlin soweit als möglich zu steigern. Dem Bundes-
beauftragten sind bewußt keine besonderen Gren-
zen für seine Tätigkeit gezogen worden, damit er 
aus echter Initiative frei arbeiten kann. Es ist 
selbstverständlich, daß der Bundesbeauftragte die 
Dienststellen des Bundes einschließlich der Bundes-
bahn und Bundespost unmittelbar wegen ihrer 
Auftragserteilung ansprechen kann. Darüber hin-
aus wird der Bundesbeauftragte mit den sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Vergabestellen, vor allem 
auch mit den Ländern und Gemeinden sowie den 
Dienststellen der alliierten Mächte Verbindung 
aufnehmen, um dort für einen der Lage Berlins 
angemessenen Teil an Aufträgen zu werben. Es 
wird schließlich Aufgabe des Bundesbeauftragten 
sein, auch auf private Unternehmungen in glei-
cher Richtung einzuwirken. Der Leiter der Auf-
tragsstelle hat seine Arbeiten bereits aufgenom-
men. Er wird dem Bundestag und der Öffentlich-
keit, soweit angängig, über seine Tätigkeit be-
richten. 

Zu bemerken ist endlich, daß zur Finanzierung 
von zusätzlichen Aufträgen westdeutscher Unter-
nehmungen an die Berliner Wirtschaft aus Mitteln 
des ERP-Sondervermögens 60 Millionen DM zur 
Verfügung gestellt wurden. Aus diesem Fonds 
werden Kredite in Höhe von 60 % des jeweiligen 
Auftragswertes gegeben. Von den restlichen 40 % 

 finanzieren die Geschäftsbanken 20 %, die übrigen 
20 % sind aus eigenen Mitteln zu tragen. Es han-
delt sich hier insbesondere um Aufträge der Bun-
besbahn, der Bundespost, der Energiewirtschaft 
und der Binnenschiffahrt. Dieses Auftragsfinan-
zierungsprogramm soll zunächst auf 30 Millionen 
DM aus GARIOA-Mitteln und 4 Millionen DM aus 
Zins- und Tilgungserträgen des ERP-Sonder-
vermögens aufgestockt werden. Eine weitere Fort-
setzung des Programms aus Mitteln des ERP

-

Sondervermögens ist beabsichtigt. Verhandlungen 
darüber sind bereits im Gange. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen doch 
einige Zahlen bekanntgeben, die gerade den Ab-
schnitt des letzten Quartals, d. h. die Zeit von 
Juli bis Oktober, betreffen und die die Entwick-
lung kennzeichnen. Die Arbeitslosigkeit in Berlin 
ist vom Juli bis Oktober von 276 000 auf 248 000 
zurückgegangen, der Produktionsindex ist von 41% 
auf 56 %, die Lieferwerte der Industrie sind von 
210 Millionen auf 291 Millionen DM, die Lieferun-
gen in das Bundesgebiet von 94 Millionen auf 123 
Millionen DM und der Export von Oktober 1951 
bis Oktober 1952 von 23 Millionen auf 36 Millionen 
DM gestiegen. 

Die Bundesregierung hat es bisher nie daran 
fehlen lassen, allen nur denkbaren Einfluß auszu- 
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üben, um die Berliner Wirtschaft zu stärken. Die 
Einflußnahme ist so weit gegangen, daß ich per-
sönlich sogar im einzelnen private Unternehmun-
gen angeschrieben habe, um sie zu bewegen, den 
Verkehr mit Berlin in stärkerem Maße zu inten-
sivieren. 
Sie wissen, daß innerhalb meines Verantwor-

tungsbereichs die Bundesanstalt für Versicherungen 
in Berlin tätig ist. Was das Personal dort anbe-
langt, so haben sogar Berliner Stellen gemeinsam 
mit mir Anstrengungen unternommen, um das bis 
dorthin in Hamburg tätige Personal nach Berlin 
überzuführen. Ich glaube nicht, daß es jeweils 
möglich ist, das ganze Personal für eine Bundes-
behörde aus Berlin zu rekrutieren. Für diese 
Dienststellen werden Leute gebraucht, die auf 
diesem Sektor schon längere Zeit arbeiten und 
daher über die besonderen Fachkenntnisse verfü-
gen, die erforderlich sind, um die Berliner Instan-
zen zu einer fruchtbaren Arbeit zu befähigen. 

Was im übrigen die Physikalisch-Technische 
Reichsanstalt bzw. Bundesanstalt anlangt, so ist 
mir nichts bekannt und nichts deutet darauf hin, 
daß die in Berlin noch bestehenden Institutionen 
dieser Art nun auch noch nach Braunschweig über-
führt werden sollen. Im Gegenteil, ich habe mich 
dafür eingesetzt, daß der Teil der Physikalisch

-

Technischen Reichsanstalt, der noch in Berlin ar-
beitet, auch weiterhin dort tätig bleiben soll. 

Ich behalte mir vor, auf die anderen Punkte des 
Antrags einzugehen, wenn die Debatte das erfor-
dern sollte. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich nehme an, daß der Antrag, die Große 
Anfrage zu besprechen, von 30 Mitgliedern dieses 
Hauses unterstützt wird. — Wir treten nunmehr 
in die Beratung ein. 

(Zurufe.) 

— Ich werde eben darauf aufmerksam gemacht, 
daß es 13 Uhr ist. Soll jetzt die Pause gemacht 
werden oder soll dieser Punkt — — 

(Zurufe von der Mitte: Eine Stunde! — 
Zurufe rechts: Pause!) 

— Ist es der Wunsch des Hauses, die Pause jetzt 
eintreten zu lassen? 

(Zustimmung.) 
60 Minuten? 

(Abg. Dr. Krone: Eine Stunde, jawohl! — 
Zuruf von der SPD: 90! — Abg. Bausch: 

60 haben wir beschlossen!) 

— Meine Damen und Herren, ich glaube, wir 
brauchen uns nicht zu erregen. Es ist hier (zur 
Mitte und nach rechts) eine Stunde und dort (nach 
links) anderthalb Stunden vorgeschlagen worden. 
Können wir uns nicht auf eineinhalb Stunden 
einigen? 

(Zustimmung.) 

— Eineinhalb Stunden, gut! Das Haus tritt also 
wieder um 14 Uhr 30 Minuten zusammen. Wir 
fahren dann in der Beratung dieses Punktes fort. 

(Unterbrechung der Sitzung: 13 Uhr 1 Minute.) 

Die Sitzung wird um 14 Uhr 34 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Schäfer wieder eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Wir fahren in der 
Beratung fort. 

Zu einer Erklärung gemäß § 36 der Geschäfts-
ordnung hat Herr Abgeordneter Mellies ums Wort 
gebeten. 

Mellies (SPD): Meine Damen und Herren! Auf 
Grund der schwerwiegenden Entscheidungen im 
Verfassungsstreit um den Wehrbeitrag hätte er-
wartet werden müssen, daß die Bundesregierung 
vor dem Bundestag eine Regierungserklärung dazu 
abgibt. Die Bundesregierung hat dies versäumt. 

Namens der sozialdemokratischen Bundestags-
fraktion habe ich zu erklären: 

Das Bundesverfassungsgericht hat am 9. De-
zember 1952 seinen Beschluß verkündet, daß jetzt 
und künftig die vom Plenum erstatteten Rechts-
gutachten für beide Senate verbindlich sind. Der 
Bevollmächtigte unserer Fraktion hat hierzu in 
der Sitzung sofort die Erklärung abgegeben, daß 
hiermit die Frage nach der Zulässigkeit und der 
Verbindlichkeit des Rechtsgutachtens entschieden 
sei. Wir haben uns dem Beschluß also sofort unter-
worfen. 
Die Bundesregierung hatte bereits in der münd-

lichen Verhandlung am 18. Juli 1952 vor dem 
Bundesverfassungsgericht entsprechende Erklärun-
gen abgeben lassen. Damals hat für die Bundes-
regierung Staatssekretär Dr. Strauß erklärt — 
meine Damen und Herren, die folgenden Zitate 
sind entnommen aus dem Buch „Der Kampf um 
den Wehrbeitrag", Veröffentlichungen des Insti-
tuts für Staatslehre und Politik in Mainz —: 

Ich glaube, daß jedes Gutachten des Bundes-
verfassungsgerichts von einer solchen Autorität 
und Bedeutung ist, daß kein gesetzgebendes 
Organ oder etwa die Bundesregierung im 
Wege ihres Initiativrechts — sie ist ja auch ein 
gesetzgebendes Organ — es jemals verant-
worten könnte, sich in Gegensatz zu einem 
Gutachten des Bundesverfassungsgerichts zu 
setzen. Ich glaube, das kann ich ohne weiteres 
erklären. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ebenso hat damals als Rechtsberater des Bundes-
kanzlers Prof. Dr. Erich Kaufmann erklärt — 
wieder nach derselben Quelle —: 

Es handelt sich also bei Einbringung der Gut-
achten nicht um irgendwelche bloße Beratung, 
sondern darum, daß diese mit der obersten 
Autorität ausgestatteten Organe den Wunsch 
haben, eine autoritative, echte Rechtsentschei-
dung von einem echten und höchsten Gerichts-
hof der Bundesrepublik zu erhalten. 

Schließlich hat damals Staatssekretär Dr. Strauß 
für die Bundesregierung noch ausgeführt: 

Wenn das Bundesverfassungsgericht — denn 
das Rechtsgutachten wird vom Bundesver-
fassungsgericht erstattet — eine Verfassungs-
frage so oder so entschieden hat, dann ist es 
völlig gleichgültig, ob das eine formell ver-
bindliche Kraft hat. Ich möchte das Organ 
des Bundes sehen, das, wenn das Plenum des 
Bundesverfassungsgerichts ein Ja oder Nein 
zu einer verfassungsrechtlichen Frage ge-
sprochen hat, die Verbindlichkeit eines solchen 
Spruchs bestreiten wollte. 

(Lebhaftes Hört! Hört! bei der SPD.) 

Soweit die Vertreter der Bundesregierung. Der 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichts und die 
übereinstimmenden Erklärungen der Beteiligten 
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(Mellies)  
gaben also den Weg frei, um den Verfassungsstreit 
wegen des Wehrbeitrages durch ein von allen 
anerkanntes Rechtsgutachten des Bundesver-
fassungsgerichts entscheiden zu lassen. Wider 
alles Erwarten war es aber jetzt die Bundesregie-
rung, die in Gegensatz zu der für sie abgegebenen 
früheren Erklärung des Staatssekretärs Dr. Strauß 
einer Verbindlichkeit des Rechtsgutachtens wider-
sprach. Die Bundesregierung, insbesondere der 
Bundeskanzler, ist bei dem Herrn Bundespräsiden-
ten vorstellig geworden, um ihn zu einer Rück-
nahme seines Ersuchens um ein Rechtsgutachten 
des Bundesverfassungsgerichts zu bewegen. Mit 
diesem Eingriff in ein schwebendes Verfahren hat 
die Bundesregierung sowohl den Herrn Bundes-
präsidenten als auch das Bundesverfassungsgericht 
in den politischen Parteistreit hineingezogen. Um 
eine drohende Regierungskrise abzuwenden, wurde 
eine Verfassungskrise heraufbeschworen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Bundesregierung hat ferner verlauten 
lassen, daß sie erwäge, das Gesetz über das Bun-
desverfassungsgericht noch für das gegenwärtig 
schwebende Verfahren ändern zu lassen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Sie hat hiermit das Bundesverfassungsgericht unter 
Druck setzen wollen. Die Bundesregierung hat 
schließlich verlauten lassen, daß sie den Beschluß 
über die Verbindlichkeit des Rechtsgutachtens für 
beide Senate niemals anerkannt und sich an einer 
Fortsetzung des Gutachtenverfahrens nicht beteiligt 
haben würde. Sie hat sich damit vom Bundesver-
fassungsgericht, das zur letztgültigen Entscheidung 
der verfassungsrechtlichen Fragen nach dem 
Grundgesetz berufen ist, losgesagt. 

Durch dieses Verhalten hat die Bundesregierung 
einen Verfassungskonflikt verschuldet. 

(Lebhaften Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Nach § 36 der Ge-
schäftsordnung können •solche Erklärungen abge-
geben werden. Daran schließt sich keine De-
batte an. 

(Abg. Dr. von Brentano: Zur Geschäfts

-

ordnung!) 

— Zur Geschäftsordnung Herr von Brentano! 

Dr. von Brentano (CDU): Meine Damen und 
Herren! Da uns die Erklärung nicht angekündigt 
war, ist die Notwendigkeit entstanden, daß wir 
uns jetzt mit dieser Erklärung beschäftigen. Ich 
möchte darum bitten, daß das Hohe Haus damit 
einverstanden ist, daß wir die Sitzung vorschlags-
weise auf 45 Minuten unterbrechen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren, Sie haben den Vorschlag gehört. Es ent-
spricht der Übung des Hauses, in solchen Fällen 
eine Unterbrechung eintreten zu lassen. Wir treten 
also um 15 Uhr 30 wieder zusammen. 

Vom Vorsitzenden des Ausschusses für das Be-
satzungsstatut und auswärtige Angelegenheiten 
bin ich gebeten worden, mitzuteilen, daß der Aus-
schuß um 15 Uhr 30 zusammentritt. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung: 14 Uhr 41 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 15 Uhr 33 Minuten durch 
den Vizepräsidenten Dr. Schäfer wieder eröffnet. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Die Sitzung ist wieder 
eröffnet. Wir fahren fort in der Beratung des 
Punktes 5 der Tagesordnung: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Fraktion 
der SPD betreffend Auftragslenkung für 
Berlin (Nr. 3833 der Drucksachen); 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betreffend Förderung des wirtschaftlichen 
Aufbaus und der sozialen Sicherheit Ber-
lins (Nr. 3834 der Drucksachen). 

Bei der Unterbrechung der Sitzung heute vor-
mittag war beschlossen worden, in eine Aussprache 
einzutreten. Für diese Aussprache hat der Ältesten-
rat insgesamt eine Redezeit von 60 Minuten vor-
gesehen. — Ich nehme die Zustimmung des Hauses 
dazu an. 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Friedens-

burg. 

Dr. Friedensburg (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist eine schmerzliche Not-
wendigkeit, aber es ist nichtsdestoweniger eine 
Notwendigkeit, die Aufmerksamkeit des Hohen 
Hauses in gewissen Zeitabständen mit den Berliner 
Problemen zu beschäftigen. Wir haben von dem 
Herrn Bundeswirtschaftsminister eine eindrucks-
volle Reihe von Angaben und Ziffern gehört, die 
uns die Gewißheit verschaffen, daß es mit Berlin 
nicht abwärts, sondern aufwärts geht. Man könnte 
diese eindrucksvolle Reihe noch mit zahlreichen 
anderen Angaben in der gleichen Richtung er-
gänzen. 

Aber dieses Bild wäre nicht vollständig, wenn 
wir uns nicht zugleich bewußt werden wollten, daß 
es auch eine Reihe von düsteren und weniger er-
freulichen Zügen und Einzelheiten darin gibt. Nach 
wie vor ist die Situation Berlins dadurch gekenn-
zeichnet, daß ein Viertel aller erwerbsfähigen Per-
sonen ohne regelmäßige Beschäftigung ist. Dieser 
Anteil wäre noch viel größer, wenn wir die sehr 
erhebliche Ziffer der arbeitsuchenden Flüchtlinge 
einbeziehen wollten, die sich, ohne anerkannt zu 
sein, also ohne Berliner Bürger geworden zu sein, 
in Berlin aufhalten und deren Zahl wahrscheinlich 
weit über 100 000 beträgt. Nach wie vor — es 
ist vielleicht schwer, sich das vorzustellen, aber es 
ist ganz gut, daß unsere westdeutschen Freunde 
das immer wieder hören — wird die Lage Berlins 
dadurch gekennzeichnet, daß nur etwa die Hälfte —
ich wiederhole: die Hälfte — des Berliner Lebens-
bedarfs, soweit er von außen bezogen werden muß, 
aus eigener Kraft bezahlt werden kann. Von den 
drei Milliarden DM, die Berlin in diesem Jahr aus-
geben muß, um seine Nahrung, seine Rohstoffe 
usw. zu bezahlen, vermag es aus eigener Kraft nur 
eineinhalb Milliarden DM aufzubringen. Nach wie 
vor ist die äußere Situation unserer Stadt ernst 
und bedroht. Ja, wenn wir ehrlich sein wollen, hat 
sich in jüngster Zeit eine gewisse weitere Ver-
schärfung und Verschlechterung eingestellt. Allein 
diese Tatsache rechtfertigt es, daß wir uns heute 
damit beschäftigen. Wir halten deshalb den Antrag 
unserer sozialdemokratischen Kollegen zu diesem 
Punkt für verdienstvoll und sind bereit, uns ihm 
sachlich anzuschließen und seine sachliche Be-
ratung im Berlin-Ausschuß zu unterstützen. 

Im einzelnen ist in dem Antrag eine Reihe von 
Anregungen und Vorschlägen ausgesprochen wor-
den, die im Berlin-Ausschuß des näheren erörtert 
werden müssen und die nun hoffentlich auch zu 
wirklichen praktischen Ergebnissen führen werden. 
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Das erste ist die Auftragslenkung. Wir haben  

vom Herrn Bundeswirtschaftsminister gehört, daß  
ein Mitglied unseres Hauses, ein Kollege, mit der  
Leitung dieser Aufgabe betraut worden ist. Wir  
haben bei uns das Vertrauen, daß der rechte Mann  
an den rechten Platz gestellt worden ist, und sehen  
mit Spannung und mit guter Erwartung den Be-
richten entgegen, die uns in Aussicht gestellt wor-
den sind. Wir wünschen aber, daß diese Auftrags-
lenkung — und da möchte ich eine ausdrückliche  
Anregung aussprechen — noch erweitert wird. Bei  
der gespannten Situation der Berliner Wirtschaft,  
die ja heute mangels Aufträge noch nicht entfernt  
ihre tatsächliche Kapazität ausnutzen kann, wird  
es nicht allein auf die Aufträge aus dem Bundes-
gebiet ankommen, sondern es sollte auch der Ver-
such gemacht werden, eine Auftragslenkung des  
Auslandes herbeizuführen. *Ich glaube, daß dieser  
Vorschlag gar nicht aussichtslos wäre. Allein in den  
Vereinigten Staaten wird im Wege der Aufrüstung  
ein so ungeheurer Geldbetrag mit einer gewissen  
Planung ausgegeben, daß ein winziger Prozentsatz  
davon auf Berlin gelenkt schon eine außerordent-
lich wichtige Erleichterung und Verbesserung der  
Situation herbeiführen könnte. Ob die Initiative  
hierzu besser von Berlin oder von der Bundes-
regierung ausgeht, lassen wir dahingestellt; das  
kann im Ausschuß besprochen werden. Aber es  
sollte möglich sein — und ich glaube, ich täusche  
mich nicht —, daß auch bei den beteiligten auslän-
dischen Stellen durchaus Verständnis und Inter-
esse für einen solchen Vorschlag geweckt wird.  

Zu dem zweiten Punkt, der Flüchtlingsnot, ist  
nicht viel Neues zu sagen. Mit der Herabsetzung  
der Berlin-Quote auf 10 % ist es freilich nicht  
getan; darüber müssen wir uns auch hier von  
vornherein klar sein. Das scheint eine gewisse Er-
leichterung für Berlin zu bedeuten, aber diese Er-
leichterung ist angesichts der tatsächlichen Situation  

völlig unzureichend.  Berlins Anteil an der Gesamt-
bevölkerung der Bundesrepublik einschließlich  
Berlins beträgt wenig mehr als 4 %. Wenn wir also 
allein von den anerkannten Flüchtlingen 10 % auf-
nehmen, so bedeutet das schon eine ganz unverhält-
nismäßige Überlastung Berlins. Dabei müssen  
wir bedenken, daß das Verhältnis der nicht an-
erkannten zu den anerkannten Flüchtlingen etwa  
wie 2 zu 1 ist. Auf jeden anerkannten Flüchtling  
kommen also zwei nach Berlin strömende nicht  
anerkannte und einstweilen nicht mit Anerken-
nung rechnende Flüchtlinge; diese bleiben in  
Berlin. Wir haben heute wahrscheinlich mindestens  
200 000 nicht anerkannte Flüchtlinge in Berlin,  
eine außerordentlich gefährliche, in jeder Hinsicht  
bedenkliche Belastung der Berliner Situation. Ich  
bin deshalb der Ansicht, daß wir einen weit höhe-
ren Anteil an das Bundesgebiet abgeben müßten.  
Ferner müßte in Erwägung gezogen werden, die  
Frage der Anerkennung künftig in sehr groß-
zügiger Weise zu regeln, so wie wir es uns auch  
schon im Gesamtdeutschen Ausschuß vorgenommen  
haben.  

(Sehr richtig! in der Mitte und bei der SPD.)  

Was das Notstandsprogramm betrifft, so stellen  
wir — ich glaube, der Herr Bundeswirtschafts-
minister wird die Zahlen auch kennen — mit Be-
dauern fest, daß das Notstandsprogramm im letz-
ten Jahre nicht unerheblich hinter den Ziffern der  
früheren Jahre zurückgeblieben ist.  

(Hört! Hört! bei der SPD.)  

Wir haben im Rahmen des Notstandsprogramms  
in Berlin im Jahre 1951 214 Millionen DM ausge-
geben. Im Jahre 1952 werden es nur 130 Millionen  
DM sein. Abgesehen von der Einschränkung des  
geldlichen Umfangs ist eine an sich ganz begrü-
ßenswerte Änderung eingetreten, indem von den  
ausländischen Stellen, die uns hierbei unterstützen,  
darauf gedrungen wird, daß künftig der Anteil der  
langfristigen produktiven Ausgaben auf Kosten  
der unmittelbar wirksamen kurzfristigen Ausga-
ben verstärkt wird. Das bedeutet, daß die Zahl der  
im Notstandsprogramm zu berücksichtigenden Er-
werbslosen erheblich zurückgegangen ist. Während  
im Höhepunkt dieser Aktion 57 000 Menschen be-
schäftigt werden konnten, beträgt ihre Zahl heute  
nur noch 25 000. Das ist angesichts der tatsäch-
lichen Situation wirklich unzureichend. Es sind  
auch für kurzfristige Arbeiten noch sehr viele  
Möglichkeiten gegeben. Für Berlin ist allein die  
Enttrümmerung durchaus eine produktive Lei-
stung; denn die Lösung dieser Aufgabe bereitet die  
zukünftige Funktion Berlins als Hauptstadt eines  
vereinigten Deutschlands vor. Etwa die Hälfte der  
Trümmer, die der Krieg in Berlin hinterlassen hat,  
ist heute noch nicht fortgeräumt.  

Was den sozialen Wohnungsbau betrifft, so  
möchte ich Sie nicht im einzelnen mit den Ziffern  
befassen. Hier besteht die Schwierigkeit, daß Ber-
lin den größten Teil der Baustoffe von auswärts  
beziehen muß, so daß diese Ausgaben zum sehr  
großen Teil Berlin nicht unmittelbar zugute kom-
men. Die Ausgaben nach dieser Richtung, so dan-
kenswert sie im einzelnen sein mögen, kommen  
deshalb der Stärkung der Berliner Wirtschafts-
kraft trotz der Schlüsselstellung der Bauwirtschaft  
nicht in dem Umfang zugute, wie es etwa in  
Westdeutschland der Fall ist.  

Eine um so größere Bedeutung möchte ich da-
gegen dem Vorschlag der sozialdemokratischen  
Fraktion beimessen, wonach zur St ä rkung der  
volkswirtschaftlich wichtigen Neuanlagen steuer-
liche Erleichterungen gegeben werden sollen. Ich  
freue mich, daß der Herr Staatssekretär des Finanz-
ministeriums hier ist, und möchte ihn dringend  
bitten, dieser Frage besondere Aufmerksamkeit  
zuzuwenden. Auf diesem Gebiet ist schon viel ge-
schehen, aber weitaus nicht genug. Ich habe Ihnen  
hier ein Schaubild aufgehängt, das die Entwicklung  
der Produktion in Westberlin und in der Bundes-
republik anzeigt. Sie sehen einen schönen, gesun-
den Anstieg des Berliner Wirtschaftsindexes, Sie  
sehen aber einen viel stärkeren, steileren Anstieg  
der wirtschaftlichen Entwicklung im Bundesgebiet.  
Das heißt, daß trotz der dankenswerten und er-
freulichen Erholung der Berliner Wirtschaft der  
Abstand zwischen Berlin und der Bundesrepublik  
sich vergrößert hat. Das heißt, die relative Bedeu-
tung Berlins innerhalb der gesamtdeutschen Wirt-
schaft hat sich in den letzten Jahren weiter, und  
zwar sehr erheblich, verschlechtert. Durch die Mög-
lichkeit, in Berlin produktive Neuanlagen im Wege  
der Kapitalinvestition zu tätigen, können wir an  
dieser entscheidenden Stelle Abhilfe leisten.  

Ich glaube, daß eine steuerliche Erleichterung  
einen erheblichen Anreiz hierzu bilden könnte.  
Ich möchte vorschlagen — es wird auch den Ber-
lin-Ausschuß im einzelnen zu beschäftigen haben;  
ich spreche hierbei auch im Namen meiner politi-
schen Freunde —, daß wir die Vergünstigungen,  
die wir in dem heutigen gemeinsamen Antrag der  
großen Parteien für die Flüchtlinge, Vertriebenen  
und für die Verfolgten des Naziregimes einführen,  
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künftig global für Berlin gelten lassen, daß wir 
also die dort vorgesehenen Verbesserungen: den 
geänderten § 7 a, der Bewertungsfreiheit für be-
wegliche Wirtschaftsgüter einführt, den neuen § 7 e 
des Einkommensteuergesetzes, der die Bewertungs-
freiheit für die Fabrikgebäude, Krankenhäuser 
und landwirtschaftlichen Betriebsgebäude vorsieht, 
und den neuen § 10 a des Einkommensteuergeset-
zes, der die Steuerbegünstigungen des nichtentnom-
menen Gewinns einführt, im ganzen für Berlin —
selbstverständlich mit gewissen notwendigen Ab-
änderungen — einführen. Nur durch eine wirklich 
großzügige Regelung kann auf dem hier in Frage 
stehenden Gebiet ein wirklicher Effekt erzielt 
werden. Ich glaube, nichts würde so geeignet 
sein, uns auf diesem Wege weiterzuhelfen, wie 
gerade eine solche steuerliche Begünstigung. 

Die Frachtkostenfrage hier im einzelnen zu er-
örtern, möchte ich angesichts der Beschäftigung 
des Plenums nicht verantworten. Ich darf nur dar-
auf hinweisen, daß Berlin gegenüber seiner frü-
heren Situation allein durch die erhöhten Fracht-
kosten für die Kohlenversorgung mit jährlich rund 
50 Millionen DM mehr belastet ist. 50 Millionen 
DM mehr, als es früher bei seiner günstigen Lage 
innerhalb der ost- und mitteldeutschen Kohlen-
gebiete hat bezahlen müssen, muß es jetzt auf-
wenden, da fast die gesamte Kohle auf weitere 
Entfernung herangebracht werden muß. Allein die 
neue Frachterhöhung, die die ostzonale Bahn im 
Juli dieses Jahres eingeführt hat, bedeutet für 
Berlin eine Mehrbelastung von 40 Millionen DM. 
Es ist unbedingt notwendig, daß hierfür ein Aus-
gleich gegeben wird. 
Aber der schmerzlichste Punkt in dem ganzen 

Programm, auf den ich Ihre Aufmerksamkeit für 
einen Augenblick lenken muß, ist die Frage der 
Verlegung von Bundesbehörden nach Berlin. Ich 
halte es nicht für zweckvoll, Vorwürfe zu erheben, 
Vorwürfe, die vielleicht auch in diesem Hause ge-
legentlich nicht ganz unangebracht wären. Aber 
ich möchte Ihnen eine Zahl nennen: Bisher hat 
man nach Berlin Bundesbehörden, Bundeseinrich-
tungen verlegt bzw. dort bestehende Verwaltungen 
auf den Bund übernommen, die insgesamt 1031 
Bundesbedienstete beschäftigen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das sind 2 % der Gesamtzahl der Bundesbedienste-
ten, während Berlins Bevölkerungsanteil 4,4 % 
beträgt. Also nicht einmal im gleichen Verhältnis, 
wie es dem Anteil an der Bevölkerung entspräche, 
ist Berlin bedacht worden, ganz zu schweigen von 
seiner tatsächlichen Bedeutung als alte Reichs-
hauptstadt und ganz zu schweigen von der drin-
genden Notlage der Stadt. Hier, glaube ich, sollten 
wir alle uns bemühen, wesentlich zu einer Besse-
rung beizutragen. Es würde auch schon viel hel-
fen, wenn der grundsätzliche Anspruch Berlins auf 
Anerkennung als traditionelle Hauptstadt klar und 
deutlich von allen Verantwortlichen und allen, die 
es angeht, ausgesprochen würde. Davon würde eine 
wesentliche psychologische Erleichterung zu er-
warten sein, die Berlin dringend nötig hat. Wir 
wollen uns ganz klar sein, wir sehen es ja hier 
selber: Hauptstadt ist nicht etwas, was man sich 
mit dem Rechenstift oder auf der Landkarte ir-
gendwo nach Belieben ausdenken kann. Auch eine 
Hauptstadt wächst nur in Jahrhunderten einer 
langen, guten und stolzen Überlieferung. Ich 
glaube, daß das für Berlin durchaus in Anspruch 
genommen werden muß. Deshalb würde es für 
ganz Deutschland gut sein, wenn man sich dieser 

großen traditionellen Werte besser und umfang-
reicher bediente, als es bisher geschehen ist. 
Ich komme zum Schluß. Die Berliner Situation 

ist nicht ohne lichte Züge, und es wäre falsch, ja 
sogar undankbar, wenn wir als Berliner das nicht 
anerkennen wollten, aber es wäre ebenso falsch 
und im höchsten Maße gefährlich, wenn wir uns 
über den Ernst der Situation täuschen wollten, 
über einen Ernst, der gerade durch die jüngsten 
Ereignisse verstärkt und vertieft worden ist. Es 
ist kein Gegenstand der parteipolitischen Ausein-
andersetzung, wie ich ausdrücklich betonen möchte. 
Völlig falsch und verantwortungslos wäre es, wenn 
wir uns hierzu auf parteipolitischer Basis ausein-
andersetzen wollten. Hier ist wirklich eine Auf-
gabe, wo wir alle in diesem Hause vertrauensvoll 
und brüderlich zusammenarbeiten könnten. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Brandt. 

Brandt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben heute vormittag die Mit-
teilung des Herrn Bundeswirtschaftsministers über 
die bei der Bundesregierung neu errichtete Stelle 
gehört, für die unser Kollege Dr. Bucerius verant-
wortlich zeichnet. Meine politischen Freunde und 
ich hätten es begrüßt, wenn das Haus schon bei 
der Errichtung dieser Stelle in angemessener Form 
eine Mitteilung erhalten und wenn es schon damals 
— aber jedenfalls heute — etwas über die Richt-
linien erfahren hätte, die für die Tätigkeit dieser 
Stelle vorgesehen sind. Wir würden es nun begrü-
ßen, wenn wir möglichst bald über die tatsäch-
lichen, hoffentlich positiven Leistungen — das 
wünschen wir alle — dieser Stelle näheres erfüh-
ren. Unserer Meinung nach müßte es die Aufgabe 
dieser Stelle sein, sich so stark wie möglich auf die 
Lenkung nicht nur von öffentlichen, sondern auch 
von sonstigen Aufträgen aus dem deutschen We-
sten und — ich bin da durchaus der Meinung von 
Herrn Dr. Friedensburg — von außerhalb Deutsch-
lands nach Berlin hin zu konzentrieren. 

Mit meinem Vorredner bin ich der Meinung, daß 
es — ich hoffe, die Damen und Herren werden 
dafür Verständnis haben — keine reine Freude ist, 
hier immer wieder über Forderungen Berlins spre-
chen zu sollen. Aber leider muß von Zeit zu Zeit 
darauf hingewiesen werden, daß Berlin seine ge-
samtdeutsche Aufgabe auf die Dauer nur zu er-
füllen vermag, wenn es seinen Menschen Arbeit 
geben kann. Eine Viertelmillion Arbeitslose stellt 
in Berlin weit mehr als ein wirtschaftliches und 
soziales Problem dar. Berlin braucht Arbeit für 
seine Menschen, und darum braucht es Aufträge. 
Niemand von uns denkt daran, die großen Leistun-
gen anzuzweifeln, die der deutsche Westen und 
seine Steuerzahler für Berlin aufgebracht haben. 
Aber wir stellen fest, daß mancherorts immer wie-
der die Neigung aufkommt, die vorhandenen 
Schwierigkeiten zu bagatellisieren. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Berlin ist leider noch immer nicht über den Berg. 

Ein Brief, den der Herr Bundeskanzler am 
24. Oktober an den stellvertretenden Vorsitzenden 
meiner Partei, den Kollegen Mellies, gerichtet hat, 
war geeignet, einen falschen Eindruck zu erwecken. 
Die Hauptthese des Briefes war leider nicht zutref-
fend. Diese Hauptthese bestand darin, daß die wirt-
schaftliche Stagnation in Berlin überwunden sei. Es 
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wurde unterstellt, daß es sich dabei um die Aus-
wirkung jener Maßnahmen handele, die im Juli 
von der Bundesregierung ergriffen und von diesem 
Hause beschlossen worden sind. Tatsache ist jedoch, 
daß die erfreuliche Besserung gewisser wirtschaft-
licher Daten, auf die sich auch der Herr Bundes-
wirtschaftsminister heute mittag hier bezogen hat, 
keinen übertriebenen Optimismus rechtfertigt; denn 
es handelt sich dabei in jenem dritten Vierteljahr, 
Herr Bundeswirtschaftsminister, in starkem Maße 
um saisonmäßige Erscheinungen. Unzutreffend ist 
daher auch die Vermutung in dem Brief des Herrn 
Bundeskanzlers vom 24. Oktober, daß zu Beanstan-
dungen — wie er es nannte —, d. h. zu weiteren 
Wünschen und Forderungen — wie ich es nennen 
möchte — kein Anlaß mehr bestehe. Mein Freund 
Neubauer hat heute dargelegt — und wir haben 
in unserem Antrag darauf hingewiesen —, daß auf 
einer Reihe von Gebieten — Flüchtlingsfrage, Bun-
desbehörden, Frachtkosten usw. — neue Initiativen 
des Bundes erforderlich und möglich sind. Ich 
brauche nicht das zu wiederholen, was — völlig 
unabhängig von unseren sonstigen politischen Mei-
nungsverschiedenheiten — der Kollege Dr. Frie-
densburg soeben zu diesen Fragen im einzelnen 
ausgeführt hat. Wir sind durchaus der Meinung, 
daß über diese Dinge im Berlin-Ausschuß noch ein-
gehend gesprochen werden sollte. 

Seit dem Sommer dieses Jahres sind dem Berlin-
Ausschuß leider keine Informationen über die 
Pläne und Maßnahmen der Regierung mehr zuge-
gangen, obgleich der Ausschuß auf Antrag der Re-
gierungsfraktionen vom 10. Juni 1952 mit der, wie 
es wörtlich hieß, „ständigen Überprüfung und Fort-
entwicklung" der Unterstützungsmaßnahmen be-
auftragt war. 
Einer der Sprecher der größten Regierungsfrak-

tion in diesem Hause hat in der vergangenen 
Woche von jährlich 2 Milliarden DM gesprochen, 
die Berlin den Bund koste. Man erweist Berlin, 
glaube ich, mit derart übertrieben aufgemachten 
Rechnungen keinen guten Dienst. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Eine Sache sind nämlich die Zuschüsse zum Ber-
liner Landeshaushalt und weitere tatsächliche Stüt-
zungsmaßnahmen des Bundes, eine andere Sache 
sind die Auswirkungen des Dritten Überleitungs-
gesetzes, nach dem Berlin in das Finanzsystem des 
Bundes einbezogen worden ist. Man sollte, glaube 
ich, den Berlinern nun auch nicht noch bei ieder 
Gelegenheit vorrechnen, was diese Gleichstellung 
kostet; denn man macht eine solche Rechnung auch 
anderen finanzschwachen Ländern nicht auf. 

(Zustimmung bei der  SPD.)  

Weiter ist nicht recht einzusehen, wieso sich der 
Bund zugute hält, was der Berliner Wirtschaft aus 
amerikanischen Hilfsquellen zugeflossen ist, was 
aber bei diesen globalen Aufstellungen immer mit 
dem anderen wie Äpfel und Birnen zusammen-
gerechnet wird. Schließlich ergibt sich ein nicht 
ganz zutreffendes Bild, wenn Garantiesummen mit 
aufgerechnet werden, die erfreulicherweise nur in 
geringem Umfang in Anspruch genommen zu wer-
den brauchen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Auch ich möchte — ähnlich wie es Herr Dr. Frie-
densburg gesagt und gewünscht hat — nicht in eine 
parteipolitische Polemik eintreten; aber verübeln 
Sie es mir nicht, wenn ich eine Bemerkung über 

das Bulletin der Bundesregierung mache, das sich 
am 4. November eine seiner leider nicht vereinzelt 
dastehenden Entgleisungen geleistet hat, als es 
glaubte, in der Berlin-Frage der sozialdemokrati-
schen Fraktion dieses Hauses unterstellen zu sollen, 
ihre Haltung beschränke sich auf ,,lediglich nega-
tive Kritik". Der Herr Bundeskanzler hat zu dem-
selben Thema in der vergangenen Woche gemeint, 
das angebliche „Gerede" der Opposition den ver-
meintlichen „Leistungen" der Regierung gegen-
überstellen zu sollen. Nun wird doch wahrschein-
lich gerade von der Grundhaltung aus, von der 
auch Kollege Friedensburg an dieses Thema heran-
gegangen ist, hoffentlich bei der Beratung dieses 
Gegenstandes nicht ernsthaft behauptet, daß die 
Partei, für die die Opposition hier in diesem Hause 
sitzt, in Berlin nur geredet habe. Es war immer-
hin im Ringen um Berlin durch die SPD und durch 
die anderen demokratischen Parteien in Berlin 
schon einiges geleistet worden, bevor die Bundes-
regierung auf der Bildfläche erschien und erschei-
nen konnte. Auch zu dem, was heute als selbstver-
ständlicher Bestandteil der Berlin-Politik des Bun-
des gilt, wäre es ohne dauerndes Drängen, ohne 
wache Kritik und positive Vorschläge kaum ge-
kommen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang die Frage 
aufwerfen, ob es zu den Aufgaben eines Mittei-
lungsblattes der Regierung gehören kann, demo-
kratischen Parteien Zensuren zu erteilen. Eine der 
Voraussetzungen eines einigermaßen gedeihlichen 
Zusammenwirkens in der Demokratie müßte wohl 
auch sein, daß Werbeeinrichtungen von Parteien 
nicht mit der offiziellen Informationsstelle des 
Staates verwechselt werden. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Man hat uns bei dieser Gelegenheit im Bulletin 
der Bundesregierung angekreidet, daß eine unserer 
führenden Körperschaften kürzlich geäußert habe, 
wir hielten die Position Berlins nicht für ungefähr-
det. Unserer Meinung nach ist es besser, die Dinge 
beim rechten Namen zu nennen, statt sich und an-
dere mit der Parole zu beruhigen: Wir werden 
Berlin aus seiner Umklammerung befreien.. Die 
Gefahr der Isolierung und der politischen Verküm-
merung Berlins ist nicht von der Hand zu weisen. 
Wir werden zu der Frage der politischen Verküm-
merung in einem anderen Zusammenhang, wenn 
wir uns über das Bundeswahlgesetz zu unterhalten 
haben, noch einiges zu sagen haben, worauf wir 
heute verzichten müssen. Aber ich will nicht ver-
hehlen, daß wir unseren ganzen und energischen 
Widerstand gegen ein Verhalten anmelden, das den 
Alliierten eine Ablehnung der Mitbeteiligung Ber-
lins an den kommenden Bundestagswahlen gerade-
zu in den Mund legt. Direkte Wahlen in Berlin 
würden nicht bedeuten, daß sein Sonderstatus auf-
gegeben wird. Wenn aber schon in der nächsten 
Runde gesamtdeutsche Wahlen nicht möglich sein 
sollten, müßten wir doch zum mindesten erstre-
ben, daß die Deutschen frei und gemeinsam in 
jenen Teilen Deutschlands wählen können, in de-
nen das nicht durch fremde Gewalt noch unmög-
lich gemacht wird. 

Geben wir offen zu, wir können Berlin gegen-
wärtig nicht aus seiner Umklammerung befreien. 
Wir sollten tun, was zu tun möglich ist. Wir kön-
nen Berlin in die Lage versetzen, daß es weiterhin 
freiheitliche Energien ausstrahlt. Wenn der deutsche 
Westen, wir wir es durch unsere Anfrage und durch 
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unseren Antrag wünschen, den Berlinern Arbeit 
gibt, so stärkt er damit ihre Widerstandskraft. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Fisch. 

Fisch (KPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Regierungsparteien und die sozial-
demokratische Fraktion veranstalten einen förm-
lichen Wettstreit in der Formulierung von Vor-
schlägen und Anträgen, wie hoch mehr Subventio-
nen nach Westberlin geleitet, wie noch mehr steuer-
liche Vergünstigungen gewährt und wie noch wei-
tere Bundesbehörden nach Berlin verlegt werden 
könnten. Zweifellos klingt das alles sehr schön, ins-
besondere für die Westberliner Rias-Hörer, wenn 
sie dieser Debatte folgen sollten. Die Frage ist nur, 
ob durch solche Vorschläge die Lage Westberlins 
gebessert wird, ob dadurch ernsthaft ein Ausweg 
aus der kritischen und gefahrvollen Situation ge-
schaffen wird, in der sich Westberlin befindet. 

Zweifellos ist die soziale Lage in Westberlin 
ernst. Wir registrieren noch immer 300 000 Arbeits-
lose, von denen ein Drittel unter 30 Jahre alt ist. 
Der industrielle Produktionsindex ist noch immer 
kaum höher als 50 % des Standes von 1936. Die 
Steuer- und Beitragslast, die auf der Westberliner 
Bevölkerung ruht, ist ins Unerträgliche angewach-
sen, sie ist bereits an die Grenze von 40 % des 
Netto-Sozialprodukts herangekommen. Sie hat da-
mit den höchsten Stand gegenüber allen anderen 
Ländern und Gebieten der sogenannten westlichen 
Welt erreicht. Hinzu kommt, daß in Kürze auch 
noch die Lasten des Notopfers Berlin, die bisher 
von der Bevölkerung der Bundesrepublik getragen 
worden sind, von der Bevölkerung Westberlins mit-
getragen werden sollen. 

Andererseits steht auch fest, daß die Belastun-
gen der Steuerzahler der Bundesrepublik für West-
berlin gewaltig sind. Neben der Milliarde, die die 
Bundesrepublik aus Haushaltsmitteln für West-
berlin spendiert, gibt es wirtschaftliche Zuschuß-
leistungen in Höhe von 400 Millionen DM, zusätz-
liche `Leistungen der Sozialversicherungsträger in 
Höhe von 105 Millionen DM, sonstige Leistungen 
anderer deutscher Stellen, wie z. B. der Bundespost, 
in Höhe von 120 Millionen DM. Dazu kommen 
Mittel aus ERP- und JEIA-Fonds, die man ja kei-
neswegs als Beweise amerikanischer „Großzügig-
keit" hinstellen darf, sondern die man auch als auf 
deutschen Leistungen begründet betrachten muß. 
Sie betragen 680 Millionen DM. Wenn man diese 
Zahlen summiert, ergibt sich eine Ausgabenleistung 
aus deutschen Kräften für Westberlin von 2,3 Mil-
liarden DM im Jahr, d. h. pro Kopf der Berliner 
Bevölkerung, ob Kind oder Greis, eine Summe von 
1000 DM. 

Meine Damen und Herren, Sie werden zugeben 
müssen, daß es sich hier wirklich um ein Faß 
ohne Boden handelt. Die Frage ist: Wird die Lage 
lurch diese gewaltigen Zuschußleistungen ge-
bessert? Die Antwort ist: Nein. Sie kann auf solche 
Weise auch nicht gebessert werden. Nach wie vor 
registrieren wir das Abströmen zahlreicher West-
berliner Betriebe nach Westdeutschland, wo sie 
auf großzügige Unterstützung und Subventionen 
rechnen können. Dieser Umstand ist nicht zuletzt 
eine Ursache für den Fortbestand und die Er-
weiterung der strukturellen Arbeitslosigkeit in 
Westberlin. Trotz aller frommen Wünsche, mehr 

öffentliche oder private Aufträge nach Berlin zu 
lenken, stellen wir fest, daß sich die Wirtschafts-
krise in Westberlin nicht mildert, sondern noch 
verstärkt. Nach wie vor verschlingt der Besatzungs-
etat von Westberlin ungeheure Summen, 170 Milli-
onen DM, davon allein 58 Millionen DM für Be-
satzungsbauten und deren Einrichtungen. 
Aber Sie alle, ob Regierungsparteien oder 

sozialdemokratische Fraktion, wollen diese Leistun-
gen ja darum erhalten und erweitert wissen, weil 
Sie die Position Westberlins als Frontstadt ver-
ewigen wollen. Darum kann aus diesen Leistungen 
auch in der Zukunft keine konstruktive Lösung 
erwachsen. Sie anerkennen ja, sowohl Regierungs-
koalition wie SPD-Fraktion, die Bestimmungen des 
Generalvertrags, die die Frontstadt-Position West-
berlins aufrechterhalten sollen. Ich habe in der 
Generalvertragsdebatte nicht einen einzigen Wider-
spruch seitens der sozialdemokratischen Sprecher 
gegen den Art. 6 des Generalvertrags oder gegen 
den Punkt h des Anhangs A zum Generalvertrag 
gehört. Diese Bestimmungen sehen vor, daß die 

 Westmächte „bei der Ausübung ihrer Rechte" von 
der Bundesrepublik unterstützt werden. Daraus 
ergibt sich, daß die Bundesrepublik Verpflichtun-
gen übernimmt, ohne selbst irgendeine Möglichkeit 
zu haben, auf die Berlin-Politik entscheidenden 
Einfluß zu nehmen. Sie unterstützen auch allesamt 
die Bestimmungen im Anhang A zum General-
vertrag, in dem es heißt, daß die Bundesrepublik 
die Einbeziehung Westberlins in die von der 
Bundesrepublik abgeschlossenen internationalen 
Abkommen erleichtern wird. Ich sage also, daß 
Sie sich damit einverstanden erklären, daß ent-
gegen den bestehenden völkerrechtlichen Bestim-
mungen Westberlin in das aggressive Militärpakt

-

system der EVG und des Atlantikpaktes einge-
gliedert wird. Meine Damen und Herren, haben Sie 
sich denn noch nie überlegt, daß eine solche offene 
Preisgabe — — 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ihre Redezeit ist ab-
gelaufen! 

Fisch (KPD): Ich bin bald fertig. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Sie haben sie schon 
erheblich überschritten; Sie müssen also zum 
Schluß kommen. 

Fisch (KPD): Meine Damen und Herren, haben 
Sie sich nicht überlegt, daß eine solche formelle 
und offizielle Preisgabe der letzten Reste der 
Viermächteabkommen über Berlin zu ernsten Kon-
sequenzen führen könnte? Ich meine, wir sollten 
uns darum nicht mit Palliativmitteln und mit der 
Verstärkung der gewaltigen Subventionsleistungen 
begnügen oder ihnen nur das Wort reden, sondern 
eine grundsätzlich neue, konstruktive Lösung für 
die Berlin-Frage anstreben. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Sie müssen jetzt 
schließen, Herr Abgeordneter. Sie haben die Rede-
zeit schon erheblich überdehnt. Sie müssen nun 
Schluß machen. 

Fisch (KPD): Herr Präsident, ich bitte noch um 
zwei Sätze, damit ich meine Vorschläge vorbringen 
kann. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Dann bitte, zwei 
Sätze! 
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Fisch (KPD): Wir sind der Meinung, daß den 
Westmächten vorzuschlagen ist, mit der Sowjet-
union  in Verhandlungen zu treten, um die sofortige 
Durchführung demokratischer Wahlen zu einem  
Gesamtberliner Magistrat zu ermöglichen auf der 
Grundlage des Abzugs aller militärischen Garni-
sonen aus Berlin, 

(Lachen rechts) 

durch die Aufhebung der Sektorengrenzen und 
durch Gewährleistung aller ,demokratischen Rechte 
und Freiheiten für die gesamte Bevölkerung 
Berlins. Wir sind ,der Meinung, daß nur auf diese 
Weise eine wirkliche Lösung der politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Krise Westberlins herbei-
geführt werden kann. 

(Beifall bei der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Hübner. 

Hübner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das akute Kernproblem für Berlin, 

 nämlich das Problem der Vermehrung der Auf-
träge an Berlin, kann in seiner grundlegenden Be-
deutung für die Mission, die Berlin übernommen 
hat, gar nicht überschätzt werden. Der jahrelang 
geführte Abwehrkampf gegen die Zermürbungstak-
tik des Ostens hat dazu geführt, daß man uns Ber-
linern gewissermaßen eine Gesinnung zugute hält, 
die so etwas wie eine feste Währung darstellt. Diese 
uns Berliner ehrende Beurteilung wird auch in 
der Zukunft gewiß nicht enttäuscht werden. Aber 
man übersehe hierbei doch nicht, daß Berlin sich 
nicht damit begnügen darf, lediglich sich selbst zu 
behaupten. sondern daß es darüber hinaus 
die sehr wichtige Aufgabe hat, unseren Brü-
dern in Mitteldeutschland das Gesicht der Freiheit 
zu zeigen. Es wäre verderblich, wenn sich in diesem 
Gesicht Züge der Resignation abzeichneten. Aber 
es wäre wohl immerhin verständlich bei Menschen, 
die, zum größten Teil noch in der besten Schaffens-
kraft stehend, nun teilweise schon fast ein halbes 
Jahrzehnt ohne Beschäftigung sind und auf Be-
schäftigung warten. Mit Resignation könnte man 
jedenfalls eine wirksame Ausstrahlung auf das 
mitteldeutsche Gebiet nicht durchführen. Mit ern-
stester Besorgnis muß uns die Beschäftigungslosig-
keit von rund 40 000 Jugendlichen in Berlin erfül-
len. Hier öffnen sich in der Tat alle Gefahren, 
von der Verzweiflung bis zum Abgleiten in ge-
sellschaftliches oder auch politisches Treibholz. 

Berlin rechnet nun in angespanntester Erwar-
tung auf Maßnahmen, die eine grundlegende Bes-
serung der Beschäftigungslage mit sich' bringen. 
Deshalb kommt auch der Aufgabe, die der Herr 
Kollege Dr. Bucerius übernommen hat, eine außer-
gewöhnliche Bedeutung für Berlin zu. Ich bin aller-
dings — vielleicht in Abweichung von der Meinung, 
die hier von meinen verehrten Herren Vorrednern 
vorgetragen worden Ist —  der  Meinung, daß Herr Dr. 
Bucerius von der Aufgabe entlastet werden sollte, 
auch eine Förderung der öffentlichen Aufträge in 
Angriff zu nehmen. Ich stehe auf dem Standpunkt, 
daß die Verwaltungen hierzu aus eigener Kraft 
in der Lage sein müßten. Der Weg dazu bietet sich 
doch ganz einfach über Verwaltungsanordnungen 
und nicht zuletzt in einer stärkeren Abkehr von 
der doch noch vorzugsweise geübten freihändigen 
Vergabe von Aufträgen und einer entsprechend 
vermehrten Anwendung der öffentlichen Aus-
schreibung, die eine Wettbewerbsbeteiligung für 
Berlin ermöglichen würde. Man sollte sich aber  

auch damit noch nicht begnügen, sondern sollte 
darüber hinaus bei der Erteilung komplexer Auf-
träge die Auftraggeber verpflichten, Zulie-
ferungen ebenfalls über öffentliche Ausschrei-
bungen in Berlin hereinzuholen. Wir bedauern, daß 
die Bundesregierung einem Vorschlag des Berliner 
Abgeordnetenhauses, der vor rund einem Jahr von 
der dortigen FDP-Fraktion gemacht wurde, nicht 
gefolgt ist. Dieser Antrag, der von allen Parteien 
im Berliner Abgeordnetenhaus angenommen wor-
den ist, hat den Berliner Regierenden Bürger-
meister beauftragt, der Bundesregierung vorzu-
schlagen, in Berlin Beschaffungsstellen der Behör-
den zu errichten, und zwar in erster Linie soweit 
es sich um zentrale Beschaffungsstellen handelt. 
Die Erfahrungen, die mit einer solchen, aus nur 
wenigen Köpfen bestehenden Beschaffungsstelle 
und Abnahmestelle der Bundespost in Berlin er-
zielt worden sind, sind nämlich außerordentlich er-
mutigend. Im laufenden Jahr hat die Bundespost 
über diese Stelle Aufträge in Höhe von rund 60 
Millionen DM nach Berlin vergeben. Der Erfolg 
ist einfach auf den möglichen engeren Kontakt 
zwischen den Auftraggebern und den Auftragneh-
mern zurückzuführen. 
Wir schließen uns auch den hier geäußerten 

Wünschen mit allem Nachdruck an, in verstärk-
tem Maße Behörden und Dienststellen nach Berlin 

 zu verlegen. Auch wir weisen darauf hin, daß in 
Berlin geschultes Personal der ehemaligen Reichs-
behörden in ausreichendem Maße zur Verfügung 
steht. Ich darf bei dieser Gelegenheit schon ein-
mal die Anregung geben, die Stelle des Bundeswet-
terdienstes, dessen Einrichtung ja beschlossen 
worden ist, in Berlin unterzubringen. 

In jedem Falle erwarten wir, daß der unbezwei-
felte und erwiesene Wille der Bundesregierung, 
Berlin zu helfen, weit mehr als bisher zum wirk-
samen Überzeugungsgehalt der Behörden und ins

-

besondere Beschaffungsstellen wird. Die Be

-

hörden sollten ihren Ehrgeiz darein setzen, sich in 
der Vergabe von Aufträgen nach Berlin und in der 
Verlegung von Dienststellen nach Berlin zu über-
bieten. Man sollte sich dessen bewußt sein, daß der-
jenige, der Berlin helfen will, nicht für Berlin 
kämpft, sondern mit Berlin für unser gemeinsames 
Schicksal kämpft. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Friedensburg. 

Dr. Friedensburg (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich hatte nicht die Absicht, 
noch einmal das Wort zu ergreifen; aber die Aus-
führungen eines Kollegen von uns, des Herrn Fisch, 
zu dem Berliner Problem zwingen jemanden, der 
die Situation aus eigener Erfahrung derart kennt, 
doch noch einmal mit allem Nachdruck zu sprechen. 
Ich hätte es einfach nicht für möglich gehalten, 
Herr Kollege Fisch, daß in einem deutschen Par-
lament ausgerechnet ein Kommunist die Herbei-
führung allgemeiner freier Wahlen zur Lösung des 
Berlin-Problems vorzuschlagen wagen würde. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zurufe 
von der  KPD.)  

Lassen Sie mich eines sagen. Erinnern Sie sich an 
das Jahr 1948?  

(Fortgesetzte Zurufe von der KPD.) 

Wir haben damals allgemeine Wahlen nach der 
Vorschrift der Verfassung gehabt. Ich habe mich 



11610 	Deutscher Bundestag - 244. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. Dezember 1952 

(Dr. Friedensburg) 
mit Ihren (zur KPD) Parteifreunden wochen- und 
monatelang herumgeschlagen, sie angefleht, sie 
möchten sich doch nicht ausschließen; aber sie 
haben die allgemeinen freien Wahlen sabotiert und 
damit die Zerreißung Berlins, die Zerreißung des 
letzten Restes deutscher Einheit mutwillig herbei-
geführt. Und dann haben Sie die Stirn, hier zu 
erklären, daß man mit allgemeinen freien Wahlen 
das Berliner Problem lösen könnte! 

(Zuruf von der KPD: Kann man das denn 
nicht?) 

Sie haben sogar die Stirn, zu sagen, es sollte 
überall die demokratische Freiheit wiederherge-
stellt werden. Schließen Sie sich den allgemeinen 
freien Wahlen, die wir regelmäßig verfassungs-
mäßig abhalten, an, dann werden gleichzeitig die 
Freiheiten für ganz Berlin wiederhergestellt 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Fisch: Das liegt doch nur an Ihnen! Sie 
brauchen nur ja zu sagen, dann haben wir 
die freien Wahlen in Berlin! — Weitere Zu-

rufe von der KPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Neumann. 

Neumann (SPD): Meine Damen und Herren! Der 
Kollege Friedensburg ist noch nicht so lange im 
Hause wie wir, sonst wüßte er, daß wir über das 
Problem der freien Wahlen in Berlin schon des 
öftern gesprochen haben. Der Herr Kollege Fisch 
hat früher die Kehrseite dieser Platte aufgelegt 
und sich gegen freie Wahlen ausgesprochen. 

(Hört! Hört! in der Mitte. — Abg. Fisch: Das 
müssen Sie erst einmal beweisen!) 

Heute können wir zum erstenmal feststellen, daß 
er für freie Wahlen in Berlin ist. 

(Abg. Fisch: Wo steht denn das? — Weitere 
Zurufe von der KPD.) 

— Herr Fisch, Sie haben soeben dem Herrn Kol-
legen Friedensburg zugerufen: „Sie brauchen nur 
ja zu sagen, dann haben wir die freien Wahlen in 
Berlin." Nun, Herr Kollege Fisch, ich schätze, daß 
es ungefähr ein Jahr her ist, daß ich von dieser 
Stelle den Generalsekretär der SED, Herrn 
Ulbricht, zitiert habe. Er hat am 3. August 1950 
vor der SED in Berlin ausgeführt: 

Die Führung dier SPD in Westberlin hat vor 
längerer Zeit die Frage der Neuwahlen gestellt. 
Wir sind der Meinung, daß die Lage in Berlin 
sich soweit entwickelt hat, daß die Bevölke-
rung auf Grund der Erfahrungen der letzten 
Jahre ein richtiges Urteil abgeben wird, wer 
Freund und wer Feind des Volkes ist. Wir sind 
für Gesamtberliner Wahlen, und zwar auf der 
Grundlage der Wahlordnung, die gemeinsam 
mit den jetzigen Westberliner Vertretern vor 
der Spaltung Berlins vereinbart wurde. 

Wir haben am 5. Dezember 1948 die zweiten Wah-
len in Berlin gehabt. Es waren Ihre (zur KPD) 
politischen Freunde, die damals unter dem Schutz 
der sowjetischen Bajonette den Ostsektor daran 
hinderten mitzuwählen. Wir haben ein Vierteljahr 
nach dieser Erklärung des Herrn Ulbricht — am 
3. Dezember 1950 — wiederum demokratische Wah-
len in Berlin gehabt. Auch jetzt durfte der Ost-
sektor sich nicht demokratisch entscheiden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Herr Ebert, der Oberbürgermeister von „Groß-
Berlin", hat am 30. November 1948, am Tage der 
Spaltung der Stadt, vor der Universität erklärt, er 
werde sein Amt nur kurzfristig ausüben, dann 
werde eine Verfassung geschaffen und das Volk 
von Berlin dürfe so schnell als möglich wählen. 
Nun, die Machthaber des Ostens haben sich dabei 
nicht gerade als Henneckes gezeigt. Seit dem 
30. November 1948 gibt es das Versprechen von 
Neuwahlen für Berlin. Ich will Ihnen eins sagen, 
Herr Fisch — und ich glaube das nicht nur im 
Namen der Berliner Sozialdemokraten, sondern 
auch namens der Fraktionsvorsitzenden der CDU 
und FDP sagen zu können —: Wir sind bereit, 
jeden Tag auf der Grundlage der Wahlordnung 
von 1946 und auf der Grundlage der Berliner Ver-
fassung Neuwahlen in Berlin durchzuführen 

(Hört! Hört! in der Mitte) 

unter der Voraussetzung, daß wir eben auch im 
Ostsektor ein Minimum an demokratischen Rechten 
haben. 

(Zurufe von der KPD.) 
— Das ist die Voraussetzung! 

(Erneute Zurufe von der KPD.) 

— Bitte, dann machen Sie die Modellwahlen in 
Berlin. 

(Zuruf des Abg. Rische.) 

Ich glaube, wir kämen dann auch, wenn Ihre Worte 
einen echten Klang haben sollten, zu gesamtdeut-
schen Wahlen. 

Nun gestatten Sie mir, etwas zu dem Antrag, 
den die Sozialdemokratie eingebracht hat, zu 
sagen. Wir haben, Herr Kollege Fisch, in Berlin 
nicht vor, irgendwelche neuen Steuern zu schaffen. 
Die Summe der Abgaben, die Sie hier Notopfer 
nennen, haben wir Währungsnotopfer genannt. In 
Berlin gibt es ja die weitestgehende Angleichung 
an das Recht des Bundes. Wir haben uns darin 
nicht unterschieden. Aber einiges möchte ich doch 
zu den Ausführungen des Herrn Bundeswirtschafts-
ministers sagen. Er hat festgestellt, daß die Arbeits-
losigkeit in Berlin gesunken ist. Das ist richtig. 
Wir sind froh darüber, daß wir endlich einmal un-
ter die 250 000-Grenze gekommen sind. Wir sind 
froh darüber, daß unsere wirtschaftliche Kapazität 
gestiegen ist und daß auch die Ausfuhr der Pro-
duktion nicht nur nach dem Gebiet der Bundes-
republik, sondern auch ins Ausland gesteigert wor-
den ist. Aber, Herr Bundesminister, Ihnen ist ge-
nau so wie allen anderen Fachleuten bekannt, daß 
das bei Weitem noch nicht genug ist und daß die 
Berliner Industrie bei weitem nicht ausgelastet 
worden ist. Wir könnten auch zu einer Senkung der 
Preise durch eine Steigerung der Produktion kom-
men und könnten dadurch in Berlin den Wett-
bewerb noch viel besser durchführen. Für uns 
steht doch fest, daß wir geradezu schreckliche Ver-
hältnisse auch weiterhin dadurch haben, daß die 
250 000 Arbeitslosen, die wir haben, langfristig 
arbeitslose Menschen sind, Menschen sind, die zum 
Teil seit der Währungsreform nicht eine einzige 
Mark verdienen konnten, nicht eine einzige Stunde 
im Betrieb waren. 

(Hört! Hört! links.) 

Da erwächst doch eben die Verpflichtung für uns 
alle, noch weit mehr zu tun, noch dafür zu sorgen, 
daß auch die Arbeiter in größerem Maße in die 
Betriebe kommen. Es ist Ihnen bekannt — wir 
sind uns, glaube ich, darin durchaus einig —, daß 
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nicht nur für das Ausland, sondern in erster Linie 
für die Industrie des Bundesgebiets die Verpflich-
tung erwächst, in stärkerem Maße nach Berlin Auf-
träge zu geben. Ich kann mich wegen der Kürze 
der Zeit nicht ausführlicher damit beschäftigen. 
Ich möchte nur noch einmal den dringenden 
Wunsch an Sie richten, daß doch von seiten Ihres 
Ministeriums noch weit mehr getan wird, als das 
bisher der Fall ist. 

Ich möchte zu der Verlegung von Bundesbehör-
den wenige Worte sagen. Herr Minister, ich glaube 
Ihnen, daß Sie nichts davon wissen, daß beispiels-
weise die „Physikalisch-Technische Reichsanstalt" 
verlagert werden soll. Man macht das heute auch 
nicht mehr in der Form, daß man die Anstalt von 
Berlin abzieht, sondern aus dem bisherigen Haupt-
sitz Berlin wird eben dadurch ein Nebensitz, daß 
man in diesem Falle in Braunschweig eine Neben-
stelle errichtet, die dann praktisch alle neuen Stel-. 
len und alle neuen Aufgaben an sich heranzieht 
und dadurch zur Verkümmerung der Berliner 
Stelle führt. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das ist genau so, wie es schon beispielsweise beim 
Patentamt war. Ich darf Sie.  daran erinnern, daß 
damals gerade das Blatt der CDU, „Der Tag", dar-
auf hingewiesen hat: „daß dieser Probefall Patent-
amt wahrscheinlich ein Beweis für den guten Wil-
len sein könnte; die Zurückverlegung des Patent-
amtes wird der Prüfstein für den ehrlichen Willen 
sein, Berlin nicht im Stich zu lassen." Dann kom-
men all die Gründe, die ich leider nicht mehr aus-
führen kann. Wir legen Wert darauf, daß in stär-
kerem Maße als bisher wirklich Bundesbehörden 
nach Berlin kommen. Ich bin erschüttert über die 
Zahl, die der Kollege Friedensburg bekanntgab: 
1031 Beschäftigte jetzt bei den Behörden, die nach 
Berlin  gelegt worden sind, wenn ich Sie richtig 
verstanden habe. 15 000 Menschen hatten allein 
einmal durch das Patentamt in Berlin Arbeit und 
Brot. 

(Abg. Rische: Herr Neumann, im Wirt-
schaftsrat stimmte die SPD für die Über-
siedlung des Patentamtes nach Darmstadt! 

Die KPD stimmte allein für Berlin!) 

Im Februar flohen von 100 Menschen 48 in die 
Bundesrepublik, heute nur noch 9, die anderen 
gehen über Berlin. Ich muß Ihnen eine Äußerung 
einer amtlichen Stelle sagen: 

Wir stehen daher 
— heißt es  — 

in  der Unterbringung auch für die in Berlin 
verbleibenden Flüchtlinge in den meisten La-
gern auf der Stufe der Jahre 1945/46, als sich 
der riesige Flüchtlingsstrom aus den Ostgebie-
ten über Berlin ergoß. 

Das möchte ich gerade dem Herrn Bundeskanzler 
sagen, der neulich sagte, daß auf diesem Gebiet 
alles getan worden sei, was die Bundesregierung 
überhaupt habe tun können. Es muß festgestellt 
werden, daß nicht ein unerheblicher Teil der 
Flüchtlinge immer noch biblisch untergebracht ist. 
Bei aller Bescheidenheit, die vielleicht bei einigen 
Regierungsstellen herrscht: wenn wir zu Weihnach-
ten nach 1952 Jahren wiederum von der Weih-
nachtsgeschichte hören, — ich glaube, wir sind doch 
so weit fortgeschritten, daß nach 1952 Jahren die 
Flüchtlinge nicht mehr auf Heu und Stroh liegen 
sollten! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Die Rednerliste ist er-
schöpft, die Aussprache geschlossen, Die Anfrage 
ist damit erledigt. 

Es liegt nun noch der mit ihr verbundene Antrag 
der Fraktion der SPD, Drucksache Nr. 3834, vor. 
Dazu ist Überweisung an den Berlin-Ausschuß be-
antragt. Ich brauche darüber wohl nicht abstim

-

men zu lassen, da hinsichtlich dieser Überweisung 
Übereinstimmung im Hause besteht. — Sie ist also 
beschlossen. 

Ich rufe dann, nachdem Punkt 6 bereits bevor-
zugt verabschiedet worden ist, den Punkt 7 der 
Tagesordnung auf. 

Beratung des Antrags der Fraktion der FU 
(BP-Z) betreffend Einfuhr von Schnittholz 
(Nr. 3873 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat hat für die Begründung fünf 
Minuten und für die Aussprache 40 Minuten Rede-
zeit vorgesehen. — Ich nehme die Zustimmung des 
Hauses an. 

Wer begründet? — Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Meitinger. 

Dr. Meitinger (FU), Antragsteller: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Antrag der 
Föderalistischen Union (Bayernpartei - Zentrum), 
Drucksache Nr. 3873, betreffend Einfuhr von 
Schnittholz begehrt die Unterbindung der Einfuhr 
von Schnittholz und die Beschränkung der Einfuhr 
auf Rundholz. Durch die übermäßige Einfuhr von 
Schnittholz auf Grund des  deutsch-österreichischen 
Handelsabkommens vom 19. Januar 1951 wurde die 
Sägewerkindustrie in bezug auf die mittleren und 
kleineren Sägewerke in eine äußerst schwierige Si-
tuation gebracht. 40 0/o der mittleren und kleineren 
Sägewerke stehen vor der Betriebsschließung bzw. 
vor dem Konkurs. Die Preisdivergenz zwischen dem 
inländischen Rundholz und dem eingeführten 
Rundholz beträgt 1 zu 2 bzw. 1 zu 3, in bezug auf 
Schnittholz 1 zu 4. Außerdem genießt das öster-
reichische Schnittholz auf den deutschen Bahnen 
den ermäßigten Ausnahmetarif 1 B 1, der ihm auf 
Grund der Meistbegünstigungsklausel nicht ver-
wehrt werden kann. Verbesserung der Absatzver-
hältnisse und Ausgleich der zur Zeit bestehenden 
Preisdiskrepanzen könnten die mißliche Lage et-
was ändern. 

Weitgehende Einstellung der Einfuhr an Schnitt-
holz ist der letzte Ausweg aus dieser Kalamität. 
Die westdeutsche Bundesrepublik kann bei norma-
lem Holzeinschlag und normaler Durchforstung 
17 Millionen fm Holz aufbringen. 21, 5 Millionen 
fm sind der Bedarf auf dem Holzmarkt nach An-
gabe der Statistik. Auf der anderen Seite ist der 
erhöhte Holzbedarf im letzten Jahr durch" ander-
weitige Ersatzstoffe ausgeglichen worden. Die stati-
stischen Angaben des Holzbedarfs sind insoweit 
richtigzustellen. Unter ausländischem Rundholz, 
das als Folge der Handelsverträge in den vergan-
genen Monaten eingeführt wurde, ist nahezu aus-
schließlich Holz zu verstehen, das für Furnier- und 
Sperrholzwerke verwendet wird. Die Konjunktur-
empfindlichkeit des Artikels Holz hat man nicht in 
Rechnung gestellt. 

In Erkenntnis dieser Situation habe ich am 29. 
September 1952 beim Bundeswirtschaftsminister 
und beim bayerischen Wirtschaftsminister eine An-
frage eingebracht, was sie zum Schutz der mittle-
ren und kleinen Sägewerksbetriebe zu tun geden- 
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ken, da das österreichische Rundholz um 50% bil-
liger sei als das in der Bundesrepublik und für 
Schnittholz keine Zölle bestünden. Ich erhielt keine 
Antwort. 

Statt dessen wurde in der Zeit vom 4. bis 22. 
November 1952 in Innsbruck auf der Tagung des 
gemischten deutsch - österreichischen Regierungs-
ausschusses ein Protokoll unterzeichnet, das die 
Verlängerung des deutsch-österreichischen Handels-
abkommens vom 19. Januar 1951 bis 13. Juni 1953 
vorsieht. Für das erste halbe Jahr 1953 wurde eine 
neue Warenliste vereinbart, die dem gegenwärti-
gen Stand der deutschen Liberalisierung angepaßt 
wird. Osterreich wird wieder Holz — worunter nur 
Schnittholz gemeint sein kann — liefern. Allein in 
dem durch Frachthilfe für Ostbayern begünstigten 
Gebiet sind nach Mitteilung der Industrie- und 
Handelskammer Regensburg vom 2. Dezember 1952 
über 900 Sägewerksbetriebe ansässig, die ihren Sitz 
auf dem Lande haben und Tausenden von Arbeit-
nehmern, darunter zahlreichen Flüchtlingen, Brot 
und Verdienst geben. Hier berühren sich Wirt-
schaftspolitik und Grenzlandnot sehr eng. 

Wir dürfen den Notschrei der mittleren und klei-
nen Sägewerksbetriebe in Bayern und auch in der 
gesamten westdeutschen Bundesrepublik nicht über-
hören. Interessant ist die mir vom Wirtschaftsmi-
nisterium gewordene Mitteilung, daß diese Maß-
nahme den Zweck habe, 40% der Sägegatter aus dem 
Wirtschaftsleben auszuschalten. Man sagte mir: Was 
uns im Dritten Reich nicht gelang, das müßte jetzt 
gelingen! — Durch diese übertriebene Wirtschafts-
liberalisierung wird hier ein mittelständischer Be-
rufszweig, die Sägeindustrie, in ihrer Grundstruk-
tur gefährdet. 

Mit Rücksicht auf diese schwierige Materie bean-
trage ich Überweisung des Antrags erstens an den 
Wirtschaftsausschuß als federführenden Ausschuß, 
zweitens an den Grenzlandausschuß und drittens 
an den Ausschuß für Fragen des Außenhandels. Ich 
bitte, diesem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Höhne. 

Höhne (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Antrag der Föderalistischen Union, 
Drucksache Nr. 3873, verlangt die völlige Unterbin-
dung der Einfuhr von Schnittholz. Ich glaube, daß 
wir die Dinge etwas realistischer sehen müssen. 
Eine generelle Einfuhrsperre für Schnittholz wäre 
nicht zu empfehlen, und zwar aus dem Grunde, 
weil die Schnittholzsituation im ganzen Bundesge-
biet nicht dieselbe ist. Wir haben in Nord- und 
Westdeutschland wesentlich andere Verhältnisse. 
Wir haben dort nicht die Schwierigkeiten, wie sie 
zweifellos in Süddeutschland vorhanden sind; denn 
die skandinavischen Hölzer werden in Norddeutsch-
land nicht mit einem derartigen Unterpreis ange-
boten, wie das in den südlichen Teilen der Fall ist. 
Deshalb sollten wir uns auf die Einfuhrmöglichkei-
ten von Rundholz im süddeutschen Raum be-
schränken. 

Die Schwierigkeiten größten Ausmaßes, denen 
unsere Sägeindustrie unterliegt, sind eine Sache der 
Arbeitsintensität. Drei Viertel der Sägewerke in 
Süddeutschland stehen still, und ein Viertel arbei-
tet kurz. Fast alle Sägewerke, die mit mehr als 100 
Mann Belegschaft arbeiteten, beschäftigen jetzt nur 
noch 10 oder 15 Leute. Das ist ein unerträglicher 
Zustand, da in Süddeutschland die Holzindustrie 

als eine der bedeutendsten zu bezeichnen ist. Süd-
deutschland ist aus dem Grunde zu der schlechten 
Lage gekommen, weil in Ö sterreich die Exportmin-
destpreise aufgehoben worden sind und gleichzei-
tig eine Ausfuhrsperre für Rundholz verhängt wor-
den ist. Der Zustand ist für die süddeutschen Sä-
gewerke untragbar. Wir müssen zu einer Regelung 
kommen, die die Einfuhr von Schnittholz nicht un-
ter allen Umständen unterbindet, zumal das uns 
nächstliegende österreichische Volk ja auch nicht 
auf Rosen gebettet ist, und soviel Völkersolidarität 
sollte man schon haben, daß wir uns hier, wo es 
möglich ist, die Hände reichen. Nicht wahr, ihr 
Herren von der Bayernpartei, ihr seid doch auch 
dafür, daß wir das österreichische Volk — — 

(Abg. Dr. Meitinger: Übermäßige Einfuhr!) 

— Nein, der Antrag lautet auf Unterbindung der 
Einfuhr, und ich muß den Antrag so behandeln, 
wie er lautet, damit keine Mißverständnisse herr-
schen. Also die völlige Einfuhrsperre für Schnitt-
holz wäre volkswirtschaftlich nicht gut. Wir wür-
den dafür plädieren, neben der Einfuhr von Schnitt-
holz auch eine Einfuhr von Rundholz zu ermög-
lichen, um unserer Sägeindustrie wieder Arbeits-
möglichkeiten zu verschaffen, etwa in dem Aus-
maße, daß für soundso viel Schnittholz genau so 
viel Rundholz eingeführt werden darf. 

Hiermit müßten sich die Ausschüsse beschäftigen. 
Wir schlagen vor, daß sich der Außenhandelsaus-
schuß mit dieser Frage befaßt; denn die Angele-
genheit ist lediglich Sache der Außenhandelspoli-
tik. Der Bundestag müßte versuchen, eine paritäti-
sche Einfuhr zu erreichen, d. h. zu erreichen, daß 
so viel Schnittholz wie Rundholz eingeführt wird. 
Die Sozialdemokratie gibt also diesem Antrag mit 
der Maßgabe statt, daß er dem Ausschuß für Au-
ßenhandelsfragen überwiesen wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Herr 
Antragsteller, damit er eine Textänderung be-
kanntgeben kann. 

Dr. Meitinger (FU), Antragsteller: Meine Damen 
und Herren! Ich ändere den Antrag wie folgt: 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, die Einfuhr 
von Schnittholz weitestgehend zu unterbinden 
und möglichst auf Rundholz zu beschränken. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren! 
Soweit dieser Antrag das Ziel hat, die Einfuhr von 
Rohholz, insbesondere von Nadelholz, zu begün-
stigen und zu erweitern, stimmen wir ihm in vol-
lem Umfange zu. Soweit darin aber gefordert 
wird, die Einfuhr von Schnittholz auch nur zum 
Teil zu unterbinden, müssen wir ihn mit aller Ent-
schiedenheit ablehnen. Wir sind gar nicht in dei 
Lage, zur Zeit so viel Schnittholz einzuführen, wie 
wir für die normale Produktion in der deutschen 
Wirtschaft benötigen. 

In der Vorkriegszeit betrug der Holzverbrauch 
pro Kopf der Bevölkerung 0,9 Festmeter. Das 
macht die Bereitstellung von 35 Millionen Festme-
tern erforderlich. Zur Zeit beträgt das gesamte Auf-
kommen an Rundholz in Deutschland etwa 20 Mil-
lionen Festmeter. Wir müssen also die fehlende 
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Menge einführen, um den Holzbedarf nur in dem 
Vorkriegsumfang befriedigen zu können, und 
sicherlich ist dieser Holzbedarf in der Nachkriegs-
zeit durch das Nachholbedürfnis, durch die Not-
wendigkeit, unseren Wohnungsbau zu verstärken, 
noch angestiegen. Wir können aber selbst diese 
20 Millionen Festmeter jährlich nicht beliebig lange 
einschlagen, denn wir liegen damit schon um 40% 
über dem nachhaltigen Ertrag unserer eigenen 
Forstwirtschaft. Wir sind also zwangsläufig darauf 
angewiesen, Schnittholz in größerem Umfange aus 
dem Ausland einzuführen, aus dem wir es preis-
günstig bekommen können, und das ist zur Zeit 
Österreich. Es waren bis vor kurzem auch die nor-
dischen Länder; diese Möglichkeit ist inzwischen 
aber wieder geringer geworden. Das zwingt dazu, 
die Möglichkeiten der Einfuhr aus Osterreich in 
stärkerem Maße auszunutzen. 

Es kommen aber auch Preisgründe hinzu. Wir 
haben auf Drängen der Forstwirtschaft vor nicht 
allzu langer Zeit die Rundholzpreise freigegeben 
mit dem Ziele,  dadurch einen echten Markt herzu-
stellen und unsere Preise den Auslandspreisen an-
zugleichen. Wenn wir jetzt durch eine solche 
marktwidrige Maßnahme, nämlich das Verbot der 
Schnittholzeinfuhr, hier eingreifen würden, wür-
den die gesamten Maßnahmen, die wir vor kurzem 
getroffen haben und die sich bisher günstig ausge-
wirkt haben, illusorisch werden. Wir meinen, daß 
eine solche Beschränkung der Schnittholzeinfuhr 
unter keinen Umständen eintreten darf. 

Verfahrensmäßig stimmen wir dem Antrag der 
Antragsteller zu, diese Angelegenheit an den Aus-
schuß für Wirtschaftspolitik - federführend — 
und an den Ausschuß für Außenhandel zu über-
weisen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Volkholz. 

Volkholz (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte dem Vorredner widerspre-
chen. Ich glaube, daß die Statistik hier nicht genau 
stimmt, denn in Bayern sind tatsächlich noch große 
Holzvorräte vorhanden, die jederzeit eingesetzt 
werden können, wenn irgendwo in der Bundesre-
publik ein Engpaß in Schnittholz sein sollte. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Aber preisgünstige 
nicht!) 

Tatsächlich besteht eine Möglichkeit, irgendwelche 
Differenzen in der Schnittholzversorgung durch 
Kunststoffe und sonstige Ersatzstoffe auszuglei-
chen, die sich in der letzten Zeit sehr stark ent-
wickelt haben. Es bedarf nur einer Maßnahme des 
Wirtschaftsministeriums, damit hier rechtzeitig ein-
gegriffen wird. 
Der vorliegende Antrag aber soll in der Haupt-

sache bezwecken, der Arbeitslosigkeit in der Säge-
industrie, hauptsächlich in Bayern, vorzubeugen, 
um endlich in den Gebieten, welche sowieso schon 
an großer Arbeitslosigkeit leiden, wiederum zu 
helfen. 

(Beifall bei der FU.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Es ist beantragt, den Antrag Drucksache Nr. 3873 
an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik als feder-
führenden Ausschuß zu überweisen. Der Abgeord-

nete Höhne dagegen hatte beantragt, ihn an den 
Ausschuß für Außenhandelsfragen als federführen-
den Ausschuß zu überweisen. 

(Zurufe.) 

Wir müssen das durch Abstimmung klären. 

(Erneute Zurufe.) 

— Es handelt sich jetzt zunächst einmal um die 
Feststellung der Federführung. Dazu liegen zwei 
verschiedene Anträge vor: Ausschuß für Wirt-
schaftspolitik oder Ausschuß für Außenhandels-
fragen. Ich lasse darüber abstimmen. Wer ist für 
die Übertragung an den Ausschuß für Wirtschafts-
politik? — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit. Sind Sie (zu den Schrift-
führern) im Zweifel? 

(Heiterkeit.) 

— Ja, meine Damen und Herren, i c h habe an sich 
keinen Zweifel; aber wenn hier keine Übereinstim-
mung besteht, kann ich nichts ändern. 

(Zuruf von der SPD: Herr Präsident, es ist 
ja einerlei! Deshalb macht man doch keinen 

Hammelsprung!) 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole die Ab-
stimmung. Wer ist für die Überweisung an den 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik? — Wer ist da-
gegen? — Das erste ist die Mehrheit; gar kein 
Zweifel. Also ist die Federführung beim Ausschuß 
für Wirtschaftspolitik beschlossen. 

Weiter ist Überweisung an den Ausschuß für 
Außenhandelsfragen beantragt worden. Ich nehme 
an, daß hierzu die Zustimmung gegeben wird. 

Ferner ist noch Überweisung an den Ausschuß 
für Grenzlandfragen gewünscht worden. Auch da 
wird nicht widersprochen. Also dann bleibt es da-
bei: Überweisung an den Ausschuß für Wirtschafts-
politik federführend, Ausschuß für Grenzlandfra-
gen und Ausschuß für Außenhandelsfragen mitbe-
ratend. Damit ist Punkt 7 der  Tagesordnung er-
ledigt. 

Punkt 8 der Tagesordnung ist auf Antrag des 
Ausschusses abgesetzt. 

Es ist gebeten worden, Punkt 10 bis nach der 
Beratung im Auswärtigen Ausschuß, der zur Zeit 
damit befaßt ist, zurückzustellen. 

Dann käme also jezt Punkt 11: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordne-
ten Freiherrn von Aretin gemäß Schreiben 
des Bundesministers der Justiz vom 4. Juni 
1952 (Nr. 3884 der Drucksachen). 

Das Wort zur Berichterstattung hat Herr Abge-
ordneter Sassnick. 

Sassnick (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Auf ordentlichem Wege 
wurde durch das Bundesjustizministerium die 
Frage an das Hohe Haus gerichtet, ob die Geneh-
migung zur Durchführung des Strafverfahrens 
gegen den Abgeordneten von Aretin wegen fal-
scher Anschuldigung erteilt werden soll. Es liegt 
folgender Tatbestand zugrunde: 

Herr von Aretin hat im September 1951 der Ge-
neralstaatsanwaltschaft in München mitgeteilt, daß 
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ihm bekannt geworden sei, es liege beim Bayeri-
schen Journalistenverband gegen den Verleger und 
Chefredakteur Dr. Hans Kapfinger in Passau Ma-
terial vor, das diesen eines Vergehens nach § 176 
Abs. I Ziffer 3 des Strafgesetzbuches beschuldige. 
Dieses Material wurde untersucht und hat sich als 
nicht stichhaltig erwiesen. Chefredakteur Kapfin-
ger hat sodann Strafanzeige gegen „Unbekannt" 
wegen Verleumdung gestellt. So kam es zu dem 
heute vorliegenden Antrag zur Aufhebung der Im-
munität des Herrn von Aretin. 

Der Ausschuß für Geschäftsordnung und Immu-
nität hat die Angelegenheit überprüft und ist zu 
der einmütigen Auffassung gekommen, daß Herrn 
von Aretin kein Vorwurf daraus gemacht werden 
kann, wenn er ihm zur Kenntnis gekommene 
schwere Beschuldigungen der Justizbehörde zur 
Überprüfung meldet. Der Ausschuß bittet Sie, 
meine Damen und Herren, die Genehmigung zum 
Strafverfahren gegen den Abgeordneten von Are-
tin nicht zu erteilen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Sie haben den Bericht 
des Berichterstatters gehört. - Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte diejeni-
gen, die der Vorlage des Ausschusses zustimmen, 
die Hand zu heben. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Einstimmig angenommen. 

Nun kommen wir zu einer Reihe von Punkten, 
die in Zusammenhang stehen. Das sind die Punkte 
12 bis 28: 

12. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immu-
nität (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen die Abgeordne-
ten Reimann und Fisch gemäß Schreiben des 
Bundesministers der Justiz vom 8. August 
1952 (Nr. 3752 der Drucksachen); 

13. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immu-
nität (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Reimann gemäß Schreiben des Bundesmini-
sters der Justiz vom 1. September 1952 (Nr. 
3753 der Drucksachen); 

14. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immu-
nität (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen die Abgeordne-
ten Reimann und Frau Strohbach gemäß 
Schreiben des Bundesministers der Justiz 
vom 2. September 1952 (Nr. 3754 der Druck-
sachen); 

15. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immu-
nität (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Reimann gemäß Schreiben des Bundesmini-
sters der Justiz vom 12. September 1952 
(Nr. 3755 der Drucksachen); 

16. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immu-
nität (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen die Abgeordne-
ten Reimann und Müller (Frankfurt) gemäß 
Schreiben des Bundesministers der Justiz 
vom 19. September 1952 (Nr. 3756 der Druck-
sachen); 

17. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immu-
nität (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Reimann gemäß Schreiben des Bundesmini-
sters der Justiz vom 22. September 1952 
(Nr. 3757 der Drucksachen); 

18. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Müller (Frankfurt) gemäß Schreiben des 
Bundesministers der Justiz vom 30. August 
1952 (Nr. 3758 der Drucksachen); 

19. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Müller (Frankfurt) gemäß Schreiben des 
Bundesministers der Justiz vom 1. Septem-
ber 1952 (Nr. 3759 der Drucksachen); 

20. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Müller (Frankfurt) gemäß Schreiben des 
Bundesministers der Justiz vom 23. Septem-
ber 1952 (Nr. 3760 der Drucksachen); 

21. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen die Abgeordnete 
Frau Strohbach gemäß Schreiben des Bundes-
ministers der Justiz vom 11. August 1952 
(Nr. 3761 der Drucksachen); 

22. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Niebergall gemäß Schreiben des Bundes-
ministers der Justiz vom 14. August 1952 
(Nr. 3762 der Drucksachen); 

23. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Agatz gemäß Schreiben des Bundesministers 
der Justiz vom 18. August 1952 (Nr. 3763 der 
Drucksachen); 

24. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Rische gemäß Schreiben des Bundesministers 
der Justiz vom 17. September 1952 (Nr. 3764 
der Drucksachen); 

25. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Renner gemäß Schreiben des Bundesministers 
der Justiz vom 27. September 1952 (Nr. 3765 
der Drucksachen); 

26. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen die Abgeordneten 
Reimann und Paul (Düsseldorf) gemäß 
Schreiben des Bundesministers der Justiz 
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vom 15. November 1951 und 15. Dezember 
1951 (Nr. 3878 der Drucksachen); 

27. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Paul (Düsseldorf) 
a) gemäß Schreiben des Bundesministers der 
Justiz vom 14. September 1951 (Nr. 3877 
der Drucksachen), 

b) gemäß Schreiben des Bundesministers der 
Justiz — AZ. 4040 E — 25967/51 — vom 
14. Dezember 1951 (Nr. 3879 der Druck-
sachen), 

c) gemäß Schreiben des Bundesministers der 
Justiz — AZ. 4040 E — 26390/51 — vom 
14. Dezember 1951 (Nr. 3880 der Druck-
sachen), 

d) gemäß Schreiben des Bundesministers der 
Justiz — AZ. 4040 E — 28933/51 (A)  — vom 
14. Dezember 1951 (Nr. 3881 der Druck-
sachen), 

e) gemäß Schreiben des Bundesministers der 
Justiz — AZ. 4040 E — 28933/51 (B) — 
vom 14. Dezember 1951 (Nr. 3882 der 
Drucksachen), 

f) gemäß Schreiben des Bundesministers der 
Justiz vom 14. Februar 1952 (Nr. 3883 der 
Drucksachen); 

28. Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Reimann gemäß Schreiben des Bundesmini-
sters der Justiz vom 23. Februar 1952 (Nr. 
3934 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat hat vorgesehen, diese Dinge mit-
einander zu verbinden und als einen Punkt zu 
behandeln. Er schlägt für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von 90 Minuten vor, 

(Abg. Kunze: Um Gottes willen!) 

wobei der betroffenen Gruppe der Kommunisten 
außerdem eine Redezeit von 35 Minuten zugebilligt 
wird. Ich empfehle also, zunächst einmal die Be-
richterstatter für sämtliche Punkte zu hören. Dann 
haben wir die Berichterstattung erledigt und kön-
nen in die Debatte eintreten. 

(Abg. Renner: Zur Geschäftsordnung!) 

— Herr Abgeordneter Renner zur Geschäfts-
ordnung. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich beantrage — — 

(Abg. Ewers: Ist das zur Geschäftsordnung?) 
— Ja, Herr Ewers, ,zur Geschäftsordnung! — 

(Abg. Ewers: Das habe ich nicht gehört! — 
Weitere Zurufe rechts.) 

— Ich hatte das Wort erbeten zur Geschäftsord-
nung! — 

(Erneute Zurufe rechts.) 

- Ja, der Herr Präsident hat es mir erteilt. — 

(Fortgesetzte Zurufe rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich bin dafür nach 
wie vor zuständig! 

Renner (KPD): ' Das wollte ich gerade gesagt ha
-ben; Herr Ewers scheint anderer Meinung zu sein. 

Ich beantrage also noch einmal, gestützt auf § 26 
der Geschäftsordnung, die Absetzung dieser Punkte 
von der Tagesordnung. 

(Abg. Kunze: Der Antrag ist heute mor

-

gen bereits abgelehnt worden! — Weitere 
Zurufe.) 

— Sie haben im Ältestenrat die feierliche Zusiche-
rung abgegeben, — — 

(Zuruf von der Mitte: Feierlich?) 

— Ja, die feierliche, soweit man das sagen darf; es 
hat sich doch wohl um das Wort von Männern ge-
handelt, die uns das zugesagt haben. 

(Abg. Dr. Horlacher: Was denn?) 

— Sie haben uns zugesagt, daß diese Tagesord-
nungspunkte zu einem Zeitpunkt behandelt wer-
den, an dem das Haus noch voll besetzt ist, zu ei-
nem Zeitpunkt, der eine wirkliche, grundsätzliche 
Aussprache erlaubt. Sie haben gehört, daß der Plan 
schon darauf hinausläuft, eine Redezeit von einein-
halb Stunden vorzusehen. Ich bin überzeugt, daß 
wir mit diesen eineinhalb Stunden Redezeit nicht 
zurechtkommen. 

(Widerspruch in der Mitte und rechts.) 

Ich appelliere deshalb noch einmal an Ihr Wort, das 
Sie gegeben haben, und bitte dringend, diese Punkte 
heute abzusetzen. 

(Erneute Zurufe von der Mitte: Ist schon 
abgelehnt worden!) 

Ich bitte, über meinen Antrag abstimmen zu lassen. 

(Abg. Kunze: Den können Sie nicht mehr 
steilen! — Abg. Sabel: Der ist heute mor

-

gen schon abgelehnt worden!) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Meine Damen und 
Herren, Sie haben den Antrag auf Absetzung der 
Punkte 12 bis 28 von der Tagesordnung — das war 
ja wohl der Sinn der Ausführungen des Herrn Ab-
geordneten Renner — gehört. Ich bitte diejenigen, 
die dem Absetzungsantrag zustimmen, 

(Zurufe von der Mitte und rechts) 

die Hand zu heben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Das letzte ist die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir treten also in die Beratung ein. 

Zur Berichterstattung, und zwar zu Punkt 12, 
hat zunächst Herr Abgeordneter Ewers das Wort. 

Ewers (DP), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich be-
richte gleichzeitig zu Punkt 20, weil der Punkt 20, 
das Verfahren gegen den Abgeordneten Müller, ei-
nes der maßgebenden Kapitel ist. 

Ich darf vorweg bemerken: sowohl in diesem 
Hause wie auch außerhalb ist die Rede davon ge-
wesen, daß diese Anträge, die uns auf dem norma-
len Wege der Zuständigkeiten zugeleitet worden 
sind, etwa den Zweck verfolgen könnten, eine 
ganze Fraktion dieses Hauses arbeitsunfähig zu 
machen. Darüber haben nicht wir zu entscheiden, 
sondern die Justiz, mit der wir nichts zu tun haben, 
der wir höchstens gestatten können, ihren Weg zu 
gehen. Arbeitsunfähig würde das Haus, wenn auch 
nur von einer Staatsanwaltschaft der Versuch ge- 
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macht wäre, den Antrag anzubringen, daß wir eine 
etwa beabsichtigte Verhaftung zulassen sollten. 
Ein solcher Antrag ist nicht einmal in dem Verfah-
ren gegen Müller wegen Vorbereitung des Hochver-
rats gestellt, geschweige denn vorn Geschäftsord-
nungsausschuß des Hauses zur Annahme empfah-
len worden. Es handelt sich also lediglich darum, 
daß die Herren Abgeordneten dieses Bundestags 
sich für angeblich begangene strafbare Handlungen 
in einem einzuleitenden Ermittlungsverfahren zur 
Rede stellen lassen müssen, wie es jeder Staats-
bürger in jedem Rechtsstaat muß. 

Dies vorausgeschickt, möchte ich zunächst zu 
Punkt 20 - dem Verfahren Müller — berichten, 
weil es das Zentralverfahren ist. Dabei betone ich: 
daß es gerade Herrn Müller trifft, ist mehr ein Zu-
fall. Es liegt an folgendem Umstand. 

Seitens der Zentralstellen der KPD - ohne 
Rücksicht darauf, wo diese liegen mögen, ob in 
Düsseldorf, in Berlin oder außerhalb Deutsch-
lands — ist nach der Meinung der beantragenden 
Behörde — 

(Abg. Renner: Gehört das zu einer sach-
lichen  Berichterstattung?) 

— jawohl! — 
(Zuruf von der KPD: Das ist doch Hetze!) 

eine Flut von Flugblättern beanstandeten Inhalts 
auf die Bewohner Westdeutschlands losgelassen 
worden, 

(Erneute Zurufe von der KPD) 

und zwar handelt es sich im Verfahren Müller um 
Flugblätter oder Broschüren, die etwa in der Zeit 
zwischen Oktober 1951 und Frühjahr 1952 in ver-
schiedenen Gegenden verteilt, zum Teil auch gleich 
bei der Verteilung von den Polizeibehörden be-
schlagnahmt worden sind. Die Überschriften dieser 
Broschüren und Flugblätter lauten wie folgt: „An 
alle friedliebenden Deutschen!", „Das deutsche Volk 
duldet kein System der Knechtschaft", „Die Zeit ist 
gekommen, um Adenauer zu stürzen", „Schöne 
deutsche Heimat", „Offener Brief des Zentralkomi-
tees der SED an Funktionäre der SPD", „Bauer, 
wehr dich!", „Der Agitator" — eine regelmäßige 
Schrift offenbar für den inneren Dienst — Nr. 17 
und 18, „Dr. Luetkens erklärt im Bundestag", „Der 
nationale Kampf des deutschen Volkes", „Erklä-
rung der Regierungsdelegation der DDR", „Das 
Maß ist voll", „Das Blitzgesetz", „Arbeiter, es ist 
an der Zeit!", „Trotz Verbot immer wieder da". 
Das sind 14 Druckschriften, Flugzettel, zum Teil 
auch längere, seitenlange Broschüren, die verteilt 
und behördlich beschlagnahmt worden sind und in 
deren presserechtlichem Impressum als verant-
wortlicher Mann ausnahmslos der Abgeordnete 
Müller (KPD) angegeben ist. Aus diesen rein 
presserechtlichen Äußerlichkeiten richtet sich das 
Verfahren zunächst einmal gegen denjenigen, der 
für die Herausgabe und den Inhalt dieser Schriften 
die Verantwortung durch sein Signum übernom-
men hat. 
Die Staatsanwaltschaft erblickt in der Gesamt-

tendenz dieser Schriften und einer Fülle von ein-
zelnen darin vorhandenen Worten, Aufforderungen 
oder Zurufen an die Bevölkerung im Zusammen-
hang gesehen die Vorbereitung einer bestimmten 
Hochverratshandlung gemäß § 81 StGB. 
Der Immunitätsausschuß hat von einzelnen von 

der Staatsanwaltschaft besonders beanstandeten 
Stellen Kenntnis genommen. Ich glaube nicht, daß 

es angebracht ist, hier im Hause eine große Fülle 
von Kostproben des Inhalts der Schriften zum 
besten zu geben. Ich möchte mich darauf beschrän-
ken, zwei nach meinem Urteil besonders anzüg-
liche Stellen zur Verlesung zu bringen, und zwar 
zunächst einmal aus der Flugschrift „Der natio-
nale Kampf des deutschen Volkes". Da heißt es 
z. B., ein kleiner Satz nur: 

Den modernen Görings und Heydrichs, den 
Reichstagsbrandstiftern von heute, muß man 
nicht erst später die Maske vom Gesicht reißen, 
sondern schon vorher die Brandfackel aus den 
Händen schlagen. 

In der Schrift „Arbeiter, es ist an der Zeit!" findet 
sich folgender etwas längerer Passus: 

Mit den Todfeinden der Arbeiterklasse 
— als solche sind in den Absätzen vorher insbe-
sondere Dr. Schumacher und Herr Fette bezeichnet 
worden — 

und des ganzen Volkes aber, mit den Posten-
jägern und Kriegstreibern darf es keine Zu-
sammenarbeit und keinen Burgfrieden geben. 
Ihnen muß der kompromißlose Kampf ange-
sagt werden. Die gewaltige Kraft der Arbeiter-
klasse und ihrer Organisationen ist in der Lage, 
sie in die Knie zu zwingen. Deshalb fordern 
wir die Arbeiter in allen Belegschaften und 
Gewerkschaftsorganisationen auf, zu beschlie-
ßen: Heraus aus allen Gremien und Organen, 
die den Imperialisten dienen! Schluß mit jeder 
gewerkschaftlichen Teilnahme an Unterneh-
merorganen wie den paritätischen Ausschüs-
sen! 

Ich lasse einige kurze Zwischenpassagen weg. Es 
endet dann: 

Die Grundstoffindustrie gehört in Volkes Hand. 
Fort mit der Adenauer-Regierung, denn sie ist 
die Regierung der deutschen Imperialisten! Ge-
meinsam werden wir siegen! 

(Sehr richtig! bei der KPD.) 

Wie gesagt, der Herr Staatsanwalt erblickt in die-
ser ersichtlich von einer Zentrale aus gesteuerten 
Flut von Schriften, die sich zum Teil an mittelstän-
dische Kreise, zum Teil an Flüchtlinge, zum Teil an 
Bauern, in der Mehrzahl aber — nach ihrer ganzen 
Aufmachung — natürlich an Arbeiter wenden, die 
hochverräterische Vorbereitung eines Umsturzes 
und möchte deswegen gegen Herrn Müller und eine 
große Anzahl uns im einzelnen Unbekannter — 
nicht Abgeordneter —, die an der Sache beteiligt 
sind, ein Verfahren wegen Verbrechens der Vorbe-
reitung des Hochverrats einleiten. 

(Abg. Rische: 90 000!) 
— Die Zahl ist uns nicht genannt worden, interes-
siert uns auch nicht. Wir haben uns nur mit Abge-
ordneten des Bundestages zu befassen. 

(Abg. Rische: Das ist doch nicht verfas

-

sungsmäßig!) 

Die Angelegenheit liegt nun so, daß diese Er-
klärungen, die hier abgegeben sind, nach Meinung 
des Staatsanwalts erstens einen Verstoß gegen die 
Strafbestimmung des § 81, nämlich eine Vorberei-
tungshandlung zu einem Hochverratsunternehmen, 
darstellen, zweitens aber unzweifelhaft in ihrer 
Mehrzahl, wenn auch vielleicht nicht ausnahmslos, 
gegen den § 97 des Strafgesetzbuches — Staatsge-
fährdung — verstoßen, weil hier im Zuge von Be- 
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strebungen, die gegen den Bestand und die Ver-

fassung der Bundesrepublik gerichtet sind, öffent-
lich durch Verbreitung von Schriften eine Verun-
glimpfung der Bundesregierung erfolgt ist, und 
zwar in einer das Ansehen des Staates gefährden-
den Weise. Denn wenn die Mitglieder unserer Bun-
desregierung als „Görings", als „Heydrichs" und als 
„Reichstagsbrandstifter" bezeichnet werden, so 
wird kein Mensch glauben, daß das dem Ansehen 
des Staates dient. Vielmehr muß jeder Mensch zu-
geben, daß, wenn es geglaubt würde, dies das An-
sehen des Staates — egal, wer gerade die Regie-
rung bildet — in der Tat völlig untergraben würde. 

(Zuruf von der KPD: Herr Ewers, warum 
zitieren Sie denn so falsch? Das steht doch 

gar nicht da drin!) 

— Ich zitiere keineswegs falsch; ich zitiere nur 
wörtlich das, was uns berichtet worden ist. Wie 
komme ich dazu, falsch zu zitieren! 

(Zuruf von der KPD: Das hat das Justiz-
ministerium so abgefaßt! — Weitere Zu-
rufe von der KPD. — Unruhe. - Glocke 

des Präsidenten.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich möchte doch drin-
gend bitten, endlich mit diesen vielen störenden 
Zwischenrufen aufzuhören. Es muß hier berichtet 
werden, und die Berichterstatter sind dazu da, zu 
berichten. S i e haben nachher genügend Redezeit, 
um einzugreifen. Ich muß Sie dringend warnen, bei 
dem Gegenstand, den wir jetzt vorhaben, dauernd 
die Ordnung des Hauses zu stören. 

(Zuruf von der KPD: Er soll zitieren, wie 
sich das gehört! — Weitere lebhafte Zu-

rufe von der KPD.) 

— Sie haben an meinen Maßnahmen keinerlei lär-
mende Kritik zu üben, sonst muß ich die Ordnungs-
maßnahmen gegen Sie in Anwendung bringen, die 
in der Geschäftsordnung vorgesehen sind. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Zuruf 
von der KPD: Aber auch gegen ihn!) 

Ewers (DP), Berichterstatter: Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Es wäre gut, wenn diese 
Frage ohne Leidenschaft erörtert werden könnte. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien. 
Zuruf von der KPD: Aber bei der Wahr-

heit bleiben!) 

Denn es ist kein Anlaß für diejenigen, die für 
die Aufhebung der Immunität sind, um den Staat 
besorgt zu sein. Ich übertreibe die Gefährlichkeit 
dieser Schriften vor meinem eigenen Gewissen 
bestimmt nicht. Man muß nur die Dinge niedriger 
hängen. 
Die Frage ist lediglich die, ob aus diesem Anlaß 

nach unseren Grundsätzen die Immunität aufge-
hoben werden kann und muß. Diese Frage ist im 
Ausschuß nicht einheitlich entschieden worden, was 
ich bedaure. Nach meiner Auffassung ist es ent-
sprechend unseren Grundsätzen ohne weiteres klar, 
daß es sich hier nicht um politische Beleidigungen 
handelt, sondern nach der Meinung des Staatsan-
walts um ein politisches Verbrechen, das wir nicht 
festzustellen haben. Wir haben nur die kriminelle 
Untersuchung und die Durchführung des Verf ah-
rens zu ermöglichen, ohne dazu selbst irgendwelche 
Feststellungen zu treffen, denn dazu sind wir nicht 
da. 

(Abg. Renner: Das haben Sie aber reichlich 
getan, Feststellungen treffen!) 

Für uns im Ausschuß, soweit wir für die Aufhebung 
der Immunität eingetreten sind, war dabei der Ge-
sichtspunkt maßgebend, daß es natürlich schon ein 
Mißbrauch des Mandats ist, wenn für alle diese 
Schriften, die sicherlich nicht nur aus der Feder des 
Herrn Abgeordneten Müller stammen, ausgerech-
net ein Abgeordneter des Bundestages die Ver-
antwortung übernimmt. 

(Zuruf rechts: Mißbrauch!) 

Das ist ein absoluter Mißbrauch des Immunitäts-
rechtes, gegen den wir uns auf das entschiedenste 
zur Wehr setzen. 

(Richtig! bei der CDU.) 

Hätte nicht der Kollege Müller, sondern ein sonsti-
ger Max Müller, den wir gar nicht kennen, gezeich-
net, so wäre das Verfahren längst eröffnet. Und 
nur deshalb, weil hier ein Abgeordneter sich hinter 
die Immunität zurückzieht und glaubt, damit 
durchzukommen, soll es möglich sein, daß so etwas 
in diesem Falle nicht verfolgt wird? Das ist ein 
Gesichtspunkt, der für die Mehrheit ganz ent-
scheidend ist. 

Das gilt an sich auch für alle anderen Fälle. Denn 
überall, bei all den vielen Fällen, handelt es sich 
— mit der einen Ausnahme des Abg. Renner; das 
ist ein Fall für sich, der paßt hier gar nicht herein, 
Herr Kollege Renner, damit Sie beruhigt sind; näm-
lich der Fall mit dem Gesamtdeutschen Ministe-
rium, das mit dieser Propagandawelle gar nichts 
zu tun hat — um Propagandaschriften, für die das 
eine oder andere Mitglied der kommunistischen 
Gruppe die Verantwortung übernimmt, sich 
dann hier lärmend davor zu drücken. Das möchte 
ich hier nur feststellen. Das geht nicht, meine 
Herren! Dieser Gesichtspunkt ist entscheidend. 

Es kommt hinzu, daß wir wegen allgemeiner 
Verbrechen und Vergehen grundsätzlich — wenige 
Ausnahmen vorbehalten — die Immunität aufheben 
wollen, nicht dagegen bei politischen Vergehen, die 
nur mit dem Munde begangen sind, die also in der 
politischen Auseinandersetzung ihre Wurzel haben. 
Diese Kontroverse hat sich aber nach dem, was im 
Ausschuß klar ist, im Rahmen des Grundgesetzes 
zu halten; denn nur solche Politik ist nicht als „Po-
litik" strafbar. Dagegen gibt es politische Verbrechen 
und Vergehen in jedem Staat, am meisten, meine 
verehrten Freunde von links, in der DDR, wo ja 
bekanntlich die Todesurteile wegen politischer Ta-
ten jetzt offenbar anrollen sollen. Bei uns gibt es 
derartiges aber auch. Auch wir kennen in unserem 
Staat politische Vergehen und Verbrechen, und ich 
bin der Meinung, wenn wir etwa zu dem Grund-
satz kommen sollten: „Politische Verbrechen und 
Vergehen von Abgeordneten werden niemals ver-
folgt" — 

(Abg. Kunze: Berichterstattung!) 

meine sehr geehrten Damen und Herren, wo kom-
men wir dann mit dem Staat hin! 

Aus diesem Grunde ist also von der Mehrheit 
der Antrag gestellt, im Falle Müller zunächst ein-
mal aufzuheben. Alle übrigen Fälle, auch der, den 
ich jetzt zunächst behandle, weil ich zufällig Refer-
ent bin, sind ein Teil in der Kette der großen Agi-
tation. Sie sind meistens - nicht alle, aber die 
meisten - dem Ausschuß dadurch zugegangen, daß 
entweder das gesamte Kabinett oder ein Minister 
Strafantrag gestellt hat. Wir haben es im Ausschuß 
von der Mehrheit — ich glaube, beinahe einstimmig, 
denn auch die Minderheit stimmte insoweit zu — 
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 bedauert, daß nicht die Ermächtigung zur Straf

-

verfolgung nach § 97 gegeben ist, sondern Strafan-
träge gestellt sind. Denn unsere Grundsätze lassen 
ja an sich bei lediglich politischen Beleidigungen, 
jedenfalls in aller Regel der Fälle, die Aufhebung 
der Immunität nicht zu. Hier sind aber meistens 
nur Strafanträge wegen Beleidigung gestellt. 

Das gilt insbesondere für den Fall Nr. 12, über 
den ich jetzt kurz zu berichten habe. Das ist ein 
sehr einfacher Tatbestand. Hier hat die KPD un-
ter Verantwortung von Herrn Kollegen Fisch eine 
sehr anständig aufgemachte Broschüre — ich darf 
sie dem Hause noch einmal vorzeigen, sie sieht 
so aus — 

(Abg. Kunze: Das haben wir doch alle 
bekommen!) 

herausgebracht. Es ist der Schriftsatz, der von der 
KPD beim Bundesverfassungsgericht als Klagebe-
antwortung auf die Klage der Regierung einge-
reicht ist. 

(Zuruf von der KPD: Das ist schon strafbar!!) 

Das durfte sie, das war ihr gutes Recht. Denn wer 
das Recht seiner Verteidigung wahrnimmt, ist be-
rechtigt — außer Verleumdungen und reinen 
Schimpfreden —, mehr zu sagen als derjenige, der 
dazu vor der Öffentlichkeit spricht, die nicht als 
Gericht berufen ist. Diese Schrift ist aber öffent-
lich verteilt und, ich glaube, sogar an den ver-
kauft worden, der sie haben wollte. Sie enthält auf 
beinahe jeder Seite Beleidigungen der gröbsten 
Art, und zwar in einer Weise, die ich nicht charak-
terisieren kann, die aber schon in dem Ausdruck 
„Kriegsvertrag" zum Ausdruck kommt. Die angeb-
lichen Pläne der Bundesregierung werden so dar-
gestellt, daß, wenn es wahr wäre, uns keine Poli-
tiker, sondern Verbrecher regieren würden. Die 
gesamte Regierung wird also als ein Verbrecher-
komplott hingestellt. Immer wieder finden sich 
lange Passagen, die das zum Ausdruck bringen. 
Jedenfalls fühlt sich das Kabinett durch die Ver-
breitung der Schrift vor jedermann beleidigt. Au-
ßerdem könnte meines Erachtens durch die Ver-
breitung dieser Schrift ein Verstoß gegen § 97 
StGB begangen sein, nämlich wiederum eine Staats-
gefährdung. 
Auch insofern — in diesem Parallelfall zu der 

Fülle der übrigen Fälle — beantragt der Ausschuß, 
der mit dem Bundesjustizministerium überzeugt 
ist, daß es sich hier um einen Gesamtplan, um 
Teilhandlungen eines Gesamtvorgehens handelt, die 
Aufhebung der Immunität. Sie werden zu beur-
teilen haben, ob in den Fällen der vielen Berichte, 
die Ihnen erstattet werden, wie die Mehrheit des 
Ausschusses angenommen hat, ein wohlabgewo-
gener, wohlabgestimmter Plan obwaltet, auf Grund 
dessen diese verschiedenen Schriften auf unser 
Volk losgelassen worden sind. Ich habe hier als 
Referent zu erklären, daß die Mehrheit des Aus-
schusses in dem hier gezeigten Gesamtverhalten 
einen einheitlichen Plan sieht und für diese Ver-
fehlungen, die Abgeordnete zu verantworten haben, 
die sich scheinbar immun fühlen, die Aufhebung 
der Immunität für geboten hält. Ich beantrage, im 
Sinne des Ausschußberichtes zu erkennen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Herr Abgeordneter, 
eine Klarstellung! Sie haben zu welchen Punkten 
gesprochen? 

Ewers (DP), Berichterstatter: Zu den Punkten 
12 und 20. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Zur Berichterstat-
tung über Punkt 13, 14, 21 und 25 hat das Wort 
Herr Abgeordneter Spies. 

Spies (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit Schreiben vom 1. 
September 1952 bittet der Herr Bundesminister der 
Justiz, eine Entscheidung des Bundestages über die 
Erteilung der Genehmigung zur Durchführung des 
Strafverfahrens gegen den Bundestagsabgeordne-
ten Max Reimann herbeizuführen. 
Dem vorgenannten Schreiben liegt folgender 

Sachverhalt zugrunde. Bei einem Streifengang am 
26. Mai 1952 um 22 Uhr 30 in  Celle wurde der 
Bauschlosser Hans-Ludwig Nölke, wohnhaft in 
Celle, bei der Verteilung von Flugblättern ange-
troffen, deren Inhalt den Herrn Bundeskanzler wie 
auch die Polizei im Hinblick auf den Essener Zwi-
schenfall verunglimpft. Ich darf den Inhalt des 
Flugblattes auszugsweise wiedergeben. Das Flug-
blatt trägt in fett gedruckten Lette rn  die Ober-
schrift: „Staatsstreich durch Adenauer! Jetzt muß 
das deutsche Volk sprechen!" Weiter heißt es: 

Deutsche Männer und Frauen! Deutsche Ju-
gend! Adenauer und seine fremden Hinter-
männer haben einen Anschlag auf das deutsche 
Volk verübt. Sie haben am Freitag den Bun-
destag nach Hause geschickt. Jetzt ist die 
Stunde gekommen, in der jeder Deutsche sich 
gegen Schmach und Vergewaltigung zur Wehr 
setzen muß. Für den 23. Mai war der Bun-
destag einberufen worden. Adenauer und die 
ihm hörige Mehrheit des Bundestages haben 
diese Aussprache verhindert. ... Das ist der 
Staatsstreich! 

So geht es weiter. Gezeichnet hat das Flugblatt 
der Parteivorstand der Kommunistischen Partei 
Deutschlands, Max Reimann; verantwortlich zeich-
net Gertrud Strohbach, Mitglied des Bundestages. 

Mit Schreiben vom 16. August 1952 stellte der 
Herr Bundeskanzler Strafantrag gegen die ver-
antwortlichen Personen. Er führt in diesem Schrei-
ben u. a. aus: 

Die  Behauptungen, daß ich einen Staatsstreich 
und einen Anschlag auf das deutsche Volk ver-
übt hätte und daß ich die Absicht hätte, die 
deutsche Jugend als Fremdenlegion zu verkau-
fen, sind üble Nachreden und Verleumdungen 

(Zurufe und Lachen bei der KPD) 

im Sinne der §§ 185, 186, 187 a StGB. Es 
dürfte auch zu prüfen sein, ob ein Vergehen 
nach § 97 StGB vorliegt. 

(Abg. Rische: Ist der so heilig?) 

Der Ausschuß für Geschäftsordnung und Immu-
nität befaßte sich mit dieser Angelegenheit in sei-
ner 154. Sitzung und beschloß in seiner 155. Sit-
zung mit 12 gegen 5 Stimmen bei einer Enthal-
tung, die Erteilung der Genehmigung zum Straf-
verfahren gegen den Abgeordneten Max Reimann 
zu' empfehlen. 

Im Namen des Ausschusses darf ich die Damen 
und Herren des Hauses bitten, dem Ihnen in der 
Drucksache Nr. 3753 vorliegenden Ausschußantrag 
Ihre Zustimmung zu erteilen. 
Darf ich auch gleich zu Punkt 14 sprechen? 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Zu Punkt 14? 

Spies (CSU), Berichterstatter: Ja. 



Deutscher Bundestag - 244. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. Dezember 1952 	11639 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ja, bitte. Da sprechen 
Sie für den Berichterstatter Herrn Karpf? 

Spies (CSU), Berichterstatter: Ja. 

Zu Punkt 14 liegt ebenfalls ein Schreiben des 
Herrn Bundesministers der Justiz vor, eine Ent-
schließung des Deutschen Bundestages darüber her-
beizuführen, ob die Genehmigung zur Durchfüh-
rung des Strafverfahrens gegen die Bundestags-
abgeordneten Max Reimann und Gertrud Strohbach 
wegen Verunglimpfung des Herrn Bundeskanzlers 
erteilt wird. 
Aus den hier vorliegenden Akten ist folgender 

Tatbestand festzustellen. Am 4. März 1952 wurde der 
Bergmann Heinz Gromball, wohnhaft in Castrop-
Rauxel, beim Verteilen von Flugblättern „Extra-
blatt Freies Volk" in der Nähe des Haupteingangs 
der Gewerkschaft Victor angetroffen. Verantwort-
lich zeichnet die Bundestagsabgeordnete Gertrud 
Strohbach. Als Druckerei ist die Rheinisch-West-
fälische Volksdruckerei in Düsseldorf angegeben. 
Dieses Flugblatt enthält auf Seite 2 einen Aufsatz 
des Bundestagsabgeordneten Max Reimann mit der 
Überschrift: „Der Friedensvertrag ist greifbar 
nahe." In dem Flugblatt wird u. a. ausgeführt: 

Wenn Adenauer nicht will, dann muß man ihn 
zwingen! Schon haben die sozialdemokratischen 
Delegierten in Essen erklärt: Parlamentarische 
Mittelallein genügen nicht mehr, um dem 
Willen der überwältigenden Mehrheit des deut-
schen Volkes Geltung zu verschaffen. 

An einer andern Stelle heißt es: 
All jenen, die einwenden, Adenauer mißachte 
ja doch den Willen des Volkes, sei gesagt: Das 
deutsche Volk hat Mittel und Wege, seinem 
Willen Geltung zu verschaffen! Was will Ade-
nauer denn machen, wenn die Arbeiter und 
Angestellten einmütig die  Betriebe stillegen?!  

Dann wird der Herr Bundeskanzler der Kriegsvor-
bereitung mit den Worten beschuldigt: 

Nein, Herr Adenauer, die Demokratie ist in 
Gefahr durch Ihre Kriegsvorbereitungen! 

In dieser Angelegenheit stellte der Herr Bundes-
kanzler ebenfalls Strafantrag gegen die verant-
wortlichen Personen. 
Der Ausschuß für Geschäftsordnung und Immu-

nität befaßte sich in seiner 155. Sitzung mit dieser 
Immunitätssache und beschloß mit 12 gegen 5 
Stimmen bei einer Enthaltung, die Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen die Bundestagsabgeord-
neten Max Reimann und Frau Gertrud Strohbach 
zu erteilen. 
Im Namen des Ausschusses bitte ich das Hohe 

Haus, sich dem Ausschußantrag anzuschließen. 
Zu Punkt 21! Mit Schreiben vom 11. August bittet 

der Herr Bundesminister der Justiz, eine Entschei-
dung des Bundestags darüber herbeizuführen, ob 
die Genehmigung zur Durchführung des Strafver-
fahrens gegen die Bundestagsabgeordnete Frau 
Gertrud Strohbach wegen Beleidigung erteilt 
wird. — Auch wieder ein Flugblatt, das eine Rede 
Grotewohls vor der Volkskammer vom 14. März 
1952 wiedergibt. 

(Zuruf von der KPD: Vorlesen!) 
Als Verantwortliche für diese Flugschrift zeichnet 
die Bundestagsabgeordnete Frau Gertrud Stroh-
bach. Die Rede enthält beleidigende Äußerungen 
über den Herrn Bundeskanzler und über die Bun-
desregierung. Einige dieser Äußerungen darf ich 
hier wiedergeben: 

Während die regierenden Kreise in West

-

deutschland gegen den eindeutig geäußerten 
Willen des deutschen Volkes unbeirrt ihre 
verbrecherischen Kriegspläne weiter verfolgen 
und damit Deutschland in den Herd eines 
Bruderkrieges verwandeln wollen ... usw. 
Die verfassungsfeindlichen Handlungen des 
Bonner Kanzlers Adenauer, der hinter dem 
Rücken des deutschen Volkes mit den Ober-
kommissaren Verhandlungen über den Ab-
schluß eines versklavenden und kriegerischen 
Generalvertrages führt .. . 

Während die Adenauer-Regierung dabei ist, 
die deutsche Jugend für fremde Interessen in 
eine amerikanische Fremdenlegion zu pressen 
... usw. 
(Abg. Kunze: Das genügt! — Zuruf von 

der KPD: Weiterlesen!) 

Bei dem Vorgang dieser Immunitätssache liegt 
ein Brief eines Spätheimkehrers, der ebenfalls eine 
dieser Flugschriften erhalten hat. 

(Zurufe von der KPD.) 

— Ich darf Ihnen empfehlen, wenn Sie den steno-
graphischen Bericht erhalten haben, diesen Brief 
draußen auch vorzulesen. — Er stellte Strafantrag 
gegen den Verteiler der Flugschrift. Zur Illustra-
tion, wie dieser Spätheimkehrer zu dieser und ähn-
lichen Flugschriften steht, möchte ich Ihnen 
im Auszug seine Auffassung wiedergeben. Er 
schreibt — das war am 4. Mai 1952 —: 

Vor drei Wochen kam ich aus Polen zurück. 
Ich habe 62 Wochen in polnischer Gefangen-
schaft zugebracht, 

(Abg. Renner: Warum?) 

weil ich als Kriegsverbrecher zu fünf Jahren 
Gefängnis verurteilt war. 

(Erneute Zurufe von der KPD.) 

Ich kenne die Segnungen des „demokratischen" 
Systems zur Genüge infolge der Erfahrungen 
am eigenen Leibe. Um so mehr muß ich es mir 
als Heimkehrer verbitten, nachdem ich kaum 
ein paar Tage in der Heimat bin, gleich wieder 
mit einer kommunistischen Schwindelpropa-
ganda belästigt zu werden. 
(Abg. Renner: Das ist wenig beweiskräftig!) 

Ich könnte über die Verlogenheit und Blödheit 
der kommunistischen Schlagworte —Demokratie, 
Patriotismus, heilige Heimat und dergleichen 
mehr — lange Ausführungen machen, aber ich 
bekomme allmählich Brechreiz. 

(Zurufe von der KPD.) 

Am Schluß seiner Ausführungen stellt er dann 
gegen den Verteiler Strafantrag wegen Verbrei-
tung von staatsfeindlichen und verlogenen Hetz-
schriften. 

Meine Damen und Herren, der Ausschuß für 
Geschäftsordnung und Immunität hat sich in seiner 
155. Sitzung mit der Ihnen vorgetragenen Ange-
legenheit befaßt und mit 12 gegen 5 Stimmen bei 
einer Enthaltung den Beschluß gefaßt, die Geneh-
migung zum Strafverfahren gegen die Bundestags-
abgeordnete Frau Gertrud Strohbach zu erteilen. 
Im Namen des Ausschusses darf ich um Ihre Zu-
stimmung bitten. 

Zu Punkt 25, Aufhebung der Immunität des Ab-
geordneten Heinz Renner. 

(Zuruf von der KPD: Aha!) 
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(Spies) 
Mit Schreiben vom 27. September 1952 bittet der 
Herr Bundesminister der Justiz, eine Entschei-
dung des Bundestages herbeizuführen, ob die Ge-
nehmigung zur Durchführung eines Strafver-
fahrens gegen den Bundestagsabgeordneten Heinz 
Renner wegen verleumderischer Beleidigung des 
Herrn Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen 
erteilt wird. 

(Lachen bei der KPD. — Abg. Harig: Kann 
man den überhaupt beleidigen?) 

Ich darf vorbemerken, daß es sich im Gegensatz 
zu den bisher beratenen Immunitätsfällen um 
einen Verstoß gegen die §§ 185 ff. des Strafgesetz-
buches handelt. 
Zur Sache selbst. In der Nacht zum 19. August 

1952 wurde in das Kreisbüro der KPD in Bonn 
eingebrochen, die Einrichtung zerstört und die 
Portokasse entwendet. Aus Anlaß dieses Vorkomm-
nisses hielt der Bundestagsabgeordnete Heinz 
Renner eine Pressekonferenz ab und bezichtigte 
das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 
der Anstiftung bzw. Mittäterschaft zu dem Ein-
bruch in das Kreisbüro der KPD. Wörtlich heißt es 
in der „Westdeutschen Neuen Presse" Nr. 191 vom 
20. August 1952 Seite 1 unter der Überschrift „Vor-
würfe gegen Polizei": 

Der KP-Bundestagsabgeordnete Heinz Renner 
verdächtigte gestern vor der Presse „bezahlte 
Agenten des Kaiser-Ministeriums" aus den 
Kreisen des Bundes deutscher Jugend (BdJ) 
der Täterschaft. Er beschuldigte auch die 
Bonner Polizei, das KP-Büro nicht genügend 
geschützt zu haben. 

Der Herr Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen hat am 20. August 1952 Strafantrag ge-
stellt und führt aus: 

Von irgendeiner Verbindung des Bundesmini-
steriums für gesamtdeutsche Fragen mit der 
Beschädigung des Kreisbüros der KP in Bonn 
kann keine Rede sein. Die Äußerungen des 
KP-Bundestagsabgeordneten Heinz Renner 
stellen deshalb eine Beleidigung, Verleumdung 
und üble Nachrede im Sinne der §§ 185, 186, 187 
StGB dar. 

Der Ausschuß für Geschäftsordnung und Immu-
nität befaßte sich mit dieser Angelegenheit in 
seiner 155. Sitzung und beschloß mit 10 gegen 3 
Stimmen bei 3 Enthaltungen, die Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Bundestagsabge-
ordneten Heinz Renner zu erteilen. Im Namen des 
Ausschusses darf ich das Haus bitten, sich dem 
Ausschußantrag anzuschließen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich rufe nun auf die Punkte 15 und 19 der Tages-
ordnung: betreffend die Anträge auf Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten Rei-
mann gemäß Schreiben des Bundesministers der 
Justiz vom 12. September 1952 (Nr. 3755 der Druck-
sachen) und die Genehmigung zum Strafverfahren 
gegen den Abgeordneten Müller (Frankfurt) gemäß 
Schreiben des Bundesministers der Justiz vom 
1. September 1952 (Nr. 3759 der Drucksachen). 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Mende. 

Dr. Mende (FDP), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich darf die  Be-
richterstattung . über die beiden Fälle unter Punkt 
15 und Punkt 19 der Tagesordnung verbinden. 

Beim Ausschuß für Geschäftsordnung und Immu-
nität lag ein Schreiben des Oberstaatsanwalts beim 
Landgericht in Düsseldorf vor, das unter dem 
12. September 1952 dem Ausschuß über den Bun-
desminister der Justiz zugeleitet worden war. Das 
Schreiben enthielt die Bitte, eine Entscheidung 
über die Genehmigung zur Strafverfolgung gegen 
den Abgeordneten Reimann wegen Staatsgefähr-
dung und Beleidigung des Bundeskanzlers herbei-
zuführen. Auch hier ein Flugblatt mit der Über-
schrift „Gemeinsam die Ratifizierung des General-
vertrags zu verhindern". Für diese Druckschrift ist 
nach dem Impressum die Abgeordnete Frau Stroh-
bach verantwortlich. Das Verfahren gegen sie ist 
abgetrennt. Diese Druckschrift enthält einen Auf-
ruf des Parteivorstandes der KP, von dem Abge-
ordneten Reimann unterzeichnet. Unter anderem 
wird in der Druckschrift erklärt: 

Darum ist die Unterschrift Adenauers unter 
diesen Vertrag einem Staatsstreich gleichzu-
setzen. 

Weiter: 
Den Adenauer und Lehr kann nur durch ent

-

schlossene Aktionen Einhalt geboten werden. 

Weiter: 
Wer heute versäumt, das Volk zur Selbst-
hilfe aufzurufen und es statt dessen auf eine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vertröstet, ermöglicht Adenauer, seine volks-
feindliche Politik durchzuführen. Die drohen-
den Gefahren für die deutsche Arbeiterklasse, 
für das ganze Volk können nur abgewandt 
werden durch Sturz der volksfeindlichen 
Adenauer-Regierung. 

(Abg. Renner: Gestern bewiesen!) 

Nach Auffassung des Oberstaatsanwalts erfüllen 
diese Äußerungen den Tatbestand der §§ 97 und 
185 ff. des Strafgesetzbuchs. Der Herr Bundeskanz-
ler hat mit Schreiben vom 4. September 1952 Straf-
antrag gestellt, so daß die formellen Voraussetzun-
gen für eine Strafverfolgung erfüllt sind. 

Der zweite Fall: Abgeordneter Oskar  Müller.  Der 
Oberstaatsanwalt beim Landgericht Frankfurt am 
Main hat um eine Entscheidung über die Genehmi-
gung zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten 
Oskar Müller wegen Staatsgefährdung und poli-
tischer Beleidigung ersucht. Das Ersuchen wurde 
vom Bundesminister der Justiz mit Schreiben vom 
1. September 1952 vorgelegt. Der Sachverhalt ist 
folgender: Eine Flugschrift, herausgegeben von der 
Kommunistischen Partei, und zwar die Broschüre 
„Agitator" - verantwortlich zeichnet der Abge-
ordnete Oskar Müller —, enthält Äußerungen wie: 

Die Marschrichtung von Dr. Adenauer ist also 
die gleiche wie die Marschrichtung von Adolf 
Hitler: Vorbereitung eines neuen Krieges, Be

-

seitigung aller demokratischen Rechte des 
Volkes, Tod und Zerstörung. 

Weiter: 
Die ganzen Verhandlungen Adenauers mit den 
Hohen Kommissaren gehen darum, West-
deutschland in den Bürgerkrieg gegen die 
Deutsche Demokratische Republik zu hetzen. 

Auch hier die Auffassung des Oberstaatsanwalts, 
daß der Tatbestand der §§ 97 und 186, 187 a StGB 
erfüllt sei. Der Herr Bundeskanzler hat mit Schrei-
ben vom 1. September 1952 Strafantrag gestellt, so 
daß die formellen Voraussetzungen zur Strafver-
folgung ebenfalls vorliegen. 
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(Dr. Mende) 
Der Ausschuß für Geschäftsordnung und Immu-

nität hatte, ohne in eine materielle Würdigung 
einzutreten, zu prüfen, ob sich diese Äußerungen 
noch im Rahmen des politischen Kampfes halten, 
d. h. ob es sich hier um Beleidigung vorwiegend 
politischen Charakters handelt oder ob diese Grenze 
überschritten wird. Ein Teil des Ausschusses war 
der Auffassung, daß die Äußerungen sich — auch 
wenn es Grenzfälle seien — doch noch im Rahmen 
der bei der Kommunistischen Partei besonders 
radikalen Sprache halten könnten. 

(Abg. Renner: Die Sprache ist nur ehrlich!) 
Insbesondere wies dieser eine Teil — das war die 
Minderheit — darauf hin, daß der § 97 ja eine 
Mindeststrafe von 3 Monaten Gefängnis vorsehe 
und — das war entscheidend — daß im Rahmen 
des § 98 gleichzeitig als Nebenstrafe die Aberken-
nung des Mandats erfolgen könne; denn § 98 hat 
einen Absatz, in dem es heißt, daß neben einer 
Gefängnisstrafe von mindestens 3 Monaten für 
die Dauer von 1 bis zu 5 Jahren auf die Unfähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter und den 
Verlust des Wahl- und Stimmrechts und der Wähl-
barkeit sowie auf den Verlust der aus öffentlichen 
Wahlen hervorgegangenen Rechte erkannt werden 
kann. 

(Abg. Renner: Das ist doch das Ziel!) 

Das hat einige Abgeordnete des Ausschusses ver-
anlaßt, sich schützend vor das Mandat zu stellen. 
Diese Abgeordneten brachten zum Ausdruck, daß 
es doch zweckmäßigerweise dem Bundesverfas-
sungsgericht überlassen sein sollte, die Verfassungs-
feindlichkeit der Kommunistischen Partei festzu-
stellen und dann auch entsprechende Konsequen-
zen für die jeweiligen Abgeordneten zu ziehen. 

Der Vertreter des Bundesjustizministeriums er-
klärte demgegenüber, daß in den vorliegenden 
Fällen nicht mehr von Beleidigungen politischen 
Charakters im üblichen SInn gesprochen werden 
könne, sondern daß hier das bestimmte Mittel der 
Agitation angewendet werde zur Erreichung eines 
Zieles, nämlich der Angliederung Westdeutschlands 
an die Ostzone 

(Zurufe von der KPD: Huhu!) 

und damit an die Sowjetdiktatur. 

In diesem Zusammenhang verwies der Vertreter 
des Bundesjustizministeriums auf das Urteil des 
Bundesgerichtshofs vom 8. April 1952 betreffend 
Einziehung von Schriften kommunistischen Inhalts 
wegen Vorbereitung eines hochverräterischen Un-
ternehmens. In der sehr eingehenden Urteilsbe-
gründung wird u. a. ausgeführt, daß der Angriffs-
plan der bolschewistischen Führer der SED nach 
Angriffsgegenstand und Angriffsziel feststehe. 
Seine Verwirklichung sei für die nahe Zukunft in 
Aussicht genommen. Die Schriften, die aus der 
sowjetischen Besatzungszone in das Bundesgebiet 
eingeführt würden, sollten diesen Plan seelisch 
vorbereiten helfen. Sie sind demnach Mittel der 
Vorbereitung eines bestimmten, gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung der Bundesrepublik gerich-
teten hochverräterischen Unternehmens, das mit 
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt durchge-
führt werden sollte. 

Der Vertreter erklärte weiter daß diese Flug-
schriften fast durchweg von Abgeordneten der 
Kommunistischen Partei gezeichnet seien, so daß 
hier ein Mißbrauch der Immunität der Abgeord-
neten vorliege. Die Bundesregierung habe sich 
nach Prüfung der Frage, ob in diesen Fällen über-

haupt Strafantrag gestellt werden solle, auf den 
Standpunkt gestellt, daß die Verantwortung hin-
sichtlich der Verfolgung staatsgefährdender und 
hochverräterischer Handlungen auf eine möglichst 
breite Grundlage gestellt werden solle. Da in diesen 
Fällen Abgeordnete des Bundestages verantwort-
lich zeichneten, liege die Entscheidung nunmehr 
beim Parlament, das die Genehmigung zur Straf-
verfolgung erteilen oder versagen könne. 
Dadurch, daß eventuell das Parlament die Ent-

scheidung zur Strafverfolgung versage, würde die 
Verfolgung staatsfeindlicher Elemente gehemmt 
sein. Verfolgt würden lediglich die kleinen Leute, 
die die Flugblätter verteilten, während die geisti-
gen Urheber — die Abgeordneten — zumindest 
für eine absehbare Zeit der Verfolgung entzogen 
werden könnten. 
Nach Information des Justizministeriums — 

so  führte der Vertreter des Justizministeriums aus 
— solle es sich bei den bisherigen Aktionen ledig-
lich um ein Störungsfeuer handeln, das später zu 
einem Trommelfeuer ausgestaltet werden sollte. 

(Zuruf des Abg. Renner.) 
— Vielleicht waren die Telegramme gemeint, die in 
den letzten Tagen zu Tausenden hier eingetroffen 
sind. 

(Lachen bei der KPD.) 
Im Hinblick darauf müßten jetzt schon entspre-
chende Maßnahmen ergriffen werden. Unter dem 
Eindruck dieser Schilderungen des Vertreters des 
Bundesjustizministeriums hat schließlich der Aus-
schuß in beiden Fällen mit 6 Neinstimmen, 11 Ja

-

stimmen und einer Enthaltung Ihnen empfohlen, 
die Strafverfolgung freizugeben. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Zu Punkt 16 spricht Herr Abgeordneter Gengler. 

Gengier (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Oberstaatsanwalt 
beim Landgericht Düsseldorf hat mit Schreiben 
vom 1. Juni 1952 auf dem Dienstwege über den 
Bundesminister der Justiz ersucht, eine Entschei-
dung über die Genehmigung zum Strafverfahren 
gegen die Abgeordneten Reimann und Oskar Mül-
ler herbeizuführen. Anlaß zu diesem Antrag ist 
eine Druckschrift, die von dem Parteivorstand der 
Kommunistischen Partei herausgegeben worden ist 
und eine Rede des Abgeordneten Reimann enthält, 
welche er am 9. November 1951 auf einer Tagung 
des Parteivorstandes der Kommunistischen Partei 
gehalten hat. Der Abgeordnete Oskar Müller ist in 
der Druckschrift als verantwortlicher Redakteur 
bezeichnet. 
Die Druckschrift enthält schwerwiegende Ver-

leumdungen staatsgefährdenden Charakters wie: 
Die Regierung Adenauer greift zu faschisti

-

schen Regierungsmethoden. —
(Abg. Renner: Na, na!) 

Da die Regierung Adenauer .... die Spaltung 
Deutschlands verewigen will, .... ist die Besei-
tigung der Regierung Adenauer, die eine Re-
gierung des Krieges und des nationalen Ver-
rates ist, .... unumgänglich. — Den modernen 
Görings und Heydrichs, den Reichstagsbrand-
stiftern von heute, muß man nicht erst später 
die Maske vom Gesicht reißen, sondern vorher 
schon die Brandfackeln aus den Händen schla-
gen. 

So ähnlich geht es weiter. 
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(Gengler) 
Auf Grund dieser und ähnlicher weiterer Äuße-

rungen, die ich der Kürze halber nicht anführen 
möchte, haben der Bundeskanzler und die Bundes-
minister namens der Bundesregierung Strafantrag 
gegen die Abgeordneten Reimann und Oskar Mül-
ler gestellt. 
Im Zusammenhang mit den bereits von den an-

deren Berichterstattern vorgetragenen Tatbestän-
den wird erhellt, daß hier eine Aktion staats-
gefährdenden Charakters der Kommunistischen 
Partei vorliegt, bei der die Abgeordneten der Kom-
munistischen Partei unter Mißbrauch ihrer Immu-
nität verantwortlich zeichnen. 

Namens des Ausschusses beantrage ich gemäß 
Drucksache Nr. 3756, die Genehmigung zum Straf-
verfahren gegen die Abgeordneten Reimann und 
Oskar Müller zu erteilen. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Für Punkt 17 ist Herr Abgeordneter Kahn Be-
richterstatter. Haben Sie außerdem noch einen An-
trag? 

(Abg. Kahn: 23!) 

— Also dann 17 und 23!  

Kahn (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In seiner 155. Sitzung 
mußte sich der Ausschuß für Geschäftsordnung und 
Immunität mit der Frage der Aufhebung der Im-
munität des Abgeordneten Reimann beschäftigen. 
Der Herr Oberstaatsanwalt beim Landgericht Essen 
hatte mit Schreiben vom 21. August 1952 über den 
Herrn Bundesminister der Justiz eine Entschei-
dung über die Genehmigung zum Strafverfahren 
gegen den Bundestagsabgeordneten Reimann we-
gen Beleidigung des Herrn Bundeskanzlers bean-
tragt. 

Der Herr Bundeskanzler hatte am 24. Juni 1952 
gegen den Abgeordneten Reimann wegen einer im 
sowjetischen Deutschlandsender der Ostzone vom 
Abgeordneten Reimann verbreiteten Erklärung 
des Berliner Vorstandes der KPD Strafantrag ge-
stellt. 

(Lachen bei der KPD.) 
In dieser Erklärung heißt es u. a.: 

Als Hitler, Himmler und Göring den Opfertod 
von Millionen deutscher Männer, Frauen und 
Kinder vorbereiteten, unterdrückten sie als 
erstes die KPD. Heute wollen Adenauer, Lehr 
und Dehler mit Hilfe des Verfassungsgerichts-
hofes dasselbe, um Millionen Deutscher in 
einem dritten Weltkrieg zu opfern, usw. 

Als Berichterstatter habe ich beantragt, die Ge-
nehmigung zum Strafverfahren zu erteilen. Der 
Ausschuß stimmte meinem Antrag mit 10 gegen 6 
Stimmen bei einer Enthaltung bei. Ich bitte das 
Haus, gemäß dem Beschluß des Geschäftsordnungs-
ausschusses heute zu entscheiden. 

Punkt 23 der Tagesordnung: In der 155. Sitzung 
des Ausschusses für Geschäftsordnung und Immu-
nität lag dem genannten Ausschuß ein Schreiben 
des Herrn Oberstaatsanwalts beim Landgericht 
Dortmund vor, in dem die Aufhebung der Immu-
nität des Abgeordneten Agatz wegen Verunglimp-
fung und schwerer Beleidigung des Herrn Bundes-
kanzlers verlangt wird. Der Herr Bundesminister 
der Justiz hatte diesen Antrag mit Schreiben vom 
18. August 1952 vorgelegt. 

Anlaß zu diesem Verfahren war ein Strafantrag 
des Bundeskanzlers vom 16. Juni 1952. Der Be-
richterstatter im Ausschuß trug vor, daß in Dort-
mund eine Anzahl Flugblätter mit der Überschrift 
„Bergarbeiter, Kameraden, aus Bonn kommen alar-
mierende Nachrichten" verbreitet worden sind. 
Verantwortlich zeichnete für die verbreiteten Flug-
blätter der Abgeordnete Agatz. Die Flugblätter 
enthalten unter anderem: 

Unsere Jugend soll auf die Schlachtfelder eines 
amerikanischen Krieges gegen den Osten ge-
trieben werden. Schwer lastet bereits das Joch 
der Adenauerschen Kriegspolitik auch auf dem 
Bergarbeiter. 

Im Ausschuß wurde von den Vertretern der 
CDU/CSU, der FDP und der DP einhellig die Auf-
fassung vertreten, daß in diesem Falle wie auch in 
ähnlich gelagerten Fällen gegen andere Abgeord-
nete der KPD die Genehmigung zum Strafverfah-
ren erteilt werden müsse, zumal ein offensicht-
licher Mißbrauch der Immunität vorliege. Der Aus-
schuß beschloß sodann mit 12 gegen 6 Stimmen bei 
einer Enthaltung, die Genehmigung zum Strafver-
fahren zu erteilen. 

Ich bitte das Hohe Haus, gemäß dem Beschluß 
des Geschäftsordnungsausschusses heute zu ent-
scheiden. 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Zur Berichterstattung zu Punkt 18 hat Herr Ab-

geordneter Dr. Leuze das Wort. 
(Abg. Renner: Schnellgerichtsverfahren!) 

Dr. Leuze (FDP), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Dem unter Punkt 18 
der Tagesordnung erwähnten Strafverfahren gegen 
den Abgeordneten Müller liegt folgender Sachver-
halt zugrunde. Am, 8. September 1951 wurde in 
einer Düsseldorfer Druckerei ein Flugblatt ge-
druckt, das dann am 10. Oktober 1951 auf dem 
Ahrweg in Bonn in mehreren Exemplaren festge-
stellt wurde. Als Herausgeber ist verzeichnet: PV 
der KPD, verantwortlich Oskar Müller, MdB, 
Bonn. 

(Präsident Dr.  Ehlers  übernimmt wieder 
den Vorsitz.) 

In diesem Flugblatt, das als offener Brief des Zen-
tralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands an die Mitglieder und Funktionäre 
der Sozialdemokratischen Partei und der Kommu-
nistischen Partei Deutschlands betitelt ist, heißt es 
am Schluß: 

Für den gemeinsamen Kampf der Sozialdemo-
kraten, Kommunisten und Gewerkschaften 
sehen wir folgende Aufgaben: ... 6. Gemein-
same Verteidigung aller demokratischen Rechte 
und Freiheiten, Abwehr aller terroristischen 
Anschläge des faschistischen Innenministers Dr. 
Lehr und seiner Helfershelfer 

(Abg. Renner: BdJ-Kolonnen!) 

gegen die Organisationen der Arbeiter und 
Friedenskämpfer. 

Wegen dieses Flugblattinhalts hatte der Bundes-
innenminister mit Schreiben vom 9. Juni 1952 hei 
der Oberstaatsanwaltschaft Düsseldorf Strafantrag 
gestellt. Der Oberstaatsanwalt Düsseldorf hat mit 
Schreiben vom 28. Juli 1952 den Antrag an das 
Bundesjustizministerium weitergegeben. Dieses 
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hat mit Schreiben vorn 30. August 1952 den Bun-
destag um Entscheidung über die Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten Oskar Müller ge-
beten. 
Der Ausschuß hat sich mit dieser Sache beschäf-

tigt und ist im Rahmen der übrigen hier bereits 
berichteten Fälle zu dem Ergebnis gekommen, den 
Antrag zu stellen, die Genehmigung zum Straf-
verfahren gegen den Abgeordneten Müller zu er-
teilen. 
Namens des Ausschusses bitte ich, diesem An-

trag zu entsprechen. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Berichterstatter für die  Punkte 22, 24, 26 und 27 

ist Herr Abgeordneter Muckermann. Ich bitte ihn, 
das Wort zu nehmen. 

Muckermann (CDU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die Staatsan-
waltschaft beim Landgericht Koblenz hat auf dem 
Dienstwege ersucht, die Genehmigung zum Straf-
verfahren gegen den Abgeordneten Niebergall we-
gen Vergehens gegen die §§ 185 und 195 des Straf-
gesetzbuchs zu erteilen. Der Herr Bundesminister 
der Justiz hat  das Ersuchen mit Schreiben vom 
6. August 1952 vorgelegt. 
Es handelt sich in diesem Falle im 'besonderen 

um den Vorwurf eines Vergehens des Aufruhrs und 
des Landfriedensbruchs. Am 1. Mai 1952 habe eine 
Gruppe von FDJ-Angehörigen während einer Mai-
kundgebung des Gewerkschaftsbunds ein Papier-
transparent mit der Aufschrift „Fort mit Sol-
datenauer" gezeigt. Ein Polizeibeamter, der das 
Plakat beschlagnahmen wollte, wurde von der um-
stehenden Menge durch körperliche Gewalt und 
Drohungen darangehindert und beschimpft. Der 
Beamte wurde dabei leicht verletzt. Als er sich 
der bedrohlichen Lage entziehen wollte, wurde er 
verfolgt, tätlich angegriffen und verletzt. Bei Fest-
stellung der Personalien wurden die Krimi-
nalbeamten Schwarz und Josef von mehreren Per-
sonen, unter denen sich auch der beschuldigte Ab-
geordnete Niebergall befand, abgedrängt und da-
durch an der Feststellung der Personalien ge-
hindert. 
Es wurde beantragt, die Immunität des Abgeord-

neten Niebergall aufzuheben. Der Ausschuß hat 
diesem Antrag zugestimmt. 

(Abg. Niebergall: Hört sich an  wie frei nach 
Karl May!) 

Präsident Dr. Ehlers: Das ist Punkt 22. Sind Sie 
so freundlich, die übrigen Berichte gleichzeitig zu 
erstatten? Ich hatte ebenfalls zu den Punkten 24, 
26 und 27 aufgerufen. 

Muckermann (CDU), Berichterstatter: Mit Schrei-
ben vom 15. November 1951 und 15. Dezember 
1951 hat der Herr Bundesminister der Justiz ge-
beten, eine Entscheidung des Bundestags über die 
Genehmigung zum Strafverfahren gegen die Ab-
geordneten Reimann und Paul wegen Verstoßes 
gegen das Pressegesetz herbeizuführen. Der Sach-
verhalt ist folgender. 
„Der deutsche Wähler", Mitteilungsblatt der 

KPD-Bundestagsfraktion, war von der Alliierten 
Hohen Kommission mit Wirkung vom 10. Juli 1951 
für die Dauer von 90 Tagen verboten worden. In 
dem Impressum dieser Zeitung war als Heraus-
geber die Bundestagsfraktion und als verantwort

-

lich für den Inhalt der Abgeordnete Paul angege

-

ben worden . 
Nach § 8 Abs. II und § 18 Abs. I Ziffer 2 des 

Reichspressegesetzes ist es verboten und unter 
Strafe gestellt, daß in periodischen Druckschriften 
Personen als verantwortliche Redakteure genannt 
werden, die nur mit besonderer Genehmigung 
strafrechtlich verfolgt werden können. Das trifft 
sowohl für den Abgeordneten Paul als auch für 
den Abgeordneten Reimann als Vorsitzenden der 
Bundestagsfraktion der KPD zu. Da es sich hier-
bei um einen offensichtlichen Mißbrauch der Immu-
nität handelt, ist im Ausschuß beantragt worden, 
die Genehmigung zum Strafverfahren gegen die 
Abgeordneten Reimann und Paul zu erteilen. Der 
Ausschuß hat diesem Antrag einstimmig zuge-
stimmt. Ich bitte das 'Hohe Haus, entsprechend zu 
verfahren. 
Aufhebung der Immunität des Abgeordneten 

Rische (KPD). Der Bundeskanzler hat mit Schrei-
ben vom 30. Juni 1952 Strafantrag gegen den Ab-
geordneten Rische u. a. wegen Staatsgefährdung 
gestellt. 

(Zuruf von der KPD: Unter anderem!) 

Anlaß hierzu sind zwei Flugblätter „Appell an alle 
Deutschen" und „Gesamtdeutsche Wahlen für eine 
Nationalversammlung", die eine Rede Grotewohls 
vom 15. September 1952 wiedergeben. Abgeordne-
ter Rische zeichnet als verantwortlicher Heraus-
geber. Die Flugblätter enthalten unter anderem 
Außerungen wie die, daß Adenauer, Lehr, Kaiser 
und Schumacher mit faschistischen Unterdrük-
kungsmethoden die gesetzmäßige Befragung des 
Volkes unterbinden. 

Das Ersuchen auf Genehmigung zum Strafver-
fahren wurde vom Bundesminister der Justiz mit 
Schreiben vom 17. September 1952 dem Bundestag 
vorgelegt Tm Ausschußß  ist die Genehmig zum 
Strafverfahren beantragt worden. Der Ausschuß 
hat diesem Antrag mit 10 gegen 6 Stimmen bei 
einer Enthaltung zugestimmt. Ich bitte das Hohe 
Haus, entsprechend zu verfahren. 

Präsident Dr. Ehlers: Jetzt erfolgt die Bericht-
erstattung zu Punkt 27 der Tagesordnung. 

(Abg. Rische: Man muß eine Kartei an- 
legen! — Sehr gut! bei der KPD.) 

Muckermann (CDU), Berichterstatter: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Bei den vorlie-
genden sechs Fällen des Abgeordneten Paul, zu 
denen das Ersuchen auf Entscheidung über die Ge-
nehmigung zum Strafverfahren gestellt worden ist, 
handelt es sich um Handlungen, die vor dem 1. 
September 1951, also vor Erlaß der Strafrechts-
novelle liegen. 

(Abg. Niebergall: Damit kommt ihr erst 
jetzt?) 

In der Strafrechtsnovelle sind seinerzeit besondere 
Staatsschutzbestimmungen geschaffen worden. Der 
Ausschuß beantragt deshalb, nicht einstimmig, aber 
mit Mehrheit, zumal es sich in allen Fällen um 
Beleidigungen politischen Charakters handelt, die 
Genehmigung zum Strafverfahren zu dem unter 
Punkt 26 — 

(Zuruf von der Mitte: Punkt 27! - Abg. 
Dr. Horlacher: Punkt 27f! — Abg. Renner: 
Das muß erst noch einmal vorher geübt 

werden!) 
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Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
es handelt sich um die Drucksachen Nrn. 3877, 
3879, 3880, 3881, 3882 und 3883, in denen überein-
stimmend vom Ausschuß beantragt worden ist, die 
Genehmigung zum Strafverfahren gegen den Ab-
geordneten Paul nicht zu erteilen. 

Muckermann (CDU), Berichterstatter: Der Aus-
schuß beantragt deshalb, zumal es sich in allen 
Fällen um Beleidigungen politischen Charakters 
handelt, die Genehmigung zum Strafverfahren zu 
dem unter Punkt 26 a) bis f) der Tagesordnung 

(Zuruf von der Mitte: Punkt 27!) 

aufgeführten Ersuchen des Bundesministers der 
Justiz gegen den Abgeordneten Paul nicht zu er-
teilen. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
wir wollen jetzt den Streit mit dem Herrn Be-
richterstatter nicht vertiefen. In der mir vorlie-
genden Tagesordnung ist es jedenfalls Punkt 27. 
Aber was gemeint ist, ist klar. 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

(Heiterkeit.) 

Muckermann (CDU), Berichterstatter: Im einzel-
nen handelt es sich um folgendes. 

(Heiterkeit. — Abg. Kunze: Wollen wir 
gar nicht wissen!) 

Zu Punkt a): Der Bundesminister der Justiz hat 
mit Schreiben vom 14. September 1951 auf Antrag 
des Oberstaatsanwalts in Bonn um eine Entschei-
dung des Bundestags über die Genehmigung zum 
Strafverfahren gegen den Abgeordneten Paul 
wegen Beleidigung des Herrn Bundesministers 
Dr. Lehr ersucht. Der Herr Bundesminister Dr. 
Lehr hat am 1. August 1951 Strafantrag gestellt. 

(Abg. Renner: Kann man nicht wissen; bei 
dem ist ein Rückzieher alle acht Tage 

fällig!) 

— Herr Renner, entschuldigen Sie, ich bin nur Be-
richterstatter. 

(Abg. Renner: Ich habe doch nichts gegen 
Sie gesagt!) 

Der Abgeordnete Paul hat in einer öffentlichen 
Versammlung in Braunschweig am 30. Mai 1951 
u. a. ausgeführt: 

Dr. Lehr ist der Lüge überführt. Das Spiel der 
Bonner Marionettenregierung kommt zum 
Ausdruck darin, indem man auf dem Peters-
berg nur zu winken braucht, und schon wird 
alles ausgeführt. Wir müssen uns zusammen-
schließen und die Adenauer-Regierung zum 
Teufel jagen usw. 

(Sehr richtig! bei der KPD.) 

Wegen der gleichen Rede des Abgeordneten 
Paul am 30. Mai 1951 haben der Bundeskanzler 
und die Bundesminister mit Schreiben vom 20. No-
vember 1951 Strafantrag gestellt. Das Ersuchen 
um Entscheidung über die Genehmigung zum 
Strafverfahren wurde vom Bundesminister der 
Justiz mit Schreiben vom 14. Februar 1952 dem 
Bundestag zugeleitet. 
Ich muß den Punkt 27 f) — Drucksache Nr. 3883 

— deshalb vorwegbehandeln, weil er mit dem oben 
vorgetragenen Sachverhalt in Zusammenhang 
steht. In seiner Rede in Braunschweig hat der Ab-
geordnete Paul weitere beleidigende Äußerungen 
gegen den Herrn Bundeskanzler und die Bundes-

regierung gemacht. Ich will nur einige Beispiele 
vortragen: 

(Abg. Kunze: Bitte nicht! Bitte nicht!) 

„Die Regierung ist volksfeindlich", „Wir müssen 
uns zusammenschließen und die Adenauer-Regie-
rung zum Teufel jagen" 

(Bravo! bei der KPD — Heiterkeit) 

oder „Hört auf mit diesem Korruptionsstall in 
Bonn!" oder wörtlich: 

Ich sage nicht, daß Adenauer ein Strolch ist; 
denn mit einem Strolch könnte man noch Mit-
leid haben. 
(Abg. Kunze: Es reicht uns! - Glocke des 

Präsidenten.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich darf im Interesse der Förderung der Tagesord-
nung den Herrn Berichterstatter vielleicht bitten 
— zumal er namens des Ausschusses den Antrag 
gestellt hat, die Immunität nicht aufzuheben —, 
in diesem Falle seine Berichterstattung etwas ab-
zukürzen. 

(Beifall. — Zurufe von der Mitte: Mucker

-

mann, es genügt! — Schluß! — Abg. Geng

-

ler: Verzichten!) 

Muckermann (CDU), Berichterstatter: Die übri-
gen Fälle von a) bis e) sind in ähnlicher Weise 
gelagert. 

(Abg. Frau Dr. Brökelschen: Deshalb 
machen Sie doch Schluß!) 

Wie bereits zu Beginn meiner Berichterstattung 
ausgeführt, beantragt der Ausschuß mit Mehrheit, 
nicht einstimmig, in allen Fällen die Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten Paul 
nicht zu erteilen 

(Zurufe von der Mitte: Schluß jetzt!) 

da es sich um Beleidigungen politischen Charakters 
handelt, bei denen die Immunität nach der bis-
herigen Praxis des Bundestages nicht aufgehoben 
werden soll. 

(Erneute Schlußrufe.) 

Ich bitte namens des Ausschusses für Geschäfts-
ordnung und Immunität, entsprechend zu beschlie-
ßen. 

(Bravorufe.) 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter, insbesondere 'für die Abkürzung 
des Berichts, 

(Heiterkeit) 
und bitte zum letzten Bericht den Herrn Abgeord-
neten Hoogen zu Punkt 28 der Tagesordnung: Be-
ratung des Mündlichen Berichts des Ausschusses 
für Geschäftsordnung und Immunität (3. Ausschuß) 
betreffend Genehmigung zum Strafverfahren gegen 
den Abgeordneten Reimann gemäß Schreiben des 
Bundesministers der Justiz vom 23. Februar 1952 
(Nr. 3934 der Drucksachen). 

Hoogen (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im September des 
Jahres 1951 soll der Herr Abgeordnete Reimann 
dem damaligen Vorsitzenden des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes, Herrn Fette, einen Brief ge-
schrieben haben. In diesem Brief soll es nach der 
Darstellung der  Staatsanwaltschaft u. a. wie folgt 
heißen: 
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Die verleumderische Behauptung ist von Ihnen 

— nämlich von Herrn Fette — 
aufgestellt und verbreitet worden, um Ihre 
eigene Zusammenarbeit mit dem Vorsitzenden 
der scharfmacherischen Unternehmerverbände, 
mit  dem Bundeskanzler des Großkapitals, 
Adenauer, 
(Abg. Rische: Darum mußte er ja gehen!) 
und dem Präsidenten der neofaschistischen 
Offiziers- und Soldatenbünde, Hansen, zum 
Nachteil und zum Unglück der Arbeiter und 
aller Werktätigen zu beschönigen. 
(Abg. Rische: Damit hat er doch recht 
gehabt! Deshalb mußte der ja gehen!) 

Meine Damen und Herren, in dem Ausdruck 
„Bundeskanzler des Großkapitals" erblickt der 
Herr Bundeskanzler eine Beleidigung 

(Lachen und Zurufe von der KPD) 

und hat deshalb form- und fristgerecht Strafan-
trag gestellt. Der  Ausschuß war  einstimmig der 
Meinung, daß es sich bei dieser Äußerung um eine 
im politischen Tageskampf gefallene Äußerung 
handle, derentwegen die Genehmigung zur Durch-
führung eines Strafverfahrens nicht erteilt wer-
den solle. 
Diesen Beschluß des Ausschusses unterbreite ich 

hiermit dem Hohen Hause mit der Bitte, ihm bei-
zutreten. 

(Abg. Renner: Die Mimose Adenauer!) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
damit ist die Berichterstattung zu den Tagesord-
nungspunkten 12 bis 28 erledigt. 

Es ist im Ältestenrat eine Aussprachezeit von 90 
Minuten vereinbart worden. Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat Herr Abgeordneter Fisch, 
wobei ich, um vorzeitigen Schluß-Rufen vorzubeu-
gen, darauf hinweise, daß der Ältestenrat eine 
Verständigung dahin erzielt hat, daß mit Rücksicht 
auf die besondere Lagerung der Fälle die Redezeit 
des Vertreters der kommunistischen Gruppe in 
diesen Fällen 35 Minuten betragen soll. 

(Zuruf rechts: Triumph der Großzügigkeit!) 

Fisch (KPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir zunächst eine Vorbe-
merkung. Mir scheint, die 'Bundesregierung hat 
für ihre schlechte Sache, die sie hier vertreten läßt, 
nicht gerade die besten Streiter in den Kampf 
geschickt. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Fisch, 
es steht Ihnen nicht zu, Kritik an den Berichter-
stattern zu üben. Es handelt sich hier um die Be-
richterstatter des Bundestages und nicht um die 
Streiter der Bundesregierung. Ich weise den Aus-
druck zurück. 

Fisch (KPD): Zumindest habe ich den Eindruck, 
daß nicht alle Berichterstatter davon überzeugt 
waren, daß das, was sie vorschlagen, auch rich-
tig ist. 

(Abg. Dr. Horlacher: Dias ist eine Ein-
bildung!) 

Der Ausschuß für Geschäftsordnung und Immu-
nität hat vorgeschlagen, die Immunität von neun 
kommunistischen Abgeordneten des Bundestages 
aufzuheben, damit sie wegen angeblicher Belei-
digung und Verunglimpfung, wegen angeblicher 
Staatsgefährdung und wegen angeblichen Hochver

-

rats vor Gericht gestellt werden können. In fast 
allen Fällen gehen die Anträge vom Herrn Bun-
deskanzler oder von Mitgliedern dF r Bundesregie-
rung aus. Schon damit ist klargestellt, daß es sich 
um einen einheitlichen, von der Bundesregierung 
gesteuerten Plan handelt, der zum Ziel hat, die 
Stimme der kommunistischen Fraktion in diesem 
Hause zu ersticken. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das ist doch unerhört, 
so etwas!) 

Von den Anträgen betroffen sind die Abgeordne-
ten Reimann, Rische, Renner, Müller, Niebergall, 
Agatz, Paul, Frau Strohbach und meine Person. 
Der Vorsitzende des Ausschusses für Geschäftsord-
nung und Immunität, Herr Abgeordneter Ritzel, 
hat bereits mitgeteilt, daß schließlich die ganze 
kommunistische Fraktion auf diese Weise wohl 
ausgeschaltet werden soll. 

Da die Herren  Berichterstatter sich auf die Auf-
zählung von rein formalen Dingen beschränkt 
haben, gestatten Sie mir, daß ich zunächst auf die 
wirklichen politischen Hintergründe der An-
gelegenheit eingehe. Es ist nun fast ein Jahr her, 
seitdem die Bundesregierung den Beschluß gefaßt 
hat, beim Bundesverfassungsgericht zu beantragen, 
die Kommunistische Partei möge für verfassungs-
widrig erklärt und  verboten  werden. Bei diesem 
Verfahren ist bis jetzt nicht viel herausgekommen. 
Herr Lehr, der sonst nicht laut genug mit dem 
Säbel rasseln kann, hat offenbar Angst davor, 
daß seine sogenannten Beweismaterialien in einem 
großen, wirklich öffentlichen Verfahren unter Teil-
nahme der ganzen Welt geprüft werden. Darum 
schlägt man jetzt ein anderes Verfahren ein, um 
die Kommunistische Partei, um ihre führenden 
Männer und Frauen, ihre Abgeordneten außer Ge-
setz stellen zu können, vermeidet man den vom 
Grundgesetz vorgeschriebenen Weg über das  Bun-
desverfassungsgericht und organisiert eine Viel-
zahl von Teilprozessen, möglichst unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit, die Urteile ermöglichen sollen, 
wie man sie in Washington und bei der Bundes-
regierung wünscht. 

(Sehr wahr! bei der KPD.) 

Es ist ein amerikanisches Verfahren, das man hier 
einführen möchte. Auch in Amerika ist die Kom-
munistische Partei bis zum heutigen Tage nicht 
verboten. Nur politisch betätigen darf sie sich 
nicht, und ihre führenden Männer hat man für 
Jahre ins Gefängnis geworfen. Nach dem gleichen 
Verfahren operieren die amerikanischen Besat-
zungsherren in Japan. Auch dort hat man die 
Kommunistische Partei nicht verboten, aber ihre 
Führer und Abgeordneten unter Verletzung aller 
bestehenden Gesetze, oft ohne irgendein Verfahren, 
eingekerkert. 

Nach diesem amerikanischen Muster soll nun 
offenbar auch in Westdeutschland verfahren wer-
den. Es ist auch kein Zufall, daß diese Aktion der 
Bundesregierung gerade im jetzigen Zeitpunkt ge-
startet wird.  Herr Adenauer ist offensichtlich ner-
vös geworden. Er spürt, daß seine Politik des Gene-
ralvertrages, seine Politik der sogenannten West-
integration auf immer größere Schwierigkeiten 
stößt, in Westdeutschland ebenso wie im Ausland. 
Er spürt, wie der Wille zur deutschen Verständi-
gung immer igrößere Teile der Bevölkerung er-
faßt. Das ist der eigentliche Grund, weshalb er es 
für nötig hält, einen Schlag gegen diejenigen zu 
führen, die am entschiedensten für eine friedliche 
Regelung der deutschen Frage, für die Verständi- 
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gung mit dem Osten, für einen Friedensvertrag 
und den Abzug aller Besatzungstruppen ein-
treten. 

(Abg. Renner: Sehr gut!) 
Damit will aber Herr Adenauer gleichzeitig alle 

Nichtkommunisten, die ebenfalls Gegner seiner 
Katastrophenpolitik sind, einschüchtern, als Kom-
munistenfreunde oder getarnte Kommunisten dif-
famieren und sie auf diese Weise zur Kapitulation 
zwingen. Herr Adenauer droht mit dem Zuchthaus 
gegen uns Kommunisten. Aber er hofft, mit dieser 
Drohung ebenso solche Politiker wie Heinemann 
und Bodensteiner, wie die Herren Etzel und 
Freudenberg, wie Frau Wessel und Frau Arnold zu 
treffen und mundtot zu machen. Er will jede Kritik 
an seiner Politik töten, er will jeden Angriff gegen 
seine Regierung als einen Angriff gegen den Staat 
und die Sicherheit der Bundesrepublik darstellen. 
Er benutzt immer mehr solche Methoden, wie sie 
einem autoritären, ja einem faschistischen Regime 
eigen sind. Gerade jetzt, wo durch einige Ereig-
nisse der Beweis erbracht ist, daß eine Verständi-
gung der Deutschen in Ost und West über die 
nationalen Lebensfragen unseres Volkes möglich 
ist, gerade zu diesem Zeitpunkt möchte Herr 
Adenauer eine Demonstration vorführen, die von 
aller Welt nur so ausgelegt werden kann: er will 
keine Verständigung zwischen Ost und West, und 
wo sie für ihn „droht", da tritt er ihr mit den 
Mitteln der Gewalt entgegen. 
Ich verrate kein Geheimnis, wenn ich sage, daß 

es selbst im Ausschuß für Geschäftsordnung und 
Immunität ernste Bedenken gegen dieses Verfahren 
gegeben hat. Selbst Angehörige der Regierungs-
koalition, wie Herr Abgeordnete Mende,  haben 
ausdrücklich erklärt, es sei nicht Sache des Bundes-
tages oder der Staatsanwaltschaft, darüber zu ent-
scheiden, ob ein verfassungswidriges Handeln 
einer Partei vorliege; dies sei einzig und allein 
Sache des Bundesverfassungsgerichts. 

(Abg. Dr. Mende: Sie sehen, wie objektiv 
wir sind, Herr Fisch!) 

- Ich erkenne das in diesem Falle an, Herr Mende. 

Mir scheint aber, daß dieser Versuch, das Bun-
desverfassungsgericht auszuschalten, nicht nur in 
unserem Falle angewandt werden soll. Wir erleben 
doch gerade jetzt in diesen Tagen, wie der Ver-
such der Ausschaltung des höchsten Gerichts der 
Bundesrepublik sozusagen zur Methode der Politik 
der Bundesregierung, ja zur Grundlage ihres Han-
delns in Verfassungsfragen wird. Die sozialdemo-
kratischen Mitglieder haben festgestellt, daß es 
dem Bundestag nicht zustehe, dem seit einem Jahr 
angeforderten Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
durch solche Entscheide vorzugreifen. Man fand 
kein Verständnis für die These des Vertreters des 
Justizministeriums, Herrn Grützner, der da ge-
meint hat, die laufende Klage beim Bundesverfas-
sungsgericht dürfe die Justiz nicht zurückhalten, 
jetzt schon gegen verfassungsfeindliche Elemente 
— womit er die kommunistischen Abgeordneten 
meinte — im einzelnen vorzugehen. Hören Sie doch 
im Lande herum. Selbst unter Leuten, die politisch 
mit uns Kommunisten nicht das geringste zu tun 
haben, herrscht Unbehagen über das anrüchige 
Verfahren, das hier angewendet wird. Man sieht 
voraus, wie dieser verfassungswidrige Raub der 
Immunität an Kommunisten morgen schon gegen-
über jedem anderen Opponenten der Regierungs-
politik angewandt werden könnte. Lassen Sie mich 
hierfür als Zeugen die „Deutsche Zeitung" in Stutt-
gart vom 15. Oktober 1952 zitieren. Sie schreibt: 

Dieses Verfahren, einmal auf Touren gebracht, 
könnte leicht in eine Art Heißhunger ausarten. 
... Wo ist die Gewähr dafür, daß das, was 
heute mit den Kommunisten geschieht, mor-
gen nicht einem anderen politischen Gegner 
widerfährt? 

(Sehr richtig! bei der KPD.) 

Wenn der Bundestag, dem Antrag des Aus-
schusses folgend, die Immunität der neun Abge-
ordneten aufhebt, bricht er wissentlich das Grund-
gesetz. Nach dessen Art. 38 sind die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages „Vertreter des ganzen 
Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebun-
den und nur ihrem Gewissen unterworfen." 

(Zuruf von der Mitte: Also auch nicht 
Moskau!) 

Von uns kommunistischen Abgeordneten hat ein 
jeder den erklärten Willen und den Auftrag von 
90 000 Wählern hinter sich. Man hat uns hierher-
geschickt, damit wir hier und überall für den Frie-
den und die Einheit Deutschlands und die sozialen 
Interessen der werktätigen Menschen eintreten. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 
Das haben wir getan. Weil wir den Auftrag 
unserer Wähler ernst nehmen, darum sind wir die 
erbitterten Gegner der Politik der Bundesregie-
rung, 

(Sehr richtig! bei der KPD) 

und darum ist es unser Recht und unsere Pflicht, 
hier und überall der Politik der Bundesregierung 
entgegenzutreten. Niemand hat das Recht, uns an 
der Ausübung unserer Pflichten, die uns das Grund-
gesetz auferlegt, zu hindern. 

(Abg. Rische: Man kann das auch nicht!) 
Der Art, 46 des Grundgesetzes sichert dem Ab-

geordneten die Immunität. Sie bedeutet die Garan-
tie der parlamentarischen Redefreiheit, 

(Abg. Dr. Horlacher: Der parlamentarischen!) 

die Garantie der Unverletzlichkeit und der Unver-
folgbarkeit aus politischen Gründen. 

(Abg. Neumann: Auch für Kurt Müller!) 
Die Immunität soll den Träger des politischen 
Willens des Volkes davor schützen, Opfer der Will

-

kür einer Regierung zu werden, die ihre politischen 
Gegner zu behindern oder auszuschalten versucht. 
Der bekannte Staatsrechtler der Weimarer Repu

-

blik Graf zu Dohna hat seinerzeit in einem grund

-

sätzlichen Kommentar zum Immunitätsrecht fest

-

gestellt, es sei gerade der Zweck der Immunität, 
den politischen Kampf der Abgeordneten beispiels

-

weise gegen den Abschluß eines für schädlich ge

-

haltenen Abkommens mit einem andern Staat zu 
schützen. Man könnte meinen, Graf zu Dohna 
habe die Situation von heute, die Situation der 
Auseinandersetzung um den Generalvertrag vor

-

ausgesehen. 

Auch hier im Bundestag wurde das Immunitäts-
recht als Schutz des Abgeordneten vor politischer 
Willkür der Regierung klargestellt. Am 3. Novem-
ber 1949 gab der Abgeordnete Dr. von Merkatz 
in der 14. Sitzung des Deutschen Bundestags Ge-
sichtspunkte für die Frage der Aufhebung des 
Immunitätsrechts bekannt, die einem einstimmigen 
Beschluß des Ausschusses für Geschäftsordnung 
und Immunität entsprachen. Gestatten Sie, Herr 
von Merkatz, daß ich Sie einmal in zustimmendem 
Sinne zitiere. Sie sagten damals: 

Auszugehen ist von der inneren Souveränität 
des Hauses und von der Tatsache der Repräsen. 
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tation, die den Gedanken der Unverletzlichkeit 
der politischen Tätigkeit der Parlamentsmit-
glieder zur Voraussetzung hat. Damit kommt 
man zu dem Ergebnis, daß alle Verfahren, die 
von einem politischen Interesse infiziert sind, 
das von einem anderen Träger der öffentlichen 
Gewalt an dem Ergebnis eines solchen Verf ah-
rens genommen wird, grundsätzlich nicht zu 
einer Genehmigung 

— d. h. zur Aufhebung der Immunität — 
führen sollten. ... Nur bei solchen Verfahren, 
bei denen die Schwere des kriminellen Vor-
wurfs unbeeinflußt von politischen Nebenab-
sichten eine Aufklärung des Tatbestandes aus-
schließlich im Interesse des Ansehens des 
Hauses gebietet, sollte ... von der Genehmi-
gung Gebrauch gemacht werden. 

Soweit Herr Kollege von Merkatz. Am selben Tage 
erklärte hier der Abgeordnete Dr.  Schmid:  

es geht um das Verhältnis dieses Parlaments 
zu sich selbst. Zu den fundamentalen Rechten: 
dem Recht,  sich frei zu versammeln, dem Recht, 
Eingriffe der Exekutive - und stünde sie 
noch so hoch — in seinen Bestand zurückzu-
weisen, gehört, was man die Immunität der 
Abgeordneten nennt. Das alles sind mühselig 
unter Blut und Tränen erkämpfte Prärogativen 
der Parlamente. Ohne die Unantastbarkeit die-
ser Prärogativen kann man eine Demokratie 
nicht führen. 

Soweit der Kollege Dr. Schmid. 
Bei der Wahrung dieses Immunitätsrechts geht 

es also nicht um das Schicksal des einen oder an-
deren Abgeordneten und es geht nicht um die be-
hauptete Schuld oder Unschuld des einzelnen Ab-
geordneten. Hier geht es allein um einen Rechts-
anspruch des Parlaments als Ganzes. Hier geht es 
um den Grundcharakter einer Institution der 
Demokratie. Wer sich zu ihr bekennt, muß sie 
schützen, gleich, um wen es sich handelt, auch und 
erst recht, Herr Horlacher, gegenüber dem politi-
schen Gegner. 

(Abg. Dr. Horlacher: Ich habe ja gar nichts 
gesagt!) 

— Doch, im Ausschuß haben Sie sehr eifrig ge-
sprochen. Wer den politischen Gegner von diesem 
Grungesetz ausnimmt, der gibt das demokratische 
Grundrecht als solches preis und verläßt den 
Boden der Demokratie. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das haben Sie total 
verwurstelt!) 

Von diesen Erwägungen ausgehend, war bis jetzt 
auch stets unbestritten, daß eine politische Beleidi-
gung nicht zum Gegenstand der Strafverfolgung 
eines Abgeordneten werden dürfe. Man hat bisher 
Anträge auf Aufhebung der Immunität mit solchen 
Begründungen stets und grundsätzlich abgelehnt. 
Wollen Sie hier eine neue Praxis schaffen, nur dar-
um, weil es sich um Gegner der Adenauer-Politik 
handelt? Wollen Sie vor aller Welt demonstrieren, 
daß für Sie der Grundsatz der Gleichheit vor dem 
Gesetz keine Geltung hat, wenn es sich um poli-
tische Gegner handelt? Wer diesen Weg beschreitet, 
folgt den Spuren Hitlers. 

(Zuruf des Abg. Dr. Horlacher.) 
Sollte es nicht mehr wahr sein, daß der Terror-
feldzug des Hitlerregimes gegen eine jede Oppo-
sition mit der Kassierung der 81 kommunistischen 
Reichstagsmandate im März 1933 begann? 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Wollen Sie heute empfehlen, den verhängnisvollen 
Weg, der damals beschritten wurde, noch einmal zu 
gehen? 
Es wäre beinahe überflüssig, sich mit den Be-

gründungen für die vorliegenden Anträge auf Auf-
hebung der Immunität zu befassen. Sie wissen so 
gut wie ich, daß es den Urhebern dieses Verfahrens 
auf eine rechtliche Begründung überhaupt nicht 
ankommt. Sie wollen lediglich ihr Ziel erreichen, 
die kommunistische Fraktion im Deutschen Bun-
destag mundtot zu machen. Ich will darum auf 
diese sogenannten Begründungen eingehen, um zu 
zeigen, wie leicht es sich die Herren Antragsteller 
in den Bundesministerien gemacht haben. 

Da ist zunächst der Antrag auf Genehmigung 
zum Strafverfahren gegen den Abgeordneten Max 
Reimann, den Vorsitzenden der Kommunistischen 
Partei Deutschlands, Drucksache Nr. 3755. 

(Abg. Dr. Horlacher: Das ist der 
Unschuldigste!) 

Die Strafverfolgung soll eingeleitet werden wegen 
Staatsgefährdung und Beleidigung der Bundes-
republik. Ich möchte auf eines hinweisen. Der Ver-
such, den Vorsitzenden unserer Partei durch ein 
Terrorurteil politisch auszuschalten, ist ein Ver-
such, die Partei selbst zu treffen. Herr Dr. Aden-
auer verfährt genau nach dem Muster der Hitler-
justiz, die seinerzeit versuchte, sich in dem beab-
sichtigten Prozeß gegen Ernst Thälmann eine 
scheinbare Rechtfertigung für die ungesetzlichen 
Gewaltmaßnahmen gegen die Kommunistische 
Partei zu beschaffen. 

Der Abgeordnete Reimann ist verantwortlich 
für einen Aufruf des Parteivorstands der KPD, 
der sich gegen die Unterzeichnung der Kriegsver-
träge von Bonn und Paris wendet. Aus diesem Auf-
ruf greift die Staatsanwaltschaft als besonders 
schwerwiegend folgende Stelle heraus: 

Darum ist die Untschrift Dr. Adenauers unter 
diesen Vertrag einem. Staatsstreich gleichzu-
setzen. 

Ist diese Erklärung etwas anderes als die Feststel-
lung eines Tatbestandes? Haben nicht zahlreiche 
Vertreter anderer politischer Auffassungen den 
gleichen Standpunkt vertreten? 

(Abg. Rische: Alle Zeitungen schreiben das!) 
Jeder Tag, der ins Land geht, ist doch ein Beweis 
mehr dafür, 

(Sehr wahr! bei der KPD) 
daß diese Feststellung den Tatsachen entspricht. 

(Abg. Renner: Sehr gut!) 
Oder wollen Sie vielleicht darüber hinwegsehen, 
daß wir seit Stunden hier in diesem Hause auf das 
Erscheinen des Herrn Bundeskanzlers warten, da

-

mit er sich vor der Öffentlichkeit gegen den Vor

-

wurf rechtfertigt, er organisiere den Staatsstreich? 
(Beifall bei der KPD.) 

Wenn er solche Furcht hat, sich gegenüber diesem 
Vorwurf zu verwahren, der von fast der Hälfte 
der Mitglieder des Hauses gegen ihn erhoben wird, 
warum tritt er nicht hierher und spricht seine Mei-
nung aus? Ist seine Sache so schlecht, daß er sich 
scheuen muß, sie zu verteidigen? Hat es nicht die 
erdrückende Mehrheit unseres Volkes als eine un-
erhörte Mißachtung ihres Willens betrachtet, daß 
der Bundeskanzler im Mai dieses Jahres seine Un-
terschrift unter diese Unglücksverträge setzte, ohne 
das Volk, ja selbst ohne den Bundestag über ihren I Inhalt informiert zu haben? 
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In dem fraglichen Aufruf heißt es weiter: 
Die drohenden Gefahren für die deutsche Ar-
beiterklasse, für unser ganzes Volk können 
nur abgewandt werden durch den Sturz der 
volksfeindlichen Adenauer-Regierung. 

In dieser Formulierung erblickt die Staatsanwalt-
schaft das Verbrechen der Staatsgefährdung und 
droht dem Abgeordneten Reimann deswegen mit 
dem Zuchthaus. Herr Adenauer setzt seine Person 
offensichtlich mit dem Staate gleich. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 
Er hat sich die historischen Figuren des Absolutis-
mus zu seinen Vorbildern erkoren. Er konstruiert 
die These: Wer mich angreift, greift den Staat an. 
An dem zitierten Aufruf der KPD ist kein Wort 
gegen den Bestand der Bundesrepublik gesagt, 

(Sehr gut! bei der KPD) 
klare Worte allerdings gegen den Fortbestand der 
Adenauer-Regierung. 

(Abg. Frau Strohbach: Sehr richtig!) 

Jawohl, wir sagen — und das ist unser gutes 
Recht —, daß der Friede nur gewahrt und die Ein-
heit unseres Vaterlandes nur geschaffen werden 
kann, wenn diese volksfeindliche Adenauer-Regie-
rung verschwindet. 

(Beifall bei der KPD.) 
Wer uns daran hindern will, das zu sagen, der be-
dient sich faschistischer Methoden, weil er sich zu 
schwach fühlt, zu schwächlich fühlt, um seinen Be-
stand mit demokratischen Mitteln zu sichern. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

In einem weiteren Fall — Drucksache Nr. 3752 
— wird die Genehmigung zum Strafverfahren ge-
gen die Abgeordneten Reimann und Fisch wegen 
Beleidigung der Bundesregierung und Staatsge-
fährdung beantragt. Sie werden als verantwortlich 
bezeichnet für die der Öffentlichkeit übergebene 
Klagebeantwortung der KPD in der beim Bundes-
verfassungsgericht anhängigen Verfassungsstreit-
sache der Bundesregierung gegen die KPD. Als be-
sonders schwerwiegend erachtet es die Staatsan-
waltschaft, daß wir in dieser Klagebeantwortung 
feststellten: 

Wer heute Hitler und Göring nachahmt, wird 
das gleiche Ende finden wie diese. 

Ich wünschte, Herr Kollege Ewers wäre noch hier 
und könnte feststellen, daß er vorhin falsch zitiert 
hat! 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Wie kommt es — so muß man fragen —, daß die 
Bundesregierung diese Feststellung so schnell auf 
sich bezieht? 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Wer Hitler und Göring nachzuahmen versucht, der 
wird tatsächlich so enden wie diese. Daran wird 
weder Herr Adenauer noch der Düsseldorfer Ober-
staatsanwalt etwas ändern können. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Als staatsgefährdend wird unsere Feststellung be-
zeichnet, die Bundesregierung betreibe eine ver-
fassungswidrige, volksfeindliche, kriegsvorberei-
tende Politik 

(Abg. Renner: Lauter Wahrheit!) 

und häufe systematisch Verfassungsbruch auf Ver-
fassungsbruch. Gibt es nicht Millionen im Lande, 
die den Bundeskanzler des systematischen Verfas-

sungsbruchs bezichtigen? Sind nicht heute alle Zei

-

tungen mit den Meldungen über die Verfassungs

-

krise, herbeigeführt durch den Bundeskanzler, voll? 
(Sehr gut! bei der KPD.) 

Können Sie diese Feststellungen durch den Staats-
anwalt aus der Welt schaffen? 

(Beifall bei der KPD.) 
War diese Feststellung nicht auch der Anlaß für 
das Ausscheiden des ehemaligen Bundesinnenmini-
sters Dr. Heinemann aus der Bundesregierung im 
Herbst 1950? Will man die Abgeordneten Boden-
steiner und Frau Wessel auch zu staatsgefährden-
den Elementen stempeln, die dasselbe feststellen 
wie wir, nämlich daß die Politik Adenauers unwei-
gerlich zum Kriege treibt? Will man die politische 
Entscheidung in diesem Hause, will man die poli-
tische Entscheidung des Volkes über seine Lebens-
frage ersetzen durch Entscheidungen von Staats-
anwälten und Sondergerichten? 

Übrigens, diese Klageerwiderung des Parteivor-
standes der KPD ist ein Teil der Verteidigung in 
dem laufenden Verfahren vor dem Karlsruher Ver-
fassungsgericht. Zu dieser Stellungnahme als Ant-
wort auf die Klagebegründung der Bundesregie-
rung hat uns das Gericht aufgefordert. Will uns die 
Bundesregierung darum verurteilen, weil wir un-
sere Antwort auf ihre Beschuldigungen öffentlich 
abgeben? Ist es strafwürdig, auf eine öffentliche 
Anklage öffentlich zu antworten? Hat die Bundes-
regierung zu befürchten, daß aus unserer Vertei-
digung eine niederschmetternde Anklage gegen die 
Bundesregierung wird? 

Aber es kommt noch toller. Der Bundeskanzler 
hat gegen den Abgeordneten Rische Strafantrag 
wegen Staatsgefährdung gestellt — Drucksache 
Nr. 3764 —, und zwar wegen zweier Flugblätter, 
die von ihm verantwortlich gezeichnet sind und 
die eine Rede des Ministerpräsidenten Grotewohl 
vom 15. September 1951 wiedergeben, sonst nichts, 
keine Zeile sonst. Staatsgefährdung soll es also 
sein, die mit Zuchthaus bedroht wird, wenn ein 
Deutscher die Rede des Ministerpräsidenten des 
anderen Teiles Deutschlands veröffentlicht, um der 
Verständigung und der Wiedervereinigung unserer 
Heimat zu dienen. Es handelt sich um eine Rede, 
die vor dem Berliner Parlament gehalten wurde, 

(Sehr gut! bei der KPD) 

um eine Rede, in der sich Ministerpräsident Grote-
wohl eindringlich an den Bundestag und die Bun-
desregierung wendet, um endlich auf dem Wege 
zur Wiedervereinigung einen Schritt vorwärtszu-
kommen. Könnte es eine drastischere Selbstentlar-
vung des Bundeskanzlers geben als diesen Versuch, 
einen ernst gemeinten und konstruktiven Vorschlag 
zur Überwindung der Spaltung Deutschlands mit 
Zuchthausdrohung zu beantworten? Fürchtet Herr 
Adenauer, daß die Bevölkerung die Vorschläge 
Grotewohls zur Kenntnis bekommt? Fürchtet er, 
daß die Wahrheit ins Volk dringt? Hätte er es ge-
wagt, etwa die Veröffentlichung der Rede eines 
amerikanischen Generals ebenso zu behandeln, 
auch wenn dieser offen zum neuen Völkermord 
hetzt? 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

In gleicher Weise wird die Aufhebung der Im-
munität der Abgeordneten Frau Strohbach bean-
tragt — Drucksache Nr. 3761 —, die ebenfalls ver-
folgt werden soll, weil sie für die Veröffentlichung 
einer Rede des Ministerpräsidenten Grotewohl vor 
der Volkskammer verantwortlich zeichnete. 
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In drei Fällen wird die Genehmigung zur Straf-

verfolgung des Abgeordneten Oskar  Müller ver-
langt, darunter auch mit der Begründung, es han-
dele sich um einen Fall der Vorbereitung zum 
Hochverrat. Man wirft dem Abgeordneten Müller 
vor, daß er für eine ganze Reihe von Flugblättern 
und Broschüren verantwortlich zeichnete, die sich 
allesamt gegen den Krieg, für die Einheit der Ar-
beiterklasse, für die nationalen Interessen unseres 
Volkes und für einen Friedensvertrag aussprechen. 
Unter den diskriminierten Schriften befindet sich 
- bitte, hören Sie genau zu — auch die Wiedergabe 
des Wortlauts der Erklärung der Regierungsdele-
gation der Deutschen Demokratischen Republik vor 
dem 2. Politischen Ausschuß der UN-Vollversamm-
lung in Paris. 

(Hört! Hört! bei der KPD.) 

Darunter befindet sich weiter der Text eines offe-
nen Briefes des Zentralkomitees der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands an die Mitglieder und 
Funktionäre der SPD und der KPD. Darunter be-
findet sich schließlich eine Broschüre, die den Wort-
laut einer Rede des sozialdemokratischen Abgeord-
neten Dr. Luetkens hier im Bundestag wiedergibt. 

(Erneutes Hört! Hört! bei der KPD.) 
Meine Damen und Herren, genügt Ihnen diese 

Aufzählung, oder brauchen Sie noch mehr Beweise 
dafür, daß diese Anklagen ein tolles Machwerk 
politischer Willkür und politischer Sondergerichts-
barkeit darstellen? Brauchen Sie noch mehr Be-
weise, um zu wissen, daß der Bundestag als Instru-
ment einer Willkürjustiz mißbraucht werden soll? 

(Abg. Renner: So wie jetzt das 
Verfassungsgericht!) 

Auch dem Fall des Abgeordneten Agatz, der ein 
Gerichtsverfahren wegen Verunglimpfung und Be-
leidigung des Bundeskanzlers bekommen soll, liegt 
ein Strafantrag des Bundeskanzlers persönlich zu-
grunde. Die Strafverfolgung soll wegen eines Flug-
blattes eingeleitet werden, in dem es u. a. heißt: 
„Unsere Jugend soll auf die Schlachtfelder eines 
amerikanischen Krieges gegen den Osten getrie-
ben werden." Diese Feststellung will der Herr Bun-
deskanzler mit Gefängnis beantworten, als ob er 
damit aus der Welt schaffen könnte, daß er selbst 
noch in diesem Sommer die sogenannte „Neuord-
nung Osteuropas" als eines der wesentlichsten Ziele 
der Politik der Bundesregierung bezeichnet hat, als 
ob er damit aus der Welt schaffen könnte, daß sein 
Herr Staatssekretär die Ausdehnung des von den 
Amerikanern geführten Westblocks bis zum Ural 
empfohlen hat. Ja, es ist wirklich eine schlechte 
Sache, wenn man sich der politischen Auseinander-
setzung und der politischen Rechtfertigung dadurch 
zu entziehen versucht, daß man den Staatsanwalt 
auf gewählte Abgeordnete hetzt. 
Gegen den Abgeordneten Niebergall wird die 

Genehmigung zur Strafverfolgung mit folgender 
Begründung beantragt: Am 1. Mai hat in Mainz 
eine Arbeiterkundgebung stattgefunden, bei der 
ein Transparent „Fort mit Soldatenauer!" mitge-
führt wurde, wie Sie vom Berichterstatter schon 
hörten. Einige Kundgebungsteilnehmer haben, wie 
es heißt, Polizisten, die versuchten, dieses schöne 
Transparent zu beschlagnahmen, abgedrängt. Sie 
hätten dadurch die Hüter der Ordnung an der 
Feststellung von Personalien gehindert. Unter die-
sen Personen sei auch der Abgeordnete Otto 
Niebergall festgestellt worden. Und das ist der 
Anlaß zu einer Klage wegen Aufruhrs und Land-
friedensbruchs! 

Schließlich der Fall des Abgeordneten Renner. 
Seine Immunität soll aufgehoben werden, weil er 
auf einer Pressekonferenz, die hier im Hause statt-
gefunden hat, auf die finanzielle und politische 
Unterstützung des Kaiser-Ministeriums für die 
BDJ-Banditen aufmerksam gemacht hat. 

(Zuruf von der KPD: Das ist erwiesen!) 

Herr Kaiser betrachtet dies als eine politische Be-
leidigung und schreit nach dem Strafrichter. Er 
sollte sich lieber um den Strafrichter bemühen, der 
sich seiner Schützlinge vom BDJ annimmt. 

(Zustimmung bei der KPD.) 

Er sollte lieber hier vor diesem Hause Rechen-
schaft geben, wozu die Steuergelder verwandt 
wurden, die er aus dem Geheimfonds seines Mini-
steriums dem faschistischen Mörderklüngel des 
BDJ ausgehändigt hat. 

(Erneute Zustimmung bei der KPD.) 
Das wäre besser und entspräche eher dem Willen 
der Bevölkerung, als kommunistische Abgeordnete 
wegen Beleidigung vor den Kadi zu schleppen. 

Nur zur Abrundung des Bildes möchte ich noch 
darauf hinweisen, daß in der Debatte des Aus-
schusses auch schon die Möglichkeit eine Rolle 
spielte, den kommunistischen Abgeordneten auf 
Grund der für sie vorbereiteten Verfahren und 
Urteile das aktive und passive Wahlrecht abzu-
erkennen. 

(Abg. Renner: Das ist das Ziel!) 

Sehen Sie, auch hier haben Sie die amerikanische 
Handschrift. Das ist doch allzu deutlich. Nach in 
Japan bewährtem Muster will man verhindern, 
daß kommunistische Abgeordnete bei der kommen-
den Bundestagswahl erneut kandidieren. Was das 
neue Wahlgesetz, dessen Ausklügelung die Bun-
desregierung soviel Mühe kostet, nicht ganz sicher 
zuwege bringt, soll diese Vorwegausschaltung kom-
munistischer Kandidaten garantieren. Auch hier 
liefert die Bundesregierung der Welt einen Be-
weis ihrer „demokratischen" Gesinnung. 

Meine Damen und Herren, Sie werden mir zu-
stimmen müssen, wenn ich sage, daß die Begrün-
dungen, mit denen die Bundesregierung ihre Anträge 
stützt, für sie gar nicht ausschlaggebend sind. Um 
das Ziel, nämlich die Ausschaltung der kommu-
nistischen Abgeordneten aus dem Bundestag, zu 
erreichen, wäre die Bundesregierung sicherlich in 
der Lage, jeden Tag beliebig viele derartige soge-
nannte Begründungen anzuführen in der Hoff-
nung, in diesem Hause eine automatisch funktio-
nierende Mehrheit zu finden, die zu allem ja sagt. 

Aber die Bundesregierung möge nicht glauben, 
daß solche Methoden ausreichen, um den Wider-
stand gegen die Kriegsverträge von Bonn und 
Paris zu ersticken und um die Kräfte zu lähmen, 
die sich im ganzen Land für die Erhaltung des 
Friedens und die Einheit unseres Vaterlandes er-
heben. 
Sie kennen die von Herrn Adenauer geübte 

Praxis, solche Politiker, die anderer Meinung sind 
als er, zu beschimpfen und zu verleumden. Sie 
haben heute die Entscheidung darüber, ob alle die-
jenigen, die Herr Adenauer als Dummköpfe oder 
Verräter zu bezeichnen beliebt, künftighin als 
staatsgefährdende Elemente ins Gefängnis oder 
ins Zuchthaus wandern sollen. In Ihrer Hand liegt 
die Entscheidung, ob Sie den Grundsatz des einen 
und gegen jedermann gleichen Rechts auf recht-
erhalten wollen oder ob Sie dem neuen Grundsatz 
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der Adenauer-Regierung zustimmen, daß Recht ist, 
was der Politik der Bundesregierung nützt. In 
Ihrer Hand liegt es, ob, heute mit Präjudizentschei-
den  dieses Hauses die Bahn frei gemacht wird für 
eine künftige hemmungslose Staatsjustiz gegen 
jede freiheitliche Meinungsäußerung. Ein anderer 
Freund der amerikanischen Politik auf einem an-
deren Erdteil, Mr. Syngman Rhee, hat kürzlich die 
gesamte parlamentarische Opposition verhaften 
und so lange festhalten lassen, bis sie bereit war, 
sich seinem Willen zu beugen. Wenn Sie wollen, 
daß die Praxis des korrupten Bediensteten der 
amerikanischen Machtpolitik in Korea hier in 
Westdeutschland von Amts wegen eingeführt wird, 
dann stimmen Sie den Anträgen des Ausschusses 
zu. 

(Bravo! rechts.) 

Wenn Sie aber das Bekenntnis zur demokratischen 
Ordnung ernst nehmen, wenn Sie wollen, daß das 
Recht, für die Einheit Deutschlands und den 
Frieden einzutreten, keinem Abgeordneten entzo-
gen werden darf, dann müssen Sie die Ihnen vor-
gelegten Anträge des Ausschusses ablehnen. Den-
ken Sie daran: Es ist leicht, das Recht zu brechen, 
aber es ist schwer, sich der Verantwortung dafür 
zu entziehen. 

(Beifall bei der KPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
der Herr Bundeskanzler wünscht eine 

Erklärung 
abzugeben. Ich unterbreche die Besprechung über 
die Punkte 12 bis 28. 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und meine Herren! Auf die Erklä-
rung, die der Herr Bundestagsabgeordnete Mellies 
heute im Auftrage seiner Fraktion abgegeben hat, 
erwidere ich im Namen der Bundesregierung fol-
gendes. 
Am 10. Juni dieses Jahres hat der Herr Bundes-

präsident das Bundesverfassungsgericht um ein 
Gutachten über die Vereinbarkeit des EVG-Ver-
trages mit dem Grundgesetz ersucht. Zu gleicher 
Zeit hatten die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion und eine Anzahl von anderen Abgeord-
neten des Bundestages eine präventive Normen-
kontrollklage beim Bundesverfassungsgericht ein-
gereicht mit dem Ziele, festzustellen, daß der EVG

-

Vertrag mit dem Grundgesetz nicht vereinbar sei. 
Das Bundesverfassungsgericht hat damals die Bun-
desregierung und die Kläger der Normenkontroll-
klage gefragt, ob sie beide bereit seien, sich dem 
zu erstattenden Gutachten freiwillig zu unterwer-
fen. Das Bundesverfassungsgericht hat durch diese 
Anfrage eine Art von schiedsrichterlichem Ver-
fahren herbeiführen wollen. Die Bundesregierung 
hat dem Bundesverfassungsgericht erklärt, sie sei 
dazu bereit. Die klagende sozialdemokratische Frak-
tion hat dagegen erwidert, sie könne das Gut-
achten nicht als für sie verbindlich anerkennen. 
Im Gegensatz zu diesen Vorgängen hat das Bun-

desverfassungsgericht am 8. Dezember beschlossen, 
daß das jetzige und die künftigen Rechtsgutachten 
für die Entscheidungen der Senate bindend seien. 
Das Bundesverfassungsgericht hat damit eine 
grundsätzliche Entscheidung getroffen. Die Bun-
desregierung mußte deshalb diese Frage ebenfalls 
grundsätzlich betrachten. Sie ist bei ihren Über-
legungen zu der Überzeugung gekommen, daß der  

am 9. Dezember verkündete Beschluß des Bundes-
verfassungsgerichts vom 8. Dezember weder im 
Grundgesetz noch in sonstigen Gesetzen eine Stütze 
findet. 

Dem Herrn Bundespräsidenten ist diese Ansicht 
der Bundesregierung durch mich im Auftrage des 
Kabinetts am Vormittag des 9. Dezember mit-
geteilt worden. Nachdem die Herren Staats-
sekretäre Hallstein und Strauß von Karlsruhe 
zurückgekehrt waren, haben sie dem Kabinett, das 
zu einer zweiten Sitzung zusammengetreten war, be-
richtet. Das Kabinett ist in seiner zweiten Sitzung 
bei der Auffassung, die es sich in der ersten Sitzung 
gebildet hatte, geblieben. Eine vom Kabinett ge-
wählte Abordnung hat dem Herrn Bundespräsi-
denten das Ergebnis der zweiten Kabinettsberatung 
mitgeteilt. An den Herrn Bundespräsidenten haben 
weder das Kabinett noch ich eine Bitte gerichtet. 
Der Herr Bundespräsident hat, wie er in seiner Er-
klärung gesagt hat, aus eigener Verantwortung 
sich entschieden, übrigens nachdem er zuvor auch 
den Vorsitzenden der sozialdemokratischen Frak-
tion, Herrn Ollenhauer, gehört hatte. Die für ihn 
maßgebenden Gründe hat der Herr Bundespräsi-
dent in seiner Rundfunkansprache gestern der 
Öffentlichkeit mitgeteilt. 
Es besteht und bestand keine Veranlassung, von 

einer Regierungskrise oder von einem Verfassungs-
konflikt zu sprechen. Die Bundesregierung hat 
nicht in ein schwebendes Verfahren eingegriffen. 
Sie hat ebenfalls nicht verlauten lassen, daß sie er-
wäge, das Gesetz über das Bundesverfassungs-
gericht noch für das gegenwärtig schwebende Ver-
fahren ändern zu lassen. 

(Abg. Renner: Das war bloß der Herr Ehlers!) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
Sie haben die Erklärung des Herrn Bundeskanz-
lers zur Kenntnis genommen. — Herr .Abgeordne-
ter Dr. Menzel! 

Dr. Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir bitten um eine Pause von einer 
halben Stunde, um über die Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers beraten zu können. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich darf annehmen, daß das 
Haus damit einverstanden ist, da wir heute nach-
mittag in gleicher Weise verfahren haben. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 19 Uhr 20. 

(Unterbrechung der Sitzung: 
18 Uhr 51 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 19 Uhr 35 durch den Präsi-
denten Dr. Ehlers wieder eröffnet. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
wir fahren in der unterbrochenen Sitzung fort. 

Ich darf zunächst darauf hinweisen, daß die Sit-
zung des Auswärtigen Ausschusses ausfällt. 
Zu einer Erklärung gemäß § 36 der Geschäfts-

ordnung wünscht Herr Abgeordneter Mellies das 
Wort. Bitte schön! 

Mellies (SPD): Meine Damen und Herren! Die 
sozialdemokratische Fraktion ist von der Erklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers nicht befriedigt. 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 
Im Sommer hatte das Bundesverfassungsgericht 
angefragt, ob die Beteiligten ein Gutachten als für 
sich verbindlich anerkennen würden. Die damals 
am Verfahren beteiligte Minderheit des Bundestags 
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hat sich mit Grund hierzu nicht für berechtigt ge-
halten. Durch seinen am 9. Dezember ergangenen 
Beschluß hat das Bundesverfassungsgericht die 
Verbindlichkeit seines Gutachtens für seine Senate 
ausgesprochen. 

Wir bedauern, daß der Herr Bundeskanzler den 
Vorwurf erhoben hat, der am 9. Dezember ergan-
gene Beschluß des Bundesverfassungsgerichts finde 
weder im Grundgesetz noch in sonstigen Gesetzen 
eine Stütze. Es wäre richtiger gewesen, der Herr 
Bundeskanzler hätte zunächst die schriftliche Be-
gründung dieses Beschlusses abgewartet. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Für den von ihm erhobenen Vorwurf besteht kein 
Grund. 

(Abg. Dr. von Brentano: Doch!) 

Niemand hat  in  Zweifel gezogen, daß sich der Herr  
Bundespräsident aus eigener Verantwortung ent-
schieden hat. 

(Rufe von der CDU: Aha!) 
Es ziemt uns nicht, diese Frage auch nur zu stellen. 
Dagegen trifft es nicht den  eigentlichen Vorgang, 

wenn der Herr Bundeskanzler gesagt hat, weder 
die Bundesregierung noch er hätten an den Herrn 
Bundespräsidenten eine Bitte gerichtet. Tatsache 
ist, daß die Bundesregierung zweimal in dieser 

 Sache Schritte bei dem Herrn Bundespräsidenten 
 unternommen und, wie der Herr Bundeskanzler 

selbst gestern vor der Presse ausführte, den Herrn 
Bundespräsidenten in diesem Zusammenhang an 
seinen Eid erinnert hat. 

(Hört! Hört! links. - Abg. Renner: Zur 
Geschäftsordnung!) 

Präsident Dr. Ehlers: Zur Geschäftsordnung Herr 
Abgeordneter Renner! 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Durch diese Erklärung, die der Spre-
cher der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
soeben abgegeben hat, ist unserer Überzeugung 
nach die Aussprache über die Erklärung des Herrn  
Bundeskanzlers eröffnet. Ich halte mich aber für 
berechtigt, anzunehmen, daß der Herr Bundestags-
präsident diese Aussprache verhindern will, 

(Zurufe von der Mitte) 

und zwar unter Bezugnahme darauf, daß er dem 
Sprecher der SPD-Fraktion das Wort nur zu einer 
Erklärung nach § 36 der Geschäftsordnung gegeben 
hat. Ich kann mir nicht vorstellen, daß die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion dieses Manöver 
mitmacht; vielmehr bin ich der Meinung, daß auch 
nach ihrer Auffassung durch diese Erklärung die 
Aussprache als eröffnet angesehen werden muß. 

Um aber darüber Klarheit zu bekommen und 
um zu verhüten, daß auf diese Art und Weise ein 
Recht des Bundestages ausgeschaltet wird, bean-
trage ich hiermit ausdrücklich die Eröffnung der 
Aussprache über die Erklärung des Herrn Bundes-
kanzlers. Ich bin sicher, daß ich die dafür not-
wendigen Stimmen — falls der Herr Bundestags-
präsident es nicht auch noch ablehnt, über diesen 
Antrag abstimmen zu lassen — hier im Hause fin-
den werde. Sie  können einfach nicht mitmachen, 
daß unter kläglicher, geschickter Auslegung — 
unter Auslegung im falschen Sinne — der Ge-
schäftsordnung diese so wichtige Aussprache ver-
hindert wird, und Sie können nicht wollen, daß zu 
dieser Streitfrage nicht alle Fraktionen und Grup-
pen dieses Hauses zu Wort kommen. Wenn Sie das  

wollen, beweisen Sie damit höchstens das eine,  

daß Sie Angst davor haben, daß unser Volk er-
fährt, was mit diesem Spiel getriebenwerden soll.  

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren!  
Der Herr Abgeordnete Renner unterstellt mir, daß  
ich eine Aussprache verhindern wolle.  

(Zuruf des Abgeordneten Renner.)  
Ich befinde mich im Rahmen der Geschäftsordnung.  
Nach § 48 Abs. 3 der Geschäftsordnung kann eine  
Aussprache über die Erklärung der Bundesregie-
rung erfolgen, wenn sie von 30 anwesenden Abge-
ordneten gefordert wird. Der Abgeordnete Renner  
hat für 14 gesprochen. Darf ich fragen, wo die  
übrigen 16 Abgeordneten sind?  

(Abg. Renner: Also doch ein Zusammen

-

spiel zwischen Ihnen und dem Herrn  
Mellies!)  

Die Aussprache ist nicht von 30 Abgeordneten ge-
fordert. Da sachliche Anträge nicht gestellt wer-
den können, ist dieser Punkt damit erledigt.  

(Abg. Renner: Doch ein Zusammenspiel!  
— Lachen bei den Regierungsparteien.)  

Meine Damen und Herren, ich bin darüber  
unterrichtet worden, daß das Haus aus naheliegen-
den Gründen wünscht, nicht zu spät in den Abend  
hinein die Sitzung fortzusetzen. Ich mache Ihnen  
daher den Vorschlag — und insofern komme ich  
ja den Herren, die sich besonders daran beteiligt  
haben, entgegen —, die Beratung der Mündlichen  
Berichte zu den Punkten 12 bis 28 der Tagesord-
nung betreffend Genehmigungen zu Strafverfahren  
gegen Abgeordnete der Gruppe der KPD heute zu  
unterbrechen und sie auf die nächste Sitzung des  
Bundestages zu vertagen. Darf ich fragen, ob das  
Haus damit einverstanden ist.  

(Zustimmung und Widerspruch.)  
Meine Damen und Herren, ich bitte diejenigen, die  

für Absetzung dieser Punkte von der Tagesord-
nung sind, eine Hand zu erheben. — Das ist die  
überwiegende Mehrheit des Hauses; diese Punkte  
sind abgesetzt.  

(Unruhe.)  
Meine Damen und Herren, durch mündliche Aus-

einandersetzungen wird die Arbeit verhindert; ich  
bitte Sie freundlichst, sie nach Schluß der Sitzung  
vorzunehmen! - Ich habe Ihnen heute morgen  
vorgeschlagen, den Bericht des Ausschusses für  
Finanz- und Steuerfragen über den Entwurf eines  
Gesetzes zur Änderung des Art. 107 des Grund-
gesetzes auf die Tagesordnung zu setzen und heute 
nachmittag diesen Punkt vorzunehmen. Ich darf 
unterstellen, daß die zweite und dritte Beratung 
dieses Gesetzentwurfs ohne allgemeine Aussprache 
stattfinden kann. 

(Zustimmung.) 
Das ist die Meinung des Hauses. Berichterstatter 
ist Herr Abgeordneter Dr. Dresbach, der in ge-
wohnter Kürze diese Berichterstattung übernehmen 
wird. 

(Zurufe: Verzichten! — Drei Sätze!) 
— Meine Damen und Herren, darf ich fragen, ob 
auf die Berichterstattung*) verzichtet wird. — Das 
ist die Meinung der überwiegenden Mehrheit. Ich 
bedanke mich für Ihre liebenswürdigen Bemühun-
gen, Herr Abgeordneter. 

Ich rufe auf zur  
zweiten Beratung.  

*) Schriftlicher Bericht: Anlage 1, Seite 11657. 
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Art. 1, — Art. 2, — Einleitung und Überschrift. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich bitte die 
Damen und Herren, die diesen aufgerufenen Ar-
tikeln des Gesetzes auf Drucksache Nr. 3769 zuzu-
stimmen wünschen, um ein Handzeichen. — Das 
ist, soweit ich sehe, einstimmig. 
Ich komme zur 

dritten Beratung. 
Die allgemeine Besprechung kann entfallen. Die 
Einzelbesprechung entfällt ebenfalls, da Ände-
rungsanträge nicht gestellt sind. 
Ich komme zur Schlußabstimmung. Ich bitte die 

Damen und Herren, die dem Gesetz in der Schluß-
abstimmung zuzustimmen wünschen, sich von 
ihren Plätzen zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? 

(Abg. Renner: Stimmenthaltung!) 
— Bei Enthaltungen*). 

(Zuruf von der KPD: Dagegen!) 
— Also nachträglich dagegen, 14 Stimmen dagegen. 
Ich stelle fest, daß angesichts der Anwesenheits-

zahlen des Bundestages die verfassungsändernde 
Mehrheit für dieses Gesetz erreicht ist. 
Ich rufe weiter den Punkt 31 a) auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
DP/DPB eingebrachten Entwurfs eines Fünf-
ten Gesetzes zur Änderung des Wahlgesetzes 
zum ersten Bundestag und zur ersten 
Bundesversammlung der Bundesrepublik 
Deutschland (Nr. 3907 der Drucksachen). 

Ich darf unterstellen, daß die Herren Antrag-
steller auf eine mündliche Begründung verzichten. 
Ferner darf ich unterstellen, daß Sie auch bei die-
sem Punkt bereit sind, auf eine allgemeine Aus-
sprache zu verzichten. — Das ist der Fall. 
Ich schlage Ihnen vor, den Gesetzentwurf unter 

Punkt 31 a) an den Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung zu überweisen. - Die 
Überweisung ist erfolgt. 
Wir kommen dann zu Punkt 31 b) der Tages-

ordnung: 
Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP/DPB 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Wahlgesetzes zum 
ersten Bundestag und zur ersten Bundes-
versammlung der Bundesrepublik Deutsch-
land (Nr. 3821 der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für An-
gelegenheiten der inneren Verwaltung (24. 
Ausschuß) (Nr. 3930 der Drucksachen). 
(Erste Beratung: 238. Sitzung.) 

Berichterstatter des Ausschusses für Angelegen-
heiten der inneren Verwaltung ist Herr Abgeord-
neter Maier. Ich darf ihn bitten, das Wort zu 
nehmen. 

Maier (Freiburg) (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Der Aus-
schuß für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 
hat die Drucksache Nr. 3821 beraten und schlägt 
Ihnen in der Drucksache Nr. 3930 den geänderten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und zur ersten 
Bundesversammlung der Bundesrepublik Deutsch-
land vor, wie er sich auf der rechten Seite der 
Ihnen vorliegenden Drucksache findet. 

*) Vergl. Anlage 2: Seite 11658 A. 

Die Antragsteller haben als Begründung für 
ihren Entwurf ausgeführt, daß es sich im Hinblick 
auf die nahe bevorstehende Neuwahl dieses Bun-
destages erübrigen sollte, beim Verlust von Manda-
ten  durch Tod oder aus sonstigen Gründen Nach-
wahlen für politische Parteien stattfinden zu lassen. 
In diesen Fällen sollte der nächste Bewerber auf 
einer Landesliste an Stelle des verstorbenen Ab-
geordneten einrücken. Nachwahlen seien nur in 
solchen Fällen vorzunehmen, in denen es sich um 
Wahlkandidaten handle, die an keine Partei ge-
bunden seien. Die Mehrheit des Ausschusses hat 
den in der Drucksache Nr. 3930 enthaltenen Be-
schluß gefaßt. 
Der sozialdemokratische Sprecher hat für die 

Minderheit erklärt, daß ursprünglich auch bei der 
Sozialdemokratie die Absicht bestanden habe, der 
vorgeschlagenen Regelung zuzustimmen. Aber an-
gesichts der Tatsache, daß in den Kreisen der 
Regierungsparteien zur Zeit ein Wahlgesetzentwurf 
für den neuen Bundestag beraten werde, der 
Stichwahlen vorsehe, der also auch eine mehr-
malige Folge von Wahlen in Aussicht nehme, könne 
die Sozialdemokratie nunmehr diesem Entwurf 
nicht mehr ihre Zustimmung geben. 
Zu dem Text selber ist noch folgendes zu bemer-

ken. Die Vorlage heißt „Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Wahlgesetzes". Im 
Hinblick darauf, daß bereits ein dritter Entwurf 
Gesetz geworden ist, aber noch nicht verkündet 
wurde, mußte die Vorlage also die Nr. 4 bekom-
men. Ich möchte als Berichterstatter vorschlagen, 
eine redaktionelle Änderung dahingehend vorzuneh-
men, daß man diese Entwürfe nicht mehr beziffert, 
sondern einfach sagt: Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Wahlgesetzes. Wir kämen sonst mit 
der Bezifferung bereits beschlossener Vorlagen 
in Konflikt. 
Im übrigen empfiehlt Ihnen der Ausschuß für 

innere Verwaltung die Annahme der Vorlage 
Drucksache Nr. 3930. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. Ich darf unterstellen, daß das Haus 
mit der redaktionellen Änderung, nämlich dem 
Wegfall des Wortes „Dritten", einverstanden ist. 
— Das ist der Fall. 

Ich rufe zur Einzelbesprechung der zweiten Be-
ratung auf: Art. 1, — Art. 2, — Einleitung und 
Überschrift. — Keine Wortmeldungen zur Einzel-
besprechung in der zweiten Beratung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Art. 1, — Art. 2, — Ein-
leitung und Überschrift zuzustimmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das erste war die 
Mehrheit. Angenommen! 

Ich rufe zur allgemeinen Besprechung der 
dritten Beratung 

auf. Wird das Wort gewünscht? 
Herr Abgeordneter Heiland! 
Ich darf unterstellen, daß das im Rahmen der 

vereinbarten Redezeit von höchstens 60 Minuten 
geschieht. 

Heiland (SPD): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es handelt sich bei diesem Gesetzentwurf 
um den Wegfall der Nachwahlen für den Rest der 
Legislaturperiode. Das Wahlgesetz ist gerade in 
diesem Punkt Gegenstand heftigster Auseinander-
setzungen im Parlamentarischen Rat gewesen. Da-
mals war es gerade meine Fraktion, die beantragte, 
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die Möglichkeit von Nachwahlen überhaupt nicht 
in das Gesetz aufzunehmen, weil es mit diesen 
Nachwahlen immer eine gewisse Beunruhigung in 
den Wahlkreisen gäbe. Die Antragsteller von heute 
haben damals die Nachwahlen um jeden Preis ge-
fordert. In den Besprechungen zwischen den Frak-
tionen über diesen Gesetzentwurf haben wir uns be-
reit erklärt, dem Wegfall der Nachwahl zuzustim-
men, wenn er nicht nur für dieses Parlament und 
diese Legislaturperiode, sondern in dem Wahlgesetz 
allgemein festgelegt würde, wenn also bestimmt 
würde, daß die Nachwahlen auch in einem kom-
menden Wahlgesetz nicht zugelassen würden. Das 
hat seinen guten Grund. Wahlgesetze soll man 
meiner Ansicht nach nicht immer nach Zweck-
mäßigkeitsgesichtspunkten machen. Wir kommen 
in der Demokratie in eine fürchterliche Gefahr, 
wenn wir uns Wahlgesetze und andere auf längere 
Zeit wirkende Regulativen der Demokratie nach 
politischer Zweckmäßigkeit ausrechnen und aus-
legen. Aus diesem Grunde wird meine Fraktion 
gegen dieses Gesetz stimmen. 

Meine Damen und Herren, Sie dürfen es uns 
nicht übelnehmen, daß wir bei der Vorlage dieses 
Gesetzes einen ein klein wenig bitteren Geschmack 
haben. Ich werde Ihnen gleich sagen, warum. Daß 
der Abgeordnete Holz apfel entgegen dem Ge-
setz heute noch Abgeordneter dieses Hauses ist, 
und daß sein Mandat auf diese Art und Weise für 
die CDU ohne Wahl freigemacht werden soll, ist 
doch eine Realität. Ich habe unlängst in der 
Schweiz eine Besprechung mit deutschen Journa-
listen gehabt, die Herrn Holzapfel interviewt hat-
ten. Dabei hatte sich Herr Holzapfel sehr klar in 
dieser Richtung ausgesprochen. Ich hoffe, Sie zwin-
gen mich nicht, im einzelnen zu sagen, was damals 
von Herrn Holzapfel geäußert worden ist. Er hat 
bei den Journalisten im Ausland auch noch Kritik 
am Bundestag über  die  schlechte Behandlung bei 
seiner „Gehaltszahlung" geübt und sich beschwert. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zurufe von 
der KPD.) 

Es ist aber noch ein zweiter Fall innerhalb der 
CDU-Fraktion zu verzeichnen. Dabei liegt es nicht 
an einem Verstoß gegen ein deutsches Gesetz, son-
dern beruht auf Nichtbeachtung des Schumanplans. 
Es handelt sich darum, daß Herr Et z el nicht mehr 
Mitglied dieses Parlaments sein darf, nachdem er 
bei der Hohen Behörde ist. Auch das hat die CDU-
Fraktion bisher nicht gestört, hat sie nicht veran-
laßt, an diesem Zustand etwas zu ändern. Meine 
Damen und Herren, man soll — und das möchte ich 
mit aller Klarheit und Deutlichkeit aussprechen — 
die  Demokratie in solchen Fragen nicht mißbrau-
chen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es gibt Angelegenheiten, die uns alle heilig sein 
sollten, wenn wir die Grundlage der Demokratie 
erhalten wollen. Aus diesem Grunde sind wir der 
Meinung, daß man dieser Gesetzesvorlage nicht zu-
stimmen kann, zumal sie nur für diese Legislatur-
periode bestimmt ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der heute zur Abstimmung stehende 
Gesetzentwurf ist ein typisches Zweckgesetz. Es soll 

die Herren der Koalition davor schützen, sich der 
Entscheidung des Volkes zu stellen. 

(Abg. Strauß: Davor schützen?) 

— Davor schützen, ja! Sie wollen sich dem ent-
ziehen. Das ist der klare Inhalt des Gesetzes. 

Mir ist bei der Begründung des sozialdemokra-
tischen Sprechers ein Satz ins Gedächtnis gekom-
men, der lautet: „Ihr seid mir scheene Demokraten!" 

(Zurufe.) 

Ich weiß nicht, von wem das stammt; aber es paßt 
absolut auf Ihre derzeitige Haltung, Herr Heiland. 

(Zuruf des Abg. Mellies: — Abg. Strauß: 
Das stammt von einem Monarchen!) 

— Mag sein, aber es ist in diesem Falle richtig. 
Was ist hier eigentlich los? Sie wollen dem Prin-
zip der sogenannten Persönlichkeitswahl, das Sie 
sonst bei jeder Gelegenheit hochhalten, bei dieser 
Ihnen passenden Gelegenheit, wenn ich einmal 
bildhaft sprechen darf, einen klatschenden Schlag 
ins Gesicht geben. Das wollen Sie! Wir sind der 
Meinung, daß man dem Volk Gelegenheit geben 
muß, in dieser Zeit abzurechnen mit Ihnen, die Sie 
die Träger der Politik Adenauers, die Träger der 
Kriegsvorbereitungen sind. 

(Abg. Strauß: Wir sind beim Thema! — 
Weitere Zurufe von der Mitte und rechts.) 

Lassen Sie mich noch einen Satz sagen; das kom-
mende Wahlgesetz werden wir ja bei späterer Ge-
legenheit zu kritisieren die Möglichkeit haben. Ich 
möchte aber nur noch einen Satz aussprechen. Es 
ist hier ein Name gefallen. Ich möchte die Behaup-
tung aufstellen, die nicht widerlegt werden kann, 
daß die Niederlegungserklärung dieses Herrn, also 
die Erklärung, in der er sein Mandat niederlegt, 
seit Monaten in der Schublade des Herrn General-
sekretärs der CDU/CSU-Fraktion liegt und daß Sie 
von dieser Erklärung keinen Gebrauch machen, 
weil Sie die Nachwahl scheuen. 

(Zurufe.) 
— Ihr seid mir scheene Demokraten! 

(Beifall bei der KPD. — Heiterkeit.) 

Präsident Dr. Ehlers: Die historische Fassung war 
natürlich „Republikaner"; aber das liegt Herrn 
Renner nicht so sehr. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, ich habe zunächst be-
kanntzugeben, daß der Auswärtige Ausschuß noch 
zu einer kurzen Sitzung zusammentritt, um die 
Voraussetzung zur Erledigung des Punktes 10 der 
Tagesordnung schaffen zu können. 

(Zuruf: Zimmer 204!) 

— Im Zimmer 204. Geht es nicht in Zimmer 02, 
damit es etwas näher ist? — Also 204 ist vorge-
sehen. Ich schlage Ihnen vor, nach der Abstim-
mung, wenn Herr Professor Schmid einverstanden 
ist. — 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 

schließe die allgemeine Aussprache. Die Einzelaus-
sprache entfällt, da keine Änderungsanträge ge-
stellt sind. Wir kommen zur Schlußabstimmung 
über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und zur ersten 
Bundesversammlung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ge- 
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setz zuzustimmen wünschen, sich von ihren Plätzen 
zu erheben. — 

(Abg. Renner: Die gewählten Persönlich-
keiten!) 

Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
(Abg. Renner: Abgelehnt!) 

— Meine Damen und Herren, der Sitzungsvorstand 
ist sich nicht völlig klar. Ich bitte, im Wege des 
Hammelsprungs zu entscheiden. Wer für das Ge-
setz ist, betritt den Saal durch die Ja-Tür. Ich 
bitte im allgemeinen Interesse, den Saal schnell zu 
räumen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 
Ich bitte, mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 
Ich bitte, die Abstimmung zu beschleunigen. 
Ich bitte, die Türen zu schließen. — Die Abstim-

mung ist geschlossen. 
Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergeb-

nis der Abstimmung bekannt. Mit Ja haben ge-
stimmt 162 Abgeordnete, mit Nein 129, bei 9 Ent-
haltungen. Das Gesetz ist in der Schlußabstimmung 
angenommen*). 
Ich rufe zunächst auf den Punkt 32. 

(Unruhe.) 
— Darf ich Sie bitten, für die kurze Restzeit mög-
lichst Ruhe zu bewahren, damit wir uns die Arbeit 
erleichtern. — 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Kraftloserklärung von Hypotheken-, 
Grundschuld- und Rentenschuldbriefen in 
besonderen Fällen (Nr. 3708 der Druck-
sachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht (23. Aus-
schuß) (Nr. 3911 der Drucksachen). 
(Erste Beratung: 233. Sitzung.) 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. We-
ber. Wird auf die Berichterstattung verzichtet? 

(Zustimmung.) 
— Es wird verzichtet. 

(Abg. Bausch: Es wird verzichtet!) 
— Danke, das hatte ich bereits festgestellt, Herr 
Abgeordneter Bausch. 

(Abg. Bausch: Der Berichterstatter ver-
zichtet — und das Haus!) 

— Und das Haus; seltene Einigkeit! 
Ich rufe auf zur Einzelbesprechung in der zwei-

ten Beratung § 1, — § 2, — § 3, — Einleitung 
und Überschrift. — Keine Wortmeldungen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die den aufgerufenen Para-
graphen zustimmen wollen, die Hand zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. Enthaltungen? — 
Gegen wenige Stimmen angenommen. 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen Verzicht auf eine 

allgemeine Besprechung in der 

dritten Beratung 
vor. — Einzelbesprechung entfällt. 
Ich komme zur Schlußabstimmung. Ich bitte die 

Damen und Herren, die dem Gesetz Drucksache 
Nr. 3708, abgedruckt auf Drucksache Nr. 3911, in 
seiner Gesamtheit zuzustimmen wünschen, sich von 
den Plätzen zu erheben. — Ich danke! Das Ge-
setz ist in der Schlußabstimmung angenommen. 

*) Vergl. Anlage 3: Seite 11658 B. 

Ich rufe auf Punkt 33 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über weitere Ergänzungen 
und Änderungen des D-Markbilanzgesetzes 
sowie über die Ausgabe von Aktien in Deut-
scher Mark (Zweites D-Markbilanzergän-
zungsgesetz) (Nr. 3342 der Drucksachen); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Geld 
und Kredit (12. Ausschuß) (Nr. 3925 der 
Drucksachen). 
(Erste Beratung: 213. Sitzung.) 

Unter den Fraktionen ist eine Verständigung 
darüber erzielt worden, daß auf eine Berichterstat-
tung verzichtet wird. Es wird darauf hingewiesen, 
daß sich in Umdruck Nr. 741 eine Berichtigung be-
findet. Ich bitte also, den Text des Gesetzes unter 
Berücksichtigung dieses Umdrucks zu betrachten, 
und zwar bezieht sich das auf § 3 Abs. 1 und auf 
Art. 4 § 12. 

Ich rufe auf Art. 1, — 2, — 3, — 4, — Ein-
leitung und Überschrift. — Keine Wortmeldungen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den aufge-
rufenen Artikeln, der Einleitung und Überschrift 
zuzustimmen wünschen, ihre Hand zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Die allgemeine Besprechung der 

dritten Beratung 
entfällt. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
aufgerufenen Gesetz — Zweites D-Markbilanzer-
gänzungsgesetz — in seiner Gesamtheit zuzu-
stimmen wünschen, sich von ihren Plätzen zu er-
heben. — Ich danke. — Enthaltungen? Bei 
einigen Enthaltungen ist das Gesetz in der Schluß-
abstimmung angenommen. 

Ich rufe Punkt 34 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP, DP/DPB, FU (BP-Z) 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
Straffreiheit (Nr. 3935 der Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, auf eine all-
gemeine Aussprache in der ersten Beratung zu ver-
zichten. — Das Haus ist damit einverstanden. Ich 
schlage Ihnen vor, den Gesetzentwurf dem Rechts-
ausschuß zu überweisen. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Das ist der Fall. Die Überweisung 
ist erfolgt. 
Bei Punkt 35 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Schaffung von Familienheimen 
(Zweites Wohnungsbaugesetz) (Nr. 3868 der 
Drucksachen), 

ist von den Fraktionen Übereinstimmung erzielt 
worden, daß die Beratung dieses Gesetzentwurfs 
heute abgesetzt werden soll. — Das Haus ist damit 
ebenfalls einverstanden. 

Nun rufe ich Punkt 36 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betreffend Visenzwang (Nr. 3896 der Druck-
sachen). 

(Abg. Dr. Mommer: Überweisung an den 
Ausschuß für innere Verwaltung!) 

— Die Antragsteller schlagen vor, den Gesetzent

-

wurf dem Ausschuß für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung zu überweisen. Ist das Haus 
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damit einverstanden? - Jawohl; die Überweisung 
ist erfolgt. 
Meine Damen und Herren, Punkt 29 ist über-

sehen worden: 
Beratung des Mündlichen Berichts des Wahl-
prüfungsausschusses (2. Ausschuß) über die 
Feststellung des Erlöschens des Bundestags-
mandats des Abgeordneten Müller (Han-
nover) (Nr. 3871 der Drucksachen). 

(Zurufe: Nein, nein! — Abg. Renner: Ist 
abgesetzt! — Abg. Dr. Menzel: Ist abge-
gesetzt! Da ist ja eine Aussprache ver-

einbart!) 
— Das Haus scheint anzunehmen, daß dieser Punkt 
abgesetzt werden soll. 

(Zustimmung.) 
Ist das Haus damit einverstanden? 

(Erneute Zustimmung.) 
— Das ist der Fall. 

Ich rufe auf Punkt 37: 

Beratung der interfraktionellen Anträge 
betreffend Überweisung von Anträgen an 
die Ausschüsse (Umdrucke Nrn. 697, 706, 
726). 

Ich bitte die Damen und Herren, die den An-
trägen auf den Umdrucken Nrn. 697, 706 und 726 
zuzustimmen wünschen, eine Hand zu erheben. — 
Sie sind angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 38: 

Beratung der Übersicht Nr. 3 über die dem 
Deutschen Bundestag zugeleiteten Streit-
sachen vor dem Bundesverfassungsgericht 
(Umdruck Nr. 711). 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs-
recht schlägt ohne besondere Berichterstattung vor, 
von einer Äußerung zu den auf Umdruck Nr. 711 
aufgeführten Streitsachen vor dem Bundesverf as-
sungsgericht abzusehen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesem Antrag des Rechtsausschusses 
zuzustimmen wünschen, eine Hand zu erheben. — 
Das ist die Mehrheit; er ist angenommen. 
Es liegt noch vor: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP, DP/DPB, FU (BP-Z) 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Regelung von Zahlungsverpflichtungen 
aus Zahlungsabkommen (Nr. 3951 der 
Drucksachen). 

Ich darf Ihr Einverständnis unterstellen, den 
Punkt auf die Tagesordnung zu nehmen und den 
Gesetzentwurf ohne Aussprache dem Ausschuß für 
Außenhandelsfragen zu überweisen. — Das Haus 
ist damit einverstanden; auch diese Überweisung 
ist erfolgt. 
Meine Damen und Herren, der Ausschuß für aus-

wärtige Angelegenheiten hat bis zu diesem Augen-
blick den Saal noch nicht wieder betreten. Ich habe 
zu Punkt 10 der Tagesordnung also leider noch 
keinen Bericht. Der Finanz- und Steuerausschuß 
hat auf Drucksache Nr. 3903 den Antrag vorgelegt, 
dem Gesetzentwurf unverändert nach der Vorlage 
zuzustimmen. Der Auswärtige Ausschuß ist mit-
beratender Ausschuß. Darf ich fragen, wie wir ver-
fahren wollen. Sollen wir versuchen, eine Stellung-
nahme des Auswärtigen Ausschusses herbeizu-
führen? 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Ich schlage 
vor, wir verzichten auf seinen Bericht!) 

— Ist das Haus bereit, auf den Bericht des Aus-
wärtigen Ausschusses in diesem Falle zu ver-
zichten? 

(Zurufe.) 

— Offenbar nicht. Ein Teil des Hauses ist nicht 
bereit. Meine Damen und Herren, ich bitte um eine 
kurze Pause — ich bitte auf Ihren Plätzen zu 
bleiben; ich unterbreche auch nicht —, um festzu-
stellen, ob der Auswärtige Ausschuß in kurzer Zeit 
mit seinen Beratungen fertig wird. Es wäre für die 
Erledigung dieses Punktes wünschenswert. 
Ich darf inzwischen noch einmal die Bitte wieder-

holen, daß Sie Ihre Eisenbahnfreifahrkarten, die 
im Tagungsbüro bereitgelegt sind, freundlichst in 
Empfang zu nehmen, damit eine Nachsendung die-
ser kostbaren Dokumente vermieden werden kann. 
Ich höre, daß der Auswärtige Ausschuß seine 

Beratung abgeschlossen hat und sofort erscheinen 
wird. Ich rufe also auf Punkt 10: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs ei-
nes Gesetzes betreffend deutsch-niederländi-
sche Vereinbarungen vom 19. Mai 1952 über 
Fragen der Restitution und vom 13./20. Juni 
1952 über Freigabe von deutschen Reichs-
mark-Wertpapieren (Nr. 3832 der Druck-
sachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für Fi-
nanz- und Steuerfragen (11. Ausschuß) (Nr. 
3903 der Drucksachen). 
(Erste Beratung: 238. Sitzung.) 

Darf ich zunächst den Herrn Berichterstatter Dr. 
Kneipp bitten. — Herr Abgeordneter Dr. Wellhau-
sen ist sicher bereit, uns in Kürze in den Gesetz-
entwurf einzuführen. 

Dr. Wellhausen (FDP), Stellvertreter des Bericht-
erstatters: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist nicht von ungefähr, daß sich die Not-
wendigkeit ergab, dieses Gesetz zweimal von der 
Tagesordnung abzusetzen. Es war nämlich erfor-
derlich, daß im Finanzausschuß ein bestimmter Herr 
des Bundesfinanzministeriums, der die Verhand-
lungen selber geführt hatte, erschien. Das war erst 
heute morgen der Fall. 
Im Finanzausschuß wurde in erster Linie die 

Frage erörtert — und dann auch von dem Herrn 
Ministerialdirektor Wolff beantwortet —, ob Be-
rufungen auf diese Regelung, die jetzt mit Hol-
land erfolgt, zu besorgen sind. Das ist von dem 
Vertreter der Regierung mit einleuchtenden Grün-
den verneint worden. Es ist weiter die Frage ge-
stellt worden, ob es nicht doch möglich sei, solche 
Leute noch zu belangen, die sich während des Krie-
ges mit unmittelbarem Zwang in den Besitz der 
Wertpapiere, die jetzt restituiert werden sollen oder 
für deren Restitution etwas vergütet werden soll, 
gesetzt haben. Es werden selbstverständlich vorn 
Bundesfinanzministerium alle Wege beschritten 
werden, um noch nachträglich eine Haftbarmachung 
dieser Leute herbeizuführen. 
Im übrigen erschien es dem Finanzausschuß — 

und wie ich annehmen darf, nunmehr auch dem 
Auswärtigen Ausschuß — angebracht, dem Ab-
kommen zuzustimmen. Wenn Sie sich die Druck-
sache etwas näher angesehen haben, was ich un-
terstelle, dann werden Sie festgestellt haben, daß 
die Verhandlungen fast ein Jahr zurückliegen. Es 
haben sich hinterher noch zusätzliche Briefwechsel 
ergeben, und auch dann ist aus Gründen, die nicht 
ganz aufgeklärt sind, die Befassung des Bundes- 
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tages, die man zunächst für entbehrlich gehalten 
hatte, weil nämlich angeblich die Holländer ge-
meint hatten, nicht zu ratifizieren brauchen, reich-
lich hinausgezögert worden. Alle diese Dinge sind 
unter lebhafter Beteiligung aller Fraktionen im 
Finanzausschuß erörtert. Der Finanzausschuß ist 
einstimmig zu einem befürwortenden Votum ge-
kommen, wobei der Ausschuß der Hoffnung Aus-
druck gegeben hat, daß das von Deutschland ge-
zeigte Entgegenkommen nun ein ebensolches seitens 
Hollands in einer Reihe noch offener Fragen, insbe-
sondere hinsichtlich der sogenannten Traktatlän-
dereien, zur Folge hat. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. 
Wünscht der Auswärtige Ausschuß noch etwas 

hinzuzufügen? — Das ist nicht der Fall. Er schließt 
sich dem Votum an. 
Aussprache ist nicht gewünscht. Ich rufe zur Ein-

zelberatung in der zweiten Beratung auf Art. I,  — 
II,  — III, — Einleitung und Überschrift. — Ich bitte 
die Damen und Herren, die zuzustimmen wün-
schen, ihre Hand zu erheben. — Das ist einstimmig. 

Ich rufe auf zur 
dritten Beratung. 

Die allgemeine Besprechung entfällt, Einzelbera-
tung braucht nicht zu erfolgen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die Art. I, II, III, Einleitung und Über-
schrift zuzustimmen wünschen, eine Hand zu er-
heben. 

(Zurufe.) 

— Ja, meine Damen und Herren, das ist nun mal 
anders; gemäß § 88 der Geschäftsordnung entfällt 
eine Schlußabstimmung. — Dieser Gesetzentwurf 
ist in dritter Beratung angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am 
Ende der heutigen Tagesordnung. Ich darf mir ge-
statten, allen Mitgliedern des Hauses — ich brauche 
keine Ausführungen darüber zu machen, wie dring-
lich dieser Wunsch aus mancherlei Gründen ist — 
Besinnung und körperliche und seelische Erholung 
in den vor uns liegenden Wochen zu wünschen. Ich 
darf mir weiter gestatten, Ihnen ein gesegnetes 
Weihnachtsfest und neues Jahr zu wünschen. 
Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 

Bundestages auf Mittwoch, den 21. Januar 1953, 
13 Uhr 30, und schließe die 244. Sitzung. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

(Schluß der Sitzung: 20 Uhr 21 Minuten.) 
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Anlage 1 zum Stenographischen Bericht der 244. Sitzung  

Schriftlicher Bericht  
des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen  

(11. Ausschuß)  

über den  

Entwurf eines Gesetzes  
zur Änderung des Art. 107 des Grundgesetzes  

- Nrn. 3950, 3769 der Drucksachen -  

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Dresbach  

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen hat  
bei einer Stimmenthaltung den Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Art. 107 des Grundge-
setzes (Drucksache Nr. 3769) gutgeheißen. Er hat  
sich damit auch die Begründung zum Gesetzent-
wurf zu eigen gemacht, die hauptsächlich in folgen-
der Richtung geht: 1. Der Finanzbedarf des Bundes  
ist gegenwärtig noch nicht übersehbar, d. h. die  
Ausgabenseite ist noch nicht zu normieren; 2. es  
steht nicht fest, wie die Reform des materiellen  
Steuerrechts ausfallen wird, d. h. ob die gegen-
wärtigen Steuerarten bestehen bleiben oder ob es  
infolge der Änderung einzelner Steuerarten zu er-
heblichen Änderungen im Aufkommen kommen  
wird; mit anderen Worten also: auch die Einnah-
men sind insgesamt unsicher, wobei die Entwick-
lung der Wirtschaftserträgnisse als Besteuerungs-
grundlage bei dieser Betrachtungsweise außer acht  
bleibt. Die Steuerreform muß aber schon metho-
disch, wie die Begründung mit Recht sagt, der Ver-
teilung der Steuerertragshoheit vorausgehen.  

Im Ausschuß ist diskutiert worden, ob es nicht  
zweckmäßig sei, an Stelle der im Entwurf vorge-
sehenen Jahreszahl 1955 die Jahreszahl 1954 zu  
setzen, um den kommenden Bundestag unter einen  
gewissen Zeitdruck zu bringen, damit das Wort aus  
der Vergangenheit vom „relativen Ewigkeitswert"  
des vorläufigen Finanzausgleichs nicht wirklich  
solchen Wert bekomme. Die endgültigen Erwägun-
gen besagten aber dann, daß der kommende Bun-
destag eine längere als eine 1 1/2j ährige Frist zur  
Sammlung von Erfahrungen haben müsse.  

Dann wurden Erwägungen angestellt, ob es nicht  
zweckmäßig sei, die Gelegenheit eines verfassung-

ändernden Gesetzes zu benutzen, um weitere Ver-
fassungsänderungen an dem in Frage stehenden  
Artikel durchzusetzen. Die Befürworter haben  
dabei die Lage der Gemeinden und Gemeindever-
bände im Auge gehabt und daran gedacht, die Ge-
meinden sozusagen als „dritte Kraft", gleichberech

-

tigt neben Bund und Ländern, in das Bundesver-
fassungsrecht einzuführen, auf alle Fälle den Ge-
meinden bundesverfassungsrechtliche Garantien  
für die Erhaltung der kommunalen Finanzkraft zu  
schaffen. Im Hinblick auf den kurzfristigen Ter-
min des 31. Dezember 1952, den es zu verlängern  
gilt, ist die Mehrheit des Ausschusses vom Gedan-
ken einer solchen Koppelung abgekommen, ohne  
b diesem  Gedanken ihre Sympathie abzusagen. 
Im Gegenteil, mit der Möglichkeit der Stellung 
eines interfraktionellen Initiativantrages zur ent-
sprechenden Änderung des Art. 107 und auch des 
Art. 106 muß sich das Hohe Haus wohl vertraut 
machen. 

Die Mehrheit des Ausschusses glaubte außerdem, 
an den Bundesrat die Bitte richten zu dürfen, sich 
dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht zu ver-
sagen, da durch die Verlängerung dem Streben 
der Länder, dem Bunde über die Handhabung des 
Art. 106 Abs. 3 Länderkraft und -macht zu zeigen 
kein Abbruch getan wird.  

Bonn, den 11. Dezember 1952  

Dr. Dresbach  
Berichterstatter  
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Anlage 2 zum Stenographischen Bericht der 244. Sitzung 

Schriftliche Erklärung 
der Abgeordneten Donhauser und Dr. Jaeger (Bayern) 

gemäß § 59 der Geschäftsordnung 

zur Abstimmung 
über den Entwurf eines Gesetzes zur 

Änderung des Art. 107 des Grundgesetzes 

- Nrn. 3950, 3769 der Drucksachen - 

Wir haben uns aus grundsätzlichen Erwägungen 
der Stimme enthalten. 

Bonn, den 11. Dezember 1952 

Donhauser 
Dr. Jaeger 

Anlage 3 zum Stenographischen Bericht der 244. Sitzung 

Schriftliche Erklärung 
des Abgeordneten Dr. Jaeger (Bayern) 

gemäß § 59 der Geschäftsordnung 

zur Abstimmung 
über den Entwurf eines 

Dritten Gesetzes zur Änderung des Wahlgesetzes 

zum ersten Bundestag und zur ersten Bundesversammlung 
der Bundesrepublik Deutschland 

- Nrn. 3930, 3821 der Drucksachen - 

Ich erkenne die praktischen Vorzüge des Ge-
setzentwurfes für das Ende einer Wahlperiode an 
Der Gesetzentwurf bedeutet aber auch einen Ab-
bau des Mehrheitswahlrechtes im Rahmen des 
gegenwärtigen Wahlsystems. Um keinem Präze-
denzfall im Hinblick auf das kommende Wahl-
gesetz meine Zustimmung zu geben, habe ich mich 
deshalb der Stimme enthalten. 

Bonn, den 11. Dezember 1952 

Dr. Jaeger 
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Anlage 4 zum Stenographischen Bericht der 244. Sitzung 

Schriftliche Erklärung 
des Abgeordneten Dr. Keller 

gemäß § 59 der Geschäftsordnung 

zur Abstimmung 

über den Entwurf eines Gesetzes betreffend 
deutschniederländische Vereinbarungen 

vom 19. Mai 1952 über 

Fragen der Restitution 

und vom 13./20. Juni 1952 über 

Freigabe von deutschen Reichsmark -Wertpapieren 
(Nrn. 3832, 3909 der Drucksachen) 

Der vorliegende Gesetzentwurf berührt die 
Grundfrage der Wiedergutmachung. Auf der einen 
Seite wollen wir als Deutsche ehrlich bemüht sein, 
geschehenes Unrecht nach dem Maße unserer 
Kräfte wiedergutzumachen. Dieser Versuch der 
Wiederherstellung eines ungeteilten Rechts ist 
durch die völkerrechtswidrige Beschlagnahme des 
Eigentums Heimatvertriebener in den Ostgebieten 
entscheidend gestört worden. 

Auch in Holland ist das Vermögen von dort ge-
flohenen und ausgewiesenen 45 000 Reichsdeutschen, 
das auf 2 1/2 Milliarden DM geschätzt wird, ent-
gegen den Bestimmungen der Haager Landkriegs-
ordnung beschlagnahmt. 

Da eine Lösung des Rechts beide Teile verpflich-
ten muß, sehe ich mich nicht imstande, diesem Ge-
setzentwurf die Zustimmung zu erteilen, und 
stimme gegen das Gesetz. 

Bonn, den 11. Dezember 1952. 

Dr. Wilfried Keller. 



11660 	Deutscher Bundestag — 244. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 11. Dezember 1952 

Namentliche Abstimmung 

über den Antrag der Fraktion der SPD auf 
Wiederherstellung des § 4 

des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Erhöhung der Grundbeträge in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Rentenversicherung 
der Angestellten sowie über die Erhöhung der Renten in der knappschaftlichen Rentenversiche

-

rung in der Fassung des Antrags Nr. 3927 der Drucksachen 

Name Abstimmung Name Abstimmung 

CDU/CSU 

Dr. Adenauer 	 — Hilbert 	  — 
Albers 	  Nein Höfler 	  Nein 
Arndgen 	  Nein Hohl 	  Nein 
Dr. Bartram (Schleswig

-

Holstein) 	  entschuld. 
Dr. Holzapfel 	 
Hoogen  

— 
Nein 

Bauereisen 	  Nein Hoppe 	  Ja 
Bauknecht 	  Nein Dr. Horlacher 	 Nein 
Dr. Baur (Württemberg) Nein Horn 	  Nein 
Bausch 	  Ja Huth 	  Nein 
Becker (Pirmasens) 	  Nein Dr. Jaeger (Bayern) . Nein 
Blank (Dortmund) 	  Nein Junglas 	  — 
Frau Brauksiepe 	 Nein Kahn 	  Nein 
Dr. von Brentano 	 Nein Kaiser 	  Nein 
Brese 	  Nein Karpf 	  entschuld. 
Frau Dr. Brökelschen Nein Dr. Kather 	  enthalten 
Dr. Brönner 	 Nein Kèmmer 	  Nein 
Brookmann 	 Nein Kemper 	  krank 
Dr. Bucerius 	 entschuld. Kern 	  Nein 
Frau Dietz 	  Nein Kiesinger 	  Nein 
Donhauser 	  Nein Dr. Kleindinst 	 Nein 
Dr. Dresbach 	 Nein Dr. Köhler 	  Nein 
Eckstein 	  Nein Dr. Kopf 	  Nein 
Dr. Edert 	  Ja Kühling 	  entschuld. 
Dr. Ehlers 	  Nein Kuntscher 	  Nein 
Ehren 	  entschuld. Kunze 	  Nein 
Dr. Erhard 	 Nein Dr. Laforet 	  Nein 
Etzel (Duisburg)  entschuld. Dr. Dr. h. c. Lehr 	 — 
Etzenbach. 	  — Leibfried Nein 
Even 	  Nein Lenz 	  Nein 
Feldmann 	  Nein Leonhard 	  Nein 
Dr. Fink 	  Nein Lücke 	  —  
Dr. Frey 	  — Majonica 	  Nein 
Fuchs 	  Nein Massoth 	  Nein 
Dr. Freiherr von Fürsten

-

berg 	  Nein 
Mayer (Rheinland-Pfalz) 
Mehs 	  

Nein 
Nein 

Fürst Fugger von Glött . Nein Mensing 	  Nein 
Funk 	  enthalten Morgenthaler 	 Nein 
Gengler  Nein Muckermann 	 Nein 
Gerns 	. . 	. Nein Mühlenberg 	 Nein 
Dr. Gerstenmaier 	 Nein Dr. Dr. Müller (Bonn) 	. Nein 
Gibbert 	  Nein Müller-Hermann 	 enthalten 
Giencke 	  Nein Naegel 	  Nein 
Dr. Glasmeyer 	 Nein Neber 	  Nein 
Glüsing 	  Nein Nellen 	  Nein 
Gockeln 	  entschuld. Neuburger 	  Nein 
Dr. Götz 	  Nein Nickl 	  Nein 
Frau Dr. Gröwel  Nein Frau Niggemeyer  Nein 
Günther 	  Nein Dr. Niklas 	  — 
Hagge 	  Nein Dr. Oesterle Nein 
Frau Heiler 	 Nein Dr. Orth 	  Nein 
Heix 	  Nein Pelster 	  Nein 
Dr. Henle 	 entschuld. Pfender 	  Nein 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

Dr. Pferdmenges . Nein Brünen 	  entschuld. 
Frau Dr. Probst . Ja Cramer 	  Ja 
Dr. Pünder 	 Nein Dannebom 	 Ja 
Raestrup 	 Nein Diel 	  krank 
Rahn 	  Nein Frau Döhring  Ja 
Frau Dr. Rehling . Nein Eichler 	  Ja 
Frau Rösch 	 Nein Ekstrand  Ja 
Rümmele 	 Ja Erler 	  Ja 
Sabel 	. 	. Nein Faller 	. . Ja 
Schäffer 	  - Franke 	  Ja 
Scharnberg 	  Nein Freidhof  Ja 
Dr. Schatz 	.  enthalten Freitag 	.  Ja 
Schill Nein Geritzmann  Ja 
Schmitt (Mainz)  Nein Gleisner Ja 
Schmitz  J a Görlinger  Ja 
Schmücker 	 Nein Graf 	 . Ja 
Dr. Schröder (Düsseldorf) Nein Dr. Greve  Ja 
Schüttler 	 Nein Dr. Gülich  Ja 
Schütz 	.  Ja Happe 	  Ja 
Schuler  Nein Heiland  Ja 
Schulze-Pellengahr . Nein Hennig 	  Ja 
Dr. Semler  entschuld. Henßler krank 
Dr. Serres  Nein Herrmann  Ja 
Siebel  Nein Hoecker  Ja 
Dr.Solleder  Nein Höhne 	  Ja 
Spies  Nein Frau Dr. Hubert  Ja 
Graf von Spreti  Nein Imig  Ja 
Stauch 	  Nein Jacobi 	. Ja 
Frau Dr. Steinbiß . Nein Jacobs Ja 
Storch Nein Jahn Ja  
Strauß 	  Nein Kalbfell  entschuld. 
Struve 	. Nein Kalbitzer  Ja 
Stücklen Ja Frau Keilhack  Ja 
Dr. Vogel  Nein Keuning  Ja 
Wacker 	  Ja Kinat Ja 
Wackerzapp 	  Nein Frau Kipp-Kaule Ja 
Dr. Wahl 	  Nein Dr. Koch  Ja 
Frau Dr. Weber (Essen) Nein Frau 	Korspeter  Ja 
Dr. Weber (Koblenz) 	 Nein Frau Krahnstöver Ja 
Dr. Weiß Nein Dr. Kreyssig 	 Ja 
Winkelheide 	 Nein Kriedemann 	 Ja 
Wittmann enthalten Kurlbaum 	 Ja  
Dr. Wuermeling . Nein Lange Ja 

Lausen 	.  entschuld. 

SPD  Frau Lockmann 
Ludwig  

Ja 
Ja 

Frau Albertz 	 Ja Dr. Luetkens 	 Ja 
Frau Albrecht 	 Ja Maier (Freiburg)  Ja 
Altmaier 	 Ja Marx 	 Ja 
Frau Ansorge 	 Ja Matzner . Ja 
Dr. Arndt 	 Ja Meitmann  entschuld. 
Arnholz 	  Ja Mellies 	.  Ja 
Dr. Baade 	 Ja Dr. Menzel  Ja 
Dr. Bärsch 	 Ja Merten 	.  Ja 
Baur (Augsburg) . Ja Mertins  Ja 
Bazille 	  krank Meyer (Hagen)  Ja 
Behrisch 	  Ja Meyer (Bremen)  Ja 
Bergmann 	 Ja Frau Meyer-Laule Ja 
Dr. Bergstraeßer . Ja Mißmahl  Ja 
Berlin Ja Dr. Mommer 	 Ja 
Bettgenhäuser 	. .Ja Moosdorf  Ja 
Bielig 	  Ja Dr. Mücke  Ja 
Birkelbach 	 Ja Müller (Hessen)  Ja 
Blachstein 	 Ja Müller (Worms)  Ja 
Dr. Bleiß 	 Ja Frau Nadig  Ja 
Böhm 	  Ja Dr. Nölting  Ja 

Dr. Brill 	  Ja Nowack (Harburg) Ja 
Bromine 	  Ja Odenthal  Ja 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

Ohlig 	  Ja Dr. Leuze 	  Nein 
Ollenhauer  Ja Dr. Luchtenberg 	 Nein 

Paul (Württemberg)  Ja Margulies 	  Nein 
Peters 	  Ja Mauk 	  Nein 
Pohle 	  Ja Mayer (Stuttgart) 	 krank 
Dr. Preller 	  Ja Dr. Mende 	  Nein 
Priebe 	  Ja Dr. Miessner 	 Nein 
Reitzner 	  Ja Neumayer 	  Nein 
Richter (Frankfurt)  Ja Dr. Dr. Nöll von der Nahmer enthalten 
Ritzel 	  Ja Onnen 	  Nein 
Ruhnke 	  Ja Dr. Pfleiderer 	 entschuld. 
Runge 	  Ja Dr. Preiß 	  Nein 
Sander 	  entschuld. Dr. Preusker 	 Nein 
Sassnick 	  Ja  Rademacher 	 entschuld. 
Frau Schanzenbach . . . Ja Rath 	  Nein 
Dr. Schmid (Tübingen) . . Ja  Dr.Freiherr von Rechenberg Nein 
Dr. Schmidt (Niedersachsen) Ja  Revenstorff 	 Nein 
Dr. Schöne 	  Ja  Dr. Schäfer 	 — 
Schoettle 	  Ja  Dr. Schneider 	 Nein 
Segitz 	  Ja  Stahl 	  Nein 
Seuffert  Ja  Stegner 	  Nein 
Stech 	  Ja  Dr. Trischler 	 Nein 
Steinhörster 	  Ja  Dr. Wellhausen 	 Nein 
Stierle 	  krank Wirths 	  

-  

Nein 
Striebeck 	
Frau Strobel  Ja DP 
Temmen 	  
Tenhagen 	  Tenhagen 
Troppenz 	  

Ja 
Ja 
Ja 

Ahrens 	  
Eickhoff 	  

Nein 
Nein 

Dr. Veit 	  Ja 
Ewers 	  
Farke 	  

Nein 
Nein 

Wagner 	  entschuld. Dr. Fricke 	  Nein 
Wehner 	  J a Frommhold 	  Nein 
Wehr 	  Ja Hellwege 	  Nein 
Weinhold 	  

Ja  Jaffé 	  Nein 
Welke 	  
Weltner  Ja 

 Ja 
Frau Kalinke 	 
Kuhlemann 	 

Nein 
entschuld. 

Dr. Wenzel 	  Ja Dr. Leuchtgens 	 Nein 
Winter 	  Ja Löfflad 	  krank 
Wönner 	  Ja Matthes 	  Nein 
Zühlke 	  Ja Dr. von Merkatz 	 Nein 

Dr. Mühlenfeld 	 Nein 
Schuster 	  Nein 

FDP Dr. Seebohm 	 
Dr. Atzenroth 	 Nein Tobaben 	  Nein 
Dr. Becker (Hersfeld) 	. 	. 	. entschuld. Walter 	  Nein 
Dr. Blank (Oberhausen) . . Nein Wittenburg 	 Nein 
Blücher 	  — Dr. Zawadil 	 Nein 
Dannemann 	 Nein FU 
Dr. Dehler 	  --- 
Dirscherl 	  Nein Freiherr von Aretin Ja 
Eberhard 	  Nein Dr. Bertram (Soest)  entschuld. 
Euler 	  Nein Dr. Besold 	  Ja 
Fassbender 	  Nein Clausen 	  krank 
Dr. Friedrich 	 enthalten Dr. Decker 	 a 
Frühwald 	  Nein Determann 	  Ja 
Funcke 	  Nein Eichner 	  Ja 
Gaul 	  Nein Hoffmann (Lindlar) Ja 
Dr. von Golitschek  enthalten Lampl 	  Ja 
Grundmann 	 Ja Maerkl . Ja 
Dr. Hammer 	 Nein Mayerhofer  Ja 
Dr. Hasemann 	 Nein Dr. Meitinger 	 Ja 
Dr. Hoffmann (Lübeck). enthalten Pannenbecker 	  Ja 
Dr. Hoffmann (Schönau) Nein Parzinger  Ja 
Frau Hütter 	 Nein Dr. Reismann .  Ja 
Frau Dr. Ilk 	 Nein Ribbeheger . 	. Ja 
Juncker 	  Nein Volkholz   Ja 
Dr. Kneipp 	  Nein Wartner   krank 
Kühn 	  Nein Willenberg 	  Ja 
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Name Abstimmung Name Abstimmung 

KPD Frau Bieganowski 	  Ja 

Agatz 	  Ja Bodensteiner 	 Ja 

Fisch 	  Ja Dr. Dorls 
Gundelach 	  Ja Dr. Etzel (Bamberg). Ja 

Harig 	  Ja  Freudenberg 	 entschuld. 
Kohl (Stuttgart) 	 Ja Fröhlich Ja 

Müller (Frankfurt) 	 Ja Goetzendorff 	 Ja 

Niebergall 	 Ja Hedler 	.. 	. — 
Niebes 	  Ja Frau Jaeger (Hannover) . Nein 
Paul (Düsseldorf) 	 Ja Dr. Keller 	 Ja 
Reimann 	  entschuld. Langer 	  - 
Renner 	  Ja Loritz Ja 
Rische 	  Ja Müller (Hannover)  — 
Frau Strohbach 	 Ja Dr.Ott 	. . 	. entschuld. 
Frau Thiele 	 Ja Reindl 	.  Ja 

Schmidt (Bayern) 	. 	. 	 Ja 
Fraktionslos  in Thadden 	 Ja 

Frau Arnold 	 entschuld. Tichi 	  krank 
Aumer 	. 	.  krank Wallner 	  Nein 
Bahlburg 	 Nein Frau Wessel 	 Ja 

Zusammenstellung der Abstimmung 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen 	. 348 
Davon: 

Ja 	  170 
Nein 	  169 
Stimmenthaltung 	 . 9 

Zusammen wie oben 	  348 

Berliner Abgeordnete 

Name  Abstimmung  Name Abstimmung 

CDU/CSU 
Neumann 	 Ja 

Dr.Friedensburg  Nein Dr. Schellenberg 	 Ja 
Dr. Krone 	 Nein Frau Schroeder (Berlin) Ja 
Lemmer 	  entschuld. Schröter (Berlin) 	  Ja 
Frau Dr. Maxsein  Nein Frau Wolff 	 Ja 
Dr. Tillmanns .  Nein 

FDP 
SPD Dr. Henn 	  Nein 

Brandt  Ja Hübner 	  Nein 
Dr. Koenigswarter entschuld. Frau Dr. Mulert 	 Nein 
Löbe 	  Ja Dr. Reif 	  Nein 
Neubauer 	  Ja Dr. Will 	  Nein 

Zusammenstellung der Abstimmung der Berliner Abgeordneten 

Abstimmung 

Abgegebene Stimmen  17 
Davon: 

Ja . 	 8 
Nein . 9 
Stimmenthaltung  — 

Zusammen wie oben 	  17 
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